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Briefmarken die Dan 
Humanitäre . e im Spiege 

Sie sind in aller Hände, jeder hat 
sie, jeder braucht sie: Briefmarken. 
Ihre korrekte Bezeichnung lautet 
zwar Postwertzeichen, doch hat 
sich der Name Briefmarke allge­
mein durchgesetzt. Die Formen, 
Farben und Ausgaben sind schier 
unüberschaubar, es gibt sie als 
Dauerserien, Sondermarken - wie 
etwa die bekannten Wohlfahrts­
marken - oder auch als Blockaus­
gaben. In einem Atemzug zählt der 
Philatelist dazu noch postalische 
Dokumentationen wie Briefum­
schläge und Postkarten als Ganz­
sachen oder Privatganzsachen, 
Sonderstempel und, und, und ... 

Doch wendet sich die neue Se­
rie "Briefmarken, die Dank sagen" 
in erster Linie nicht an den Exper­
ten. Sie soll vielmehr den Laien un­
ter den Lesern ansprechen, soll 
ihm einen Einblick in die Motiv-Phi­
latelie unter dem Oberbegriff " Ka­
tastrophenschutz" verschaffen. 
Weil sich der Bereich aber - inter­
national gesehen - nicht exakt ab-

grenzen läßt, erlauben die einzel­
nen Motive auch einen Blick auf 
das alltägliche Einsatzspektrum 
der Hilfsdienste und widmen sich 
beispielsweise dem Rettungs­
dienst, der Technischen Hilfelei­
stung oder den Sozialen Diensten. 

In Folge wird sich diese Seite 
vorwiegend dem Thema "Brief­
marken und Katastrophenschutz" 
widmen, ohne das erwähnte 
postalische Umfeld zu vernachläs­
sigen. Frei von Länder- oder Erd­
teilgrenzen und unabhängig von 
festgelegten Zeitabläufen soll hier 
dokumentiert werden, auf welch 
vielfältige Weise die einzelnen 
Staaten auf die Arbeit der Retter 
aus Not und Gefahr hinweisen, um 
die Aufmerksamkeit ihrer Bürger 
für diesen Bereich zu sensibilisie­
ren. Die Darstellung ihres Wirkens 
in oft millionenstarken Auflagen 
verstehen die im Dienste des Kata­
strophenschutz Tätigen - und das 
nicht nur in unserem Land - stets 
als Geste des Dankes und der An-
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Freiwillige Hilfsdienste 

Unfallschutz 

tnH.gsbrief 

sag..en 

erkennung seitens der Allgemein­
heit. Selten, daß wenige Qua­
dratzentimeter bedruckten Pa­
piers eine effektivere Wirkung hat­
ten . 

Bei der heute vorgestellten Brief­
marken-Serie handelt es sich um die 
erste und einzigste der Arbeit der 
Hilfsorganisationen gewidmete Se­
rie, welche die Deutsche Bundespost 
herausgebracht hat. Unter der Be­
zeichnung "Freiwillige Hilfsdienste" 
1970 erschienen, sind die sechs Wer­
te zum einen bestimmten Diensten 
zugeordnet , gehören zum anderen zu 
Bereichen der humanitären Hilfe all­
gemein. So zeigen die Werte 5, 10, 30 
und 70 Pfennig stilisierte Abbildun­
gen von Technischem Hilfswerk, 
Bergwacht. Feuerwehr und Deut· 
scher Lebens-Rettungs-Gesell­
schaft, während die Werte 20 und 50 
Pfennig Pflegehilfe und Unfallschutz 
zum Thema haben. 
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SPD: Landesspezifisch ausgerichteten 
Katastrophenschutz organisieren 

Für einen länderspezifisch 
au,gerichteten Katastrophen­
schutz unter Berücksichtigung 
spelieller Gefahrenquellen hat 
sich jetzt die SPD-Landtags­
fraktion in Niedersachsen aus­
gesprochen: .. Für Niedersach­
sen bedeutet dies. daß die Ge­
fahren, die von der langen Kü­
ste. den großen Waldnächen, 
der ständig wachsenden Zahl 
von Gefahrguttransponen und 
dem Umgang mit der Lage­
rung von Gefahrstoffen, den 
Alomkraftwerken, aber auch 
von der Funktion des Landes 
al; Transitland mit zahlreichen 
intensiv benutzten Verkehrs­
verbi ndungen ausgehen, in 
den Vordergrund gestellt wer-

Bayern: 
Endlich neue Linie 

des Bundes 
im Zivilschutz 

Innenminister Dr. Günther 
Beckstein befürwonet die von 
Bundesinnenministcr Man­
fred Kantherzugesagte umfas­
sende Neukonleption des Zi­
vil-,chulzes, an der zur Zeit 
eine abteilungsübergreifende 
Projektgruppe ,Zivilschut," 
im BundcStinnenministerium 
arbeitet. Damit wird eine wie­
derholt vorgetragene bayeri­
sche Forderung berücksich­
tigt. Beckstein: .. Dies ist ein 
längst überfall iger erster 
Schritt in die richtige Rich­
tung. Die Gefahr einer nächen­
deckenden Zerstörung der In­
frastruktur, die die bisherige 
Grundlage allerZiviischutzan­
strengungen war, besteht nicht 
mehr. 
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den müssen", heißt es in einer 
Großen Anfrage der SPD­
Fraktion unter der Überschrift 
"Bekämpfung von Kalastro­
phenfallen und Schadens fallen 
größeren Ausmaßes unterhalb 
der Katastrophenschwelle". 
Mit Hilfe der Großen Anfrage 
wollten die Koalitionsfraktio­
nen die Problematik um den 
Katastrophenschutz zum The­
ma im Landtag machen, be­
tonte im Pressedienst der SPD­
Landtagsfraktion der innenpo­
litische Sprecher Heiner Ban­
ling. 

Hintergrund dieser Initiati­
ve ist die Tatsache, daß in Ka­
tastrophenfallen in Zukunft 
sowohl weniger Personal und 

Die Au'gaben des Bundes 
für den Zivilschutz erweisen 
sich vielfach als ineffektiv und 
sind insofern haushaltspoli­
tisch nicht vemetbar. Wozu 
brauchen wir noch nie benutz­
te Notbrunnen oder Behelfs­
krankenhäuser mit eingemot­
teten Geräten und Sanilälsrna­
terial, zumal wenn hierfür 
Bund, Ländern und Gemein­
den jährliche Kosten in Höhe 
von vielen Millionen DM ent­
stehen. 

Die Zivilschutzmaßnahmen 
müssen wc\cntlich stärker als 
bisher das Verhältnis von Mit­
teleinsat7 und Nutzen berück­
sichtigen und auf einen mög­
lichst großen Doppelnutzen im 
Frieden, elwa bei besonders 
schweren Schadensereignis­
scn wie Hochwasser, Sturm­
schäden, ehemieunfallen oder 
Massenkarambolagen ach­
ten. " 

Material als auch finanzielle 
Mittel zur Verfügung stehen. 
Der Bund hat bisher 220 Mil­
lionen Mark bereitgestellt, ab 
1994 soll dies auf 140 Millio­
nen Mark reduzien werden . 

Dazu wird die Unterstüt­
zung der Bundeswehr fehlen, 
die in Katastrophenfallen zum 
Einsatz verpnichtet ist: Durch 
die Reduzierung der Bundes­
wehrpräsenz oder sogar deren 
Wegfall in einer Reihe von 
Standonen steht weniger Per­
sonal für deranige Hilfelei­
stungen zur Verfügung. Auch 
beim Bundesgrenzschutz 
kommt es zu einem erhebli­
chen Stellenabbau. Weiter feh­
len künftig Angehörige der 

Auf der Suche nach 
Zukunftspfaden 
Die Bundestags-Enquete­

Kommission "Schutz des 
Menschen und der Umwelt" 
hat sich auf die Suche nach 
,Zukunftspfaden" begeben. 
Sie stellt an sich selbst einen 
hohen Anspruch: "Es gilt", so 
heißt es in dem Zwischenbe­
richt der Kommission, ,.ein 
neues Wohlstandsmodell zu 
entwerfen, das dieser und 
künftigen Generationen welt­
weit die Befriedigung von 
Grundbedürfnissen und eine 
chancengleiche Teilnahme an 
einer naChhaltigen Entwick­
lung ermöglicht." Dabei müs­
se ein nachhaltiger Lebensstil 
nicht Verzicht bedeuten. son­
dern solle den "bewußten und 
schonenden Umgang mit den 
natürlichen Lebensgrundlagen 
mit einer genußvollen lebens­
weise verbinden". 

briti,chen Streitkräfte, die 
grundsätzlich zu Hilfeleistun­
gen im Katastrophenfall bereit 
waren. 

Das Fazit derSPD-Fraktion: 
"Die finanziellen Rahmenbe­
dingungen, aber auch die er­
heblich gestiegenen Gefahr­
dungspotentiale erfordern eine 
weitgehende Integration aller 
verfügbaren Hilfeleistungssy­
sterne sowie des gesamten 
Gefahrenmanagements, um 
durch mehr Effizienz zu einem 
insgesamt höheren Schutzni­
veau bei gleichzeitig verrin­
genen Kosten beitragen zu 
können", erklär1e Banling. 

Die Anfang vergangenen 
Jahres eingesetzte Kommissi­
on setzt sich aus 13 Abgeord­
neten des Bundestages und 13 
Sachverständigen zusammen. 
Seit der konstituierenden Sit­
zung am 18. März 1992 hielt 
die Kommission 37 Sitzungen 
ab sowie acht weitere Bespre­
chungen und Klausunagun­
gen. Die Kommission versteht 
ihren Namen als Programm. 
,Zur Vorbereitung parlamen­
tarischer Entscheidungen über 
mögliche weitere Maßnahmen 
zum Schutz von Mensch und 
Umwelt vor Gefahrenstoffen" 
solle sie Bewcrtungskrilerien 
und Perspektiven für umwelt­
vemägliche Stoffkreisläufe in 
der Industriegesellschaft ent­
wickeln, steht in der Bundes­
tagsentschließung über die 
Kommission und ihre Aufga­
ben. 

Der Zwischen bericht der 
Kommission zeigt erste Wege 
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auf, um die selbst gesetzten 
Ziele zu erreichen. So müsse 
der Pro-Kopf-Verbrauch von 
Rohstoffen und Energie ge­
senkt werden. Ein Beispiel : 
Um ein einziges Auto zu pro­
duzieren, verbrauchen wir 
heute rund 25 Tonnen Roh­
stoffe. Während der Lebens­
dauer des Fahrzeuges kommt 
mindestens dieselbe Menge an 
Verbrauchsmaterialien - Ben­
zin, Öl , Ersatzteile - hinzu. Al­
lein für die 1993 in Deutsch­
land produzienen Fahrzeuge 
ergebe sich soein Materialum­
satz von mindestens 250 Mil­
lionen Tonnen, eine Menge, 
die ausreiche, um ganz Bonn in 
einen mehrere Meter hohen 
Schrottplatz zu verwandeln, 
heißt es anschaulich in einer 
Zusammenfassung der Ergeb­
nisse der bisherigen Kommis­
sionsarbeit. 

.. Die Weichen in eine zu­
kunftsfahige Entwicklung, ein 
,Sustainable Developement', 
können nur richtig gestellt 
werden, wenn ökologische, 
winschaftliche und soziale Er­
fordernisse aufeinander abge­
stimmt werden", empfiehlt die 
Kommission. Nach Auffas­
sung des Gremiums enthält das 
Leitbild des "Sustainable De­
velopemenr" mehr als nur 
winschaftliches Wachstum, 
nämlich auch eine Verbesse­
rung von Gesundheitszustand 
und Emährungssituation, ei­
nen besseren Bildungsstand, 
einen gerechteren Zugang zu 
den Ressourcen, fairere Han­
delsbeziehungen, einen höhe­
ren Beschäftigungsstandard 
und eine bessere Situation der 
Frauen und Kinder. 

Über die Bundesrepublik 
lautet die Kemaussage: Ein in­
telligentes Stoffstrommanage­
ment sei die einzige Chance, 
die natürlichen Lebensgrund­
lagen zu erhalten und gleich­
zeitig die Wettbewerbsf<ihig­
keit des Industriestandones 
Deutschland zu sichern. Als 
Beispiel für eine Stoff­
stromanalyse wählte die Kom­
mission das Schwermetall 
Cadmium aus. Cadmium ist ei­
nes der 3m weitesten verbrei­
teten giftigen Schwermetalle. 
Es belastet Boden, Wasser und 
Luft und reichen sich sowohl 
in Pflanzen wie auch im 
menschlichen und tierischen 
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Organismus an. Cadmium fallt 
bei der Gewinnung von Metal­
len aus Erz, vor allem bei der 
Zinkgewinnung an. Die Kom­
mission rät, den Eintrag von 
Cadmium in die Umwelt durch 
ein effektives Stoffstromma­
nagement zu vermindern. ead­
miumabfalle müßten durch die 
öffentliche Hand kosten frei 
deponien werden. Mit entspre­
chenden Übergangsfri sten sei 
ein generelles Anwendungs­
verbot mit bestimmten Aus­
nahmen vorzusehen. 

Nach den Wonen des Kom­
missionsvorsitzenden Ernst 
Schwanhold (SPD) ist mit Ein­
setzung der Kommission ein 
neues Kapitel der Umweltpo-

liLik aufgeschlagen worden: 
"Anstalt wie bisher nur das 
Ende des Schomstei ns im 
Blick zu haben, um das, was 
don herauskommt, zu filtern 
oder zu regeln (End-of-the­
pipe-Prinzip), werden hier alle 
Produkte, Stoffströme und 
Verfahren als Quellen der Um­
welt- und Gesundheitsbela­
stungen nach ökologischen, 
ökonomischen und sozialen 
GesiChtspunkten in Augen­
schein genommen." 

(pi) 

Ein Rohrbruch mit Folgen 

Nach einem Rohrbruch 
standen am 13. Dezember 
1993 mehrere Straßenzüge in 
der Kölner Südstadt bis zu ei­
nem halben Meter unter Was­
ser. Rund drei Millionen Liter 
Wasser fluteten aus der gebor­
stenen 70-Zentimeter-Leitung 
und verwandelten das Gebiet 
in eine Wasserlandschaft. Er­
schwerend für die betroffenen 
Anwohner kam hinzu, daß 
auch die Stromversorgung aus 
Sicherheitsgrunden für mehre­
re Stunden unterbrochen wur­
de. Im "Kölner Stadt-Anzei­
ger" macht sich Kommentator 
Rainer Rudolph unter dem Ti­
tel "Alles ist möglich" sei ne 
Gedanken über das Ereignis: 

" In New Yorkfollt der Strom 
aus, und die Wolkenkratzer 
werden dunkel. In Japan bebt 
die Erde, und Häuser versin­
ken im Meer. Auf den Philippi­
nen bricht ein Vulkan aus, und 
ganze Ltmdstriche werden ver­
schüttet. Man sieht es im Fern­
sehen, man liest es in der Zei­
tung, und alles scheint so fern. 

Und dann bricht auf einmal 
ein Wasserrohr. Nicht. daß 
man dieses Ereignis mit den 
großen Katastrophen der Welt 
vergleichen kÖlIlIle, aber auch 
dies hat seine Auswirkungen. 
Den halben Tag wird der Strom 
abgestellt und das Wasser ge-

sperrt. Mit erstaunlichen Fol­
gen. 

Nicht nur, daß der vorsichti­
ge Hausbesitzer die elektri­
schen Pumpen nicht mehr 
betätigen kann, die ihn vor 
dem Wasser schützen sollen. 
Ohne Strom kann auch nie­
mand die Warnhinweise im Ra­
dio verfolgen; keiner, der mit 
nassen Füssen nach Hause 
kam, kann sich ein warmes Ge­
tränk bereiten; die elektrisch 
gesteuerte Heizung gibt ihren 
Geist auf Bahnen mit Tausen­
den von Menschen bleiben ste­
hen oder müssen auf Umwege 
geschickt werden. 

Und auf einmal merkt man 
wieder, wie sehr das Leben 
auch in anderen Teilen der 
Stadt VO ll scheinbaren Selbst­
verständlichkeiten abhängt: 
daß Strom aus der Steckdose 
kommt, Wasser überall veifiig­
bar ist, Gas und Fern wärme 
die Häuser heizen. 

Es trennt eben nur eine dün­
ne Wand die venneintliche Si­
cherheit der Zivilisation vom 
Chaos. das losgelassene Na­
turkräfte verursachen können. 
An diesen Gedanken sollte sich 
der Melisch gewöhnen, damit 
er vorbereitet ist. 

Auch bei uns sind Katastro­
phen möglich. Selbst wenn das 
Wasser diesmal nur alls einem 
defekten Rohr kam. " 

Erstes bundes­
weites Meßnetz für 

UV-Strahlung 
Das Umweltbundesamt und 

das Bundesamt für Strahlen­
schutz betreiben seit August in 
Neuheberg bei München das 
erste bundesweite Meßnetz für 
UV-Strahlung. 

An vier Onen in Deutsch­
land wird seitdem alle fünf 
Minuten von Sonnenaufgang 
bis Sonnenuntergang die An­
reicherung von UV-Strahlung 
am Erdboden direkt gemessen, 
die bi shernur indirekt über den 
Ozongehalt der Atmosphäre 
errechnet werden konnte. Die 
Münchner Zentrale registrien 
und verarbeitet auch die Daten 
von den drei anderen Meß-Sta­
tionen in Zingst an der Ostsee, 
in Offenbach und auf dem 
Schauinsland bei Freiburg. 
Die so gewonnenen, umfas­
senden Meßergebni sse dienen 
einer genauen Beobachtung 
der Ozonschicht der Erdat­
mosphäre, die als eine An Fil­
ter schädliche UV-Strahlung 
u. a. Hautkrebs auslösen. 

Für eine ziel gerichtete Kli­
mapolitik sei das neu einge­
richtete Meßnetz, so Minister 
Töpfer, eine unerläßliche Vor­
aussetzung, da es aussagekräf­
tige Daten über die weitere 
Entwicklung der Ozonschicht 
liefere. 

Um eine breite Nutzung der 
erhobenen Daten zu erzielen, 
sollen auch andere For­
schungsinstitute und Landes­
behörden Zugang zu dem etz 
erhalten. 

Wie wirten 
schwache 
Strahlen? 

Die Veränderungen an 
Hautzellen durch niedrige 
Strahlendosen will die Sektion 
Strahlenbiologie der Univer­
sität Tübingen jetzt erfor­
schen, weil man bisher nur 
recht wenig über die Auswir­
kungen schwacher Strahlenbe-
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la\tung weiß, wie sie in der 
Umwelt überall vorkommt, 
aber auch von der Induslrie 
und Kernlechnik verursachl 
wird. In der Vergangenheil gah 
das Inleresse der Forscher eher 
den Effeklen hoher Slrahlen­
do\en. An sogenannten "I n­
vilro-Zellkulluren". also Zell­
verbänden, die in einer Nähr­
lösung im Reagenzgla, wach­
,en. ,ollen die Veränderungen 
des Wachstums und der Ahe­
rung !o.owie die Entstehung von 
Tumorzellen beobachlel wer­
den. Da, Projekt wird vorn 
Minisleri um für Umweh des 
Landes Baden-Würuemberg 
gefördert. 

Lebenswerk 
Hubschrauber­

Rettung 

(df) 

Franz Sladler, Ehrenprä,i­
denl de, ADAC, wurde am 8. 
Oklober 80 Jahre ah . Bis 1989 
wirkle er als Präsidenl de, heu­
le über 12 Millionen Milglie­
der lählenden größlen eu­
ropäischen AUlOmobilclubs. 
Im In- und Ausland iSI er als 
Vater der Luftrenung bekanm 
geworden. Ohne sein Wirken, 
so eine ADAC-Pressemel­
dung, wäre das NOlfall -Rel­
lung;syslem in Deulsch land 
nichl durch das Hubschrauber­
Neu mil heule 49 Stationen '0 

effekliv. 
Franz Stadler, Träger des 

Großen Verdienslkreu7es mil 
Slern und Schulterband der 
Bundesrepublik DeuI,chland 
und lahlrcicher anderer Au~­
leichnungen und Orden. übt 
\eine Tätigkeit für den ADAC 

wie alle Prä>idialmilglieder­
ehrenamllich aus. 1989 gab er 
~ein Amt an Prä~ident Quo 
Flimm ab und wurde Lum Eh­
renpräsidenten ernannt. Zur 
besonderen Aufgabe halle sich 
Fran7 Stadler die Verkehrs>i­
cherheil und die Rellung von 
Schwerverletzten gemacht. 
1968 Martete der ADAC auf 
~eine Initiative hin tunächst 
mit einer gechartenen Maschi­
ne den Versuch, Hubschrauber 
für den schnellen Transport 
von Notfallopfern ein/usel­
ten. 1970 wurden dann nach 
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dem erfolgreichen Abschluß 
dieses Versuchs Chrisloph I, 
der erste ständig eingesetzte 
A DA C-Renungshubschrau­
ber, angeschafft. Die uner­
müdliche Überzeugungsarbeil 
Stadlle" bei allen zusländigen 
Stellen brachle 1971 das Bun­
desinnenministerium dazu. 
Hubschrauber des KataStro­
phenschulzes nach den vom 
ADAC enlwickehen Grund­
sätzen in Dien..,t lU stellen. Sie 
wurden späler auch Vorbild für 
ähnliche Projekle in ÖSler­
reich und haI ien. 

HeUle belreibl der ADAC 
innerhalb des bundesweilen 
Reltungsnet7e~ ) 4 eigene 
Hubschrauber in zehn Slatio­
nen. Rund 70000 Menschen 
verdanken der schnellen Hilfe 
aus der Lufl ihr Leben. 

Erfolgreiche 
Standortübung 

Der Landkreis FreilaI 
(Sachsen) führte am 30. OklO­
ber 1993 eine ersle Slandort­
übung der Einheilen des Kala­
strophenschulles durch. Der 
Übung zugrundegelegl warein 
Flugzeugabslurl über dem 
Waldgebiet von Oelsa/Raben­
au mit einer Viellahl von ,.Ver­
lemen". Das Schadensgebiel 
erstreckte sich auf mehrere 
Quadralkilometer. 

Die Übung halle u. a. zum 
Ziel, den Ausbildungssland 
der Einsalzkräfte des Saniläls­
und Brandschutldienstes zu 
ermilleln und das Zusammen­
wirken der Einheilen zu erpro­
ben. Zum Einsatl kamen 50 
Helferdes DRK-Sanilälszuges 
Freital, 25 Helfer des Lösch­
.luges ReuenlLö<;chen. 66 zu­
sätzliche Kräfte der Freiwilli­
gen Feuerwehr. II Helfer der 
.,Alarmgruppe Rellungslau­
chen" und 42 VerlelZlendar­
sleller. 

Alle Einsallkräfte gingen 
mit einer hohen Motivation an 
die geslelhen Aufgaben. So 
wurde eine Wasserversorgung 
durch schwieriges Gelände 
über zwei lange Wegstrecken 
(800 MeIer) bei Überwindu ng 
eines Höhenunter~chiede~ von 
60 MeIern aufgebaut. Einedie­
ser B-Druckleilungen mußle 
durch die Helfer per Hand ver-

legl werden. Des weileren 
wurden twei Saugstellen ein­
gerichle!. Nach dem Aufbau 
der Wasserversorgung üblen 
die Wehrmänner den Löschan­
griff. Parallel dazu erfolgle die 
Suche und Renung von "ver­
letzten'; Personen. 

Die Sanilätshelfer übernah­
men die mediz.inische Erstver­
sorgung der .. Opfer" und rich­
leIen eine Verletzlenablage 
und einen Verbandplatz ein. 
Hier zeigten sich einige Pro­
bleme: Es fehlte an Ausrü­
sLU ng und qualifiziertem Sa­
nilälspersonal. Auch war die 
Lage des Krankenwagenhahe­
platzes ungünstig gewähh, so 
daß es Schwierigkeilen beim 
Ablransporl der "VerleIlIen" 
gab. 

Zur Vermißlensuche auf ei­
nern nahegelegenen Gewässer 
wurde die .,Alarmgruppe Rel­
lungslaucher" eingesel7l. Die 
Helfer erhielten nach dem er­
folgreichen Abschluß ihrer 
Ausbildung erstmals eine Auf­
gabe im Rahmen des Kataslro­
phen,chulzes. 

Die Verantwortlichen waren 
zufrieden mil dem Ablauf die­
sererslen Übung. Sie war lehr­
reich und reigle Schwachslel­
len auf, diees in Zukunft zu be­
seiligen gih. Fürdie Helfer war 
es nach dem SChwierigen Auf­
bau der Einheiten ein Motiva­
lionsschub für kommende 
Aufgaben. 

Konzept der 
Gefahrgutzüge 
stellt Gefahren­
abwehr sicher 

Das Konzepl der Gefahrgul-
7üge, das das Thüringer In­
nenministerium erarbeitet hat, 
sieht vor, daß jeder Landkreis 
und jede kreisfreie Sladl nach 
dem Inkrafttrelen des Gesel/es 
über die Neuregulierung der 
Kreise und kreisfreien Städte 
einen Gefahrgulzug bereil­
slelh. Ein solcher Zug beslehl 
au' fünf Spezial fahrzeugen 
und einer Mindestausrüstung 
Chemie- und Slrahlenschulz. 
.,Die einzelnen Fahrzeuge sol­
len dabei stützpunktartig im 
Landkrei, verteih und der Zug 
sowie die Einsalzkräfte Slän­
dig ein~atzbereit sein", erklär-

te InnenminiMcr Franz Schu­
ster in Erfurt. 

.,Das Konzepl", so Schusler 
weiler, "soll die nächen­
deckende Gefahrenabwehr im 
Land sichersIelIen. " Die Spe­
zialausbi ldung der Einsalz­
kräfte des Gefahrgutzuges er­
folgl an der Thüringer Landes­
feuerwehr- und Kalastrophen­
schutzschule in Bad KÖslritz. 
Ab 1994 werden dort erslmals 
Spezial lehrgänge .,Gefahrslof­
fe" und "SIrahlenschutz" ein­
gerichlet. 

Im erslen Halbjahr 1993 
wurden 2306 Einsätze regi­
strien, bei denen die Feuer­
wehr zur Abwehr von Gefah­
ren durch Gefahrsloffe bzw. 
radioaktive Sloffe lälig werden 
mußle. Das elllsprichl 33,1 
ProLent der Gesarnteinsätzc 
der Allgemeinen Hilfe. 1992 
lag der Ameil noch bei 26.9 
Prolent. 

Im liek-lack-Kurs 
gegen die Wellen 
Jahr für Jahr nagen enorme 

Wellen an der deulschen Kü­
stenlinie und tragen dabei im­
mer auch große Stücke Land 
ab. Um die Küsle sinnvoll 
schützen zu können, wurde 
jelll ein ganz neuartiger Wel­
lenbrecher emwickeh. der die 
Energie des Seegangs nichl 
durch Masse abfangl, sondern 
aufgrund seiner besonderen 
Bauweise die Wellen zurück­
und der nächslen Welle sozu­
sagen entgegenwirft. Das 
schwimmende Leichlgewichl, 
das mil UmerstUlzung der Pa­
lenlMelle für die deulsche For­
schung der Fraunhofer-Gesell­
~haft entwickelt wurde. be­
slehl aus schmalen, rechl­
winklig aneinandergesetzten 
Schenkeln. Die so elllSlandene 
Zick-Zack-StruklUr sorgt da­
für, daß die an einem Schenkel 
aunaufende Welle um 90 Grad 
abgelenkt und damil auf den 
benachbarten Schenkel gelei­
leI wird. Dieser wirft die Quer­
welle wiederum um 90 Grad 
zurUck. wodurch sie die bishe­
rige Laufrichlung kreuz!. So 
kann der Seegang bereits im 
Vorfeld des Wellenabweisers 
erheblich entschärfl werden. 

(df) 
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Ausbildung 
unter optimalen 

Bedingungen 
Im Rahmen einer Presse­

konferenz auf dem Gelände 
der Landesfeuerwehrschule 
Baden-Württemberg in Bruch­
sal erfolgte die Vorstellung 
eines neu errichteten Ausbil­
dungsgebäudes, in das neben 
Büroeinheiten Unterrichtsräu­
mc, mit modernster Medien­
technik ausgestauete Plan­
übungsräume. eine Feuerlö­
scherwerkstau, eine Strah­
lenschutz-Übungsanlage so­
wie eine Demonslrationsanla­
ge für Vorbeugenden Brand­
schutz integrien si nd. Der mit 
seiner Innenausstauung 6,5 
Millionen DM teure Neubau 
bietet Freiwilligen, Berufs­
und Werkfeuerwehren Aus­
und Fortbildungsmöglichkei­
ten auf hohem Niveau. 

Mit Hilfe schnell austausch­
barer Bild-, Film-, Video- und 

Tonsequenzen können "me­
dienoptimierte Planübungen" 
(MOP) in der Taktikausbil ­
dung von Führungskräften 
eingesetzt werden, wodurch 
eine realistische Vermiulung 
der Einsatzlage ermöglicht 
wird. Die Strahlenschutz­
Übungsanlage ermöglicht es, 
Übungen unter fast realitätsna­
hen Bedingungen sowie 
Meßpraktika durchzuftihren . 
Die noch nicht vollständig fer­
tiggestellte Demonstrations­
anlage für Vorbeugenden 
Brandschutz enthält neben 
ortsfesten Löschanlagen zahl­
reiche technische und bauliche 
Details, die im Maßstab I: I an­
schaulich dargestellt sind. 

Im Rahmen der Pressekon­
ferenz stellte Innenminister 
Frieder Birlele das unter Be­
teiligung der Feuerwehren 
Esslingen, Stuugart, Ludwigs­
burg und Waiblingen ausgear­
beitete ,.Umweltschutzkon­
lcpt mittlerer Neckar" vor. Die 
zur Aufnahme und Zwi-

Ein Plus für die Ausbildung: Der Neubau in ßruchsal. 
(Foto: Sandbiller) 

V. r. n. 1. : Schulleiter Schröder erläutert Verbandsvorsitzendem Eng­
lerth, Innenminister Birzele und Landesbranddirektor KorU Einzel­
heilen des neuen Planspielraumes. 
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sehen lagerung von Gefahrgut 
vorgesehenen Geräte und 
Fahrzeuge konnten anschlie­
ßend auf dem Gelände der 
Landesfeuerschule in Augen­
schein genommen werden. 
Gleiche technische Ausstat­
tungen wie im mittleren Nek­
karraum stehen auch bei den 
Berufsfeuerwehren PforLheim 
und Karlsruhe zur Verfügung. 

Der Vorsitzende des Lan­
desfeuerwehrverbandes, Rolf 
Englenh, erinnene an das En­
gagement der 120000 Feuer­
wehrleute in Baden-Wüntem­
berg, von denen 177 000 Frei­
willigen Feuerwehren an­
gehören. 1992 haben die Ge­
mei ndefeuerwehren des Lc'ln­
des bei rund 93000 Eins,itzen 
über 3000 Menschen aus le­
bensbedrohlichen Notlagen 
befreit. Technische Hilfe wur­
de bei rund 44000 Einsätzen 
geleistet. Außerdem rückten 
die Feuerwehren zu über 
17000 Brand- und mehr als 
20000 sonstigen Einsätzen 
aus. 606 Feuerwehrleute ver­
unglückten während der Aus­
übung ihres Dienstes. 

Bahnfeuerwehren -
ein Element 

der Sicherheit 
Die Brandschutzvorschrift 

der Deutschen Bundesbahn 
bestimmt, daß neben der Aus­
bildung der Brandschut7.ein­
heiten der DB nach bundesein­
heitlichen Richtlinien und 
Feuerwehrdienstvorschriften 
jährlich Gemeinschaftübun­
gen mit öffentlichen Hilfsor­
ganisationen durchzuführen 
sind, damit im Ernstfall eine 
optimale Zusammenarbeit un­
terden Einsatzkräften gewähr­
leistet ist. So trafen sich die 
Bahnfeuerwehren aus Braun­
schweig, Bremen, Göuingen, 
Hannover und Osnabrück im 
Bahnbetriebswerk Braun­
schweig, um gemeinsam mit 
dem Deutschen Roten Kreuz 
ihre Einsatzbereitschaft zu zei­
gen. 

Bei der Großübung, die un­
ter der Ei nsatzleitung VOll 

Wehrführer Horst Haberland 
sowie dem Leiter der Bahn­
feuerwehr Braunschweig, 
Dieter Lorenz, ablief, sollte 

das Zusammenwirken auf 
Bahngelände erprobt und auf 
die damit verbundenen Risi­
ken und Gefahren besonders 
hingewiesen werden. Zumal 
im Bereich elektrisch betriebe­
ner Bahnstrecken wegen der 
Erdungsvorschriften und spe­
zifischen Sicherheitsmaßnah­
men die öffentlichen Hilfsor­
ganisationen auf die ons- und 
anlagekundigen Bahnfeuer­
wehren angewiesen sind. 

So wurde ein Rangierunfall 
mit schwerwiegenden Folgen 
bei der Übung simulien. Aus 
einem Reisezugwagen und ei­
nem verunglückten Pkw muß­
ten eingeklemmte Personen 
mit Trennschleifem befreit 
werden. Die "Verletzten" 
mußten transportiert und ver­
sorgt werden - es wurde ein 
Zelt aufgebaut und ein Ver­
bandplatz eingerichtet. Die 
DRK-Helfer arbeiteten mit der 
Feuerwehr Hand in Hand. 

Die risikoreichen Einsatz­
objekte hauen auch Einsatz­
schwerpunkte deutlich ge­
macht und flexibles Ei ngrei­
fen , z. B. beim Abdichten ei­
nes Kesselwagens mit brenn­
baren Flüssigkeiten, geforden. 
So mußten die Einsatzgruppen 
mit weiteren kritischen Situa­
tionen fertig werden: Schad­
stoffmessungen waren erfor­
derlich. Ein Kesselwagen mit 
Schwefelkohlenstoff wurde 
undicht. Ein anderer geriet in 
Brand. Güterwagen mit ge­
fahrlichem Ladegut mußten 
entladen werden. Und nicht 
zuletzt wurde die Wasserver­
sorgung über eine lange Weg­
strecke hergestellt. 

Helfen ~ 
iSlunsere~ 
Aufgabe _-...".,." . ....., 
Allen Menschen, die Hilfe 
brauchen. Auch im Ausland: 
• Soforthilfe für K3Wlrophen-Opfer 
• Hilfe rur Selbsthilfe. 
• Koow how, 8eraIer und Güter _-_. 

ZUI'U ALlfb:w von lüls- und 
Wohlbhnseinrichh:ngen. 

Helfen 
Sie mit! 
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11. bis 13. April 1994: Bun­
destreffen der AGS Seelsorge 
in Feuerwehr und Reuungs­
dienst 

Witten 
Info: Diakoniewerk Ruhr, 

Pferdebachstraße 27. 58455 
Wiuen 

22. und 23. April 1994: 
Fachtagung "Taucher-Tage 
' 94" 

Regensburg 
Info: Hubenus Banmann, 

Miuerfeldslraße 16a, 93309 
Kelheim 

25. bis 28. Ap r il 1994 : Se­
minar für Feuerwehr und Ret­
lungsdiensl: .. Homhaul auf der 
Seele - Psychische Belastun­
gen im Reuungsdiensl" 

Bad Münster am Slein 
Info: Pfarrer Müller-Lange, 

Akazienslraße 22, 53859 Nie­
derkassel 

14. Mai 1994: Sponveran­
slallung LFV Rheinland­
Pfal l: Weukampf nach der 
CfIF-Weukampfordnung 

Langenbach 
Info: Dieler Geisler. 

Schloßwiese. 57520 Friede­
waid 

24. bis 26. Mai 1994: Fach­
lagung Slrahlenschutz-Physik 
und Meßlechnik 

Karlsruhe 
Info: Fachverband für 

Slrahlenschulz. Tagungsse­
krelarial, Poslfach 3640, 
7602 1 Karlsruhe 

3. b is 8. J uni 1994 : Inler-
SC hUlZ - Der ROle Hahn 

Hannover 
Info: Deulsche Messe- und 

Ausslellungs-AG. Messe-
gelände. 30521 Hannover 

20. J uni bis I. Juli 1994: 
Prüfung, lehrgang Feuerwehr­
laucher Slufe I 

Te,.",ine 

Kelheim 
Info: Hubenus Banmann, 

Miuerfeldslraße 16 a, 93309 
Kelheim 

11. bis 15. Juli 1994 : Fon­
bildungswoche für NOlfall ­
seelsorger/i nnen 

Jeuingen 
Info: Pfarrer H. v. Wielers­

heim, Wolliner Slraße 32. 
90451 Nürnberg 

5. b is 7. September 1994 : 
"Wenn der Tod plötzlich 
kommt" - Seminar für Feuer­
wehr und Reuungsdiensl 

Bad Boll 
Info: Pfarrer Müller-Lange. 

AkOlienslraße 22, 53859 Nie­
derkassel 

11. bis 14. Oktober 1994: 
Sicherheilsmesse "Securily" 

Essen 
Info: Messe Essen GmbH , 

Messehaus OSI, 45131 Essen 

4. bis 6. Novembe r 1994: 
Psychische Belas tungen im 
Reuungsdiensl - Seminar für 
Feuerwehr und Reuungsdiensl 

Enkenbach (Pfalz) 
Info: Pfarrer Müller-Lange, 

Akalienslraße 22, 53859 Nie­
derkassel 

SemInare und Lehrgänge von 
Inslltuten und FInnen 

Bra nd- und Ka tast ro­
phenschutzschule Heyroths­
ber ge, Biederitzer Stra ße 5, 
39 175 Heyrothsber ge: Die 
Lehrgangspläne "Ausbi ldung 
im e rweiterten Katastrophen­
SChUlZ (Januar bis Dezember 
1994)" und " Feuerwehrausbil ­
dung (Januar bis Juli 1994)" 
können von Interessenten an­
geforden werden. 

Verba nd de r Sachversi­
cherer e. V., Pasteurstraße 17, 
50735 Köln : 

Technische Akademie Ess­
lingen, Postfach 12 65, 73748 
Ostfildern: 

14. bis 18. März. 21. bis 25. 
März, 11. bis 15. April , 18. bis 
22. April 1994: Lehrgang für 
Brandschulzbeauflragle. 

3. und 4. März 1994: Bauli­
cher BrandschulZ. 

18. und 19. April 1994: 

Technische Akademie 
W upperta l e. V., Pos tfach 
100409, 42097 Wupperta l: 

Brandschadenverhülung im 
Krankenhaus und Allenheim. 

17 . Mai 1994: Praktische 
Erfahrungen und neueSIe Er­
kenntnisse im Brandschutz. 

7. März 1994: BrandschulZ 
in Gemeinden . 

6. und 7. Juni : Brandscha­
denverhülung. 

9 . März 1994: Gefahrsloffe. 
25. und 26. April 1994: 

Grund lagenseminar Brand-
schutz. 

Halbjahresprogramm der Akademie 
für zivile Verteidigung (V94) 

11. 1.-14. I. Emährungssicherslellungs-
lehrgang (Lg. 1/94) 

18. 1.-2 1. I. ZMZ-Lehrgang (Lg. 2/94) 
25. 1.-28. I. SlraßenverkehrssichefSlel lungs-

lehrgang - Grundlagen - (Lg. 3/94) 
I. 2.- 4.2. Grund lagenlehrgang (Lg. 4/94) 

22.2.-25. 2. Aufbau lehrgang (Lg. 5/94) 
8.3.-11.3. Alarrnkalenderlehrgang (Lg. 6/94) 

14.3.- 15.3. Informationsveranstaltung 
für Führungskräfle 

15.3.- 18.3. Grundlagen lehrgang (Lg. 7/94) 
12. 4.- 15.4. Emährungssicherslellungs-

lehrgang (Lg. 8/94) 
19. 4.-22. 4 . ZMZ-Lehrgang (Lg. 9/94) 
26.4.-29.4. Aufbaulehrgang (Lg. 10/94) 

9.5.-11. 5. Sonderlehrgang in Brandenburg 
17. 5.-20. 5. EmährungssichefSlellungs-

lehrgang (Lg. 11/94) 
30. 5.- I. 6. Sonderlehrgang in Sachsen 
7.6.-10.6. Winschaflss icherslellungs-

lehrgang (Lg. 12/94) 
13.6.- 14. 6. Informationsveranstaltung 

für Führungskräfle 
14. 6.- 17. 6. Slraßenverkehrssicherslellungs-

lehrgang - Aufbau - (Lg. 13/94) 

•••••••••••••••••••••• •• 
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Bnölkerungsschun : Herr von 
Brandenstein-Zeppelin, Sie sind seit 
September 1992 - also seit etwas 
mehr als einem Jahr - Präsident des 
Malteser-Hilfsdienstes. Sie haben bei 
Beginn Ihrer Präsidentschaft eine 
Neuorganisation mit einem Ge­
schäftsführenden Vorstand und ei­
nem Geschäftsführenden Präsiden­
ten vorgefunden. Hat sich diese Neu­
organisation bewährt? 

von Brandenstein-Zeppelin: Ein­
deutig ja. Wir haben erreicht, daß 
der Malteser-Hilfsdienst professionell 
von hauptamtlichen Mitarbeitern ver­
waltet und geleitet wird. Bei der 
großen Verantwortung, die mit dieser 
Aufgabe verbunden ist, ist es einfach 
nötig, daß sie von Personen wahrge­
nommen wird, die ihre volle Arbeits­
kraft dafür einsetzen können. Darüber 
hinaus sind die Mitglieder unseres 
Geschäftsführenden Vorstandes her­
vorragende Fachleute. 

BelfölkerungsschulI : Werden wir in 
den Hilfsorganisationen mehr und 
mehr zu einem professionellen So­
zialmanagement kommen und stirbt 
das Ehrenamt aus? 

von Brandenstein-Zeppelin: Das 
kann ich ganz sicher mit nein beant­
worten. Wir müssen die Führung der 
laufenden Geschäfte in die Hände 
von hauptamtlichen Mitarbeitern le­
gen, weil die Aufgaben komplex sind. 
Das hat gar nichts damit zu tun, daß 
die Arbeit, die vor Ort gemacht wird, 
zum allergrößten Teil von Ehrenamtli­
chen geleistet werden muß, allein 
schon aus Gründen der Subsidiarität. 
Im übrigen heißt Ehrenamtlichkeit ja 
nicht weniger Professionalität, son­
dern andere Professionalität. 
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"Wir fordern 
Sachargumente bei der 

Neukonzeption des Zivil­
und Katastrophenschutzes" 
MHD-Präsident Dr. Constantin von Brandenstein-Zeppelin 

zum Zivil- und Katastrophenschutz 

BelfölkerungsschulI : Der Malte­
ser-Hilfsdienst ist eines der verschie­
denen Werke des Malteserordens in 
der Bundesrepublik Deutschland. 
Wie arbeiten die unterschiedlichen 
Maltesereinrichtungen zusammen 
oder arbeiten sie nebeneinanderher, 
ohne Kontakt zu haben? 

von Brandenstein-Zeppelin: Das 
Dach, unter dem die Arbeit der Ma/-

Dr. Constantin von Brandenstein­
Zeppelin , geboren 1953 in Bibe­
rach/Riß, studierte in München und 
Wien Betriebswirtschaft und Jura, 
ehe er 1987 in Frankfurt a. M. pro­
movierte. 

Seit 1990 betreibt der selbständi­
ge Unternehmensberater sein eige­
nes Büro in Frankfurt. Zuvor war er 
unter anderem als Diplom-Kauf­
mann für die EG-Kommission in 

teser in Deutschland erfolgt, is t der 
Malteserorden, der in Deutschland 
mit ungefähr 500 Mitgliedern präsent 
ist. Er ist neben dem Malteser-Hilfs­
dienst auch in der Trägerschaft von 
ungefähr zehn Krankenhäusern und 
Altenheimen sowie in der Hospizar­
beit - also in der Begleitung von Ster­
benden - und in einigen anderen Fel­
dern engagiert. 

Brüssel tätig sowie für die WestLB 
in Düsseldorf und Münster. Von 
Brandenstein-Zeppelin ist Mitglied 
des Malteserordens und seit 1990 
Diözesanleiter des Malteser-Hilfs­
dienstes in Fulda. 

Die 33. Bundesversammlung des 
Malteser-Hilfsdienstes am 5. Sep­
tember 1992 wählte Dr. Constantin 
von Brandenstein-Zeppelin zum 
neuen Präsidenten des Malteser­
Hilfsdienstes. Damit übernahm er 
das Amt von Dieter Graf Landsberg­
Velen, der nach 35jähriger Tätigkeit 
in der Leitung des Verbandes nicht 
mehr kandidiert hatte. 

Vielfältige soziale Aufgaben 
kennzeichnen heute die Arbeit des 
Malteser-Hilfsdienstes. Im Kata­
strophenschutz sind mehr als 
16 000 ehrenamtliche Helferinnen 
und Helfer aktiv tätig. Im September 
1992 wurde die Führungsstruktur 
des Malteser-Hilfsdienstes verän­
dert. Neben dem ehrenamtlichen 
Präsidium wurde ein Geschäfts­
führender Vorstand mit einem Ge­
schäftsführenden Präsidenten be­
stellt. Die Neustrukturierung diente 
der Verbesserung des Verbands­
managements. 
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In der Vergangenheit waren die 
Bindungen weniger verzahnt. Aber 
wir haben das Engagement des Or­
dens in Deutschland jetzt stark zu­
sammengefaßt. Wir haben einige ge­
meinsame Stellen zwischen Malte­
ser-Hilfsdienst und den anderen Be­
reichen, den Malteserwerken gegrün­
det, um diese Einigkeit auch nach 
außen zu dokumentieren. 

Berö/kerungsschutz . Sie sind auch 
vom Lebensalter ein relativ junger 
Präsident. Was bringt einen Unter­
nehmensberater dazu, für ein solches 
Amt zu kandidieren und tätig zu sein? 

von Brandenstein-Zeppelin: Ich 
bin Mitte der 80er Jahre Mitglied im 
Malteserorden geworden. Meine Fa­
milie hat eine Tradition auf diesem 
Gebiet, mein Großvater väterlicher­
seits war Johanniter, der andere 
Großvater war Malteser. 1990 mußte 
die Stelle des Diözesanleiters für den 
Malteser-Hilfsdienst in Fulda besetzt 
werden. Ich hatte mich damals gera­
de selbständig gemacht und konnte 
über meine Zeit selbst bestimmen. 
Der bisherige Diözesanleiter war aus­
geschieden, und es gab keinen Nach­
folger. Da hatte ich das Gefühl, daß 
ich es einfach machen mußte, weil es 
sonst keiner tut. 

Belfölkerungsschun : Da waren Sie 
Diözesanleiter. Und wie war das mit 
der Präsidentschaft? 

von Brandenstein-Zeppelin: 
Zweieinhalb Jahre später wurde ein 
neuer Präsident gesucht. Ich wurde 
angesprochen, da wollte ich mich der 
Aufgabe nicht entziehen. Wenn man 
gerufen wird, hat man zur Verfügung 
zu stehen. Ich habe damals mit mei­
ner Frau Familienrat gehalten, einige 
Stoßgebete zum Himmel geschickt 
und mich entschieden. Sicherlich lei­
det unter dieser ehrenamtlichen Tä­
tigkeit der Beruf etwas. Das ist zu ak­
zeptieren und wird durch die Freude 
und Freundschaften, die ich in dieser 
Arbeit erfahre, mehr als wettgemacht. 

Bertölkerungsschutz . Muß es nicht 
noch weitere Motive geben, um Prä­
sident des Malteser-Hilfsdienstes, ei­
ner kirchlich geprägten Organisation, 
zu werden? 
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von Brandenstein-Zeppelin: In 
den Hilfsorganisationen kann man 
selbst helfen und andere Menschen 
dazu veranlassen, aktiv zu werden. In 
unserer heutigen Gesellschaft ist das 
Helfen, das Dasein für andere, Ver­
antwortung tragen, etwas, was kei­
nen großen Stellenwert hat und ge­
fördert werden sollte. Außerdem ist 
Helfen praktisches Christsein. Man 
hilft nicht nur dem Nächsten, der Hil­
fe braucht, sondern, wie es uns in der 
Bibel gesagt ist, der Herr steht selbst 
dahinter. Insofern ist Krankendienst 
Herrendienst, wie es schon seit 900 
Jahren in der Regel der Malteser 
heißt. Eine sehr schöne Tradition. So 
etwas gibt Kraft, Mut und Sinn, da 
gibt es viel mehr zu verwirklichen als 
Selbstverwirklichung. 

Belfö/ke,ungsschutz . Die Malteser 
haben eine viel hundertjährige Ge­
schichte. Der Malteser-Hilfsdienst ist 
im Vergleich dazu noch sehr jung, ge­
rade erst 40 Jahre alt. Was sind Ihre 
mittelfristigen Ziele für das Goldju­
biläum 50 Jahre Malteser-Hilfsdienst 
in der Bundesrepublik? 

von B,andenstein-Zeppelin: Wir 
möchten gerne weiter wachsen. Wir 
wollen Menschen gewinnen, die an­
deren helfen wollen - insbesondere 
auch im Jugendbereich. Mit einem 
Wachstum von etwa 10 Prozent im 
Jahr haben wir schöne Erfolge erzielt. 
Nach unserem Leitsatz" Glauben und 
Helfen" versuchen wir, den Jugendli­
chen bei der Arbeit Sinn zu vermitteln. 
Wir wollen in den neuen Bundeslän­
dern eine nicht nur haupt-, sondern 
auch ehrenamtliche Organisation 
aufbauen. Wir wollen im Ausland mit­
helfen, die Not - die leider immer 
größer wird - zu lindern. Jugoslawien 
und ähnlich schreckliche aktuelle Bei­
spiele zeigen die Notwendigkeit die­
ser Hilfe. 

Bertölkerunglschun . Sie konnten 
im Jahre 1992 im Vergleich zu 1991 
eine deutliche Steigerung der Mit­
gliederzahl verzeichnen. Gilt das 
auch für 1993? 

von Brandenstein-Zeppelin: Bei 
den fördernden Mitgliedern haben wir 
gerade wiederum ein Wachstum von 
etwa 10 Prozent erreicht und zählen 
heute 600000 fördernde Mitglieder. 
Ebenfalls wächst die Zahl unserer ak-

tiven und passiven Mitglieder. In An­
betracht der schwierigen Finanzlage 
des Bundes sehen wir mit Sorge, daß 
die Konditionen in den operativen Be­
reichen für die Mitwirkung ehrenamt­
licher Helfer zunehmend schwieriger 
werden. Dadurch besteht die Gefahr, 
daß die Motivation schwindet. 

Belfö/ke,ungsschun : Viele Organi­
sationen beklagen ein Schwinden 
des ehrenamtlichen Engagements. 
Worauf führen Sie es zurück, daß Sie 
steigende Zahlen haben? 

von B,andenstein-Zeppelin: Wir 
haben in den letzten Jahren auch ei­
nige Jahre der Stagnation gehabt, 
was es früher nie gab. Insofern sind 
wir von diesem Trend nicht ganz ver­
schont geblieben. Aber wir glauben, 
daß unser Angebot gut in die Land­
schaft paßt. .. Glauben und Helfen", 
das ist eine Kombination, die an­
spricht. Weiter versuchen wir, die eh­
renamtlichen Mitarbeiter nicht auf ei­
nen Bereich zu beschränken. Wir ver­
suchen, ihnen ein Angebot in ver­
schiedenen Diensten zu machen, so 
daß auch ein Ausbrennen in einem 
Bereich nicht die große Gefahr ist. 

Belfö/kerunglschutz · Attraktivität 
durch Aufgabenvielfalt? 

von Brandenstein-Zeppelin: Ich 
glaube, daß die Vielfalt unserer Mög­
lichkeiten eine besondere Attraktivität 
darstellt. Es ist uns gelungen, in den 
letzten Jahren neue Bereiche zu ent-

"In Anbetracht der schwierigen Finanzlage des 
Bundes sehen wir mit Sorge, daß die Kondlllo­
nen in den operallven Bereichen lür die Mitwir­
kung ehrenamtlicher Heller zunehmend schwie­
riger werden ." 
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wickeln. Dazu gehört der gesamte 
Bereich der Sozialdienste, die haupt­
und ehrenamtlich von uns erbracht 
werden. Im Grunde alles, was um eine 
Sozialstation herum angeboten wer­
den kann. 

Berölk~nlngllchutz : Nach seiner 
Satzung arbeitet der Malteser-Hilfs­
dienst auch im Zivil- und Katastro­
phenschutz - also im Bevölkerungs­
schutz - mit. Was machen die Mal­
teser konkret im Bevölkerungs­
schutz? 

von Brandenstein-Zeppelin: Mit 
über der Hälfte der aktiven Helfer ist 
der Bevölkerungsschutz sicherlich 
ein ganz wesentliches Standbein des 
Malteser-Hilfsdienstes. Wir haben 
rund 16000 Helfer. die im Zivil- und 
Katastrophenschutz in rund 500 Ein­
heiten und Teileinheiten tätig sind. 
Nach Paragraph 8 Abs. 2 KatSG frei­
gestellte Helfer sind knapp 6000 bei 
uns eingebunden. 

Berölk~rungllchutz : Ist die Zahl 
der vom Wehrdienst freigestellten 
Helfer rückläufig , stagnierend oder 
steigend? 

von Brandenstein -Zeppelin: 
Rückläufig. Aber das sehen wir nicht 
als schwerwiegenden Nachteil an, 
weil es sich bei den Katastrophen­
schutz-Helfern des Malteser-Hilfs­
dienstes im wesentlichen um Helfer 
der Organisation handelt, die bei uns 
mitwirken wollen aus ihrer Überzeu­
gung heraus und nicht zu allererst der 
Freistellung wegen. Wenn die Ge­
samtzahl der Helfer im Katastrophen­
schutz rückgängig wäre, dann würde 
uns das in der Tat nachdenklich stim­
men. Eine solche Tendenz könnte 
sich in der nächsten Zeit ergeben, 
wenn einfach die Konditionen der 
Mitwirkung noch schwieriger werden. 

Bevölk~rungslChutz : Der Bundes­
minister des Innern hat im September 
1991 seine Neukonzeption für den Zi­
vilschutz vorgelegt. Eine Weiterent­
wicklung ist bis zum 30. März 1994 
angekündigt. Welche Erwartungen 
hat der Malteser-Hilfsdienst an ein 
modernes, zukunftsorientiertes Kon­
zept des Zivilschutzes? 

von Brandenstein-Zeppelin: Bis 
zum heutigen Tag ist uns eine politi-
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"Die bislang fehlende Neuorientierung des Zi­
vil- und Katastrophenschutzes ist ausgespro­
chen betrüblich, weil dies elementar auf die Mo­
tivation unserer Heller durchschlägt. " 

sehe Entscheidung nicht bekannt, in 
welche Richtung eine Neukonzeption 
oder eine Neuorientierung des Zivil­
und Katastrophenschutzes gehen 
soll oder könnte. Das ist ausgespro­
chen betrüblich, weil dies elementar 
auf die Motivation unserer Helfer 
durchschlägt. 

Be"ölk~rungllchun : Und ihre Er­
wartung? 

von Brandenstein-Zeppelin: Wir 
fordern eine der Bedrohungslage an­
gemessene Vorsorge, weil die Bedro­
hungslage aus Sachgesichtspunkten 
beurteilt werden muß und nicht aus 
aktuellen Finanzgesichtspunkten. Wir 
fordern Sachargumente bei der Kon­
zeption und bei der Strukturierung 
der Einheiten, und wir fordern vor al­
len Dingen die Sicherung bestehen­
der Ressourcen. Sollte es zu einer Re­
duzierung kommen, müssen jeden­
falls an den bisherigen Standorten 
Keimzellen vorhanden bleiben, die es 
der Organisation vor Ort ermöglichen, 
weiterhin sinnvoll tätig zu bleiben. Wir 
fordern, daß der verfassungsmäßige 
Auftrag von Bund und Ländern mate­
riell wahrgenommen wird und sich 
nicht der eine auf den anderen ver­
läßt. Rein planerische Maßnahmen 
halten wir auch in der jetzigen Situa­
tion nicht für das ausreichende Mittel. 
Ein wesentliches Ziel von Verände­
rungen sollte es auch sein, Katastro­
phenschutzhelfer unterhalb der Kata­
strophenschutzschwelle mit einzu­
setzen. Das motiviert, und die Helfer 
gewinnen Erfahrung. 

Bwölk~,ungllchutz : Brauchen wir 
1994 noch einen Zivilschutz, der von 
einer Bedrohungsannahme Krieg 
ausgeht? Denn nur das ist die Aufga­
be des Zivilschutzes. 

von Brandenstein-Zeppelin: Ich 
meine, daß eine solche Notwendig­
keit in jedem Fall gegeben ist. Wir ha­
ben zwar alle die Entspannung nach 
dem Zerfall des Kommunismus ge­
spürt, müssen aber jetzt fast täglich 
wiederum zur Kenntnis nehmen, wie 
die Auseinandersetzungen im kleinen 
und im großen auch in Europa zu­
nehmen. Wir alle kennen die lokalen 
Konflikte und Kriege. Wir sehen die 
Situation in den Ländern der ehema­
ligen Sowjetunion. die noch keines­
falls endgültig als stabil zu bezeich­
nen ist, und wir meinen, daß der Staat 
die Verantwortung hat, für den Schutz 
seiner Bevölkerung für einen solchen 
Fall, den wir alle nicht erleben wollen, 
zu sorgen. Wir als Hilfsorganisation 
müssen auf diese Notwendigkeit 
dringend hinweisen. 

Bwölk~,ungllchutz : Auch wenn 
der Staat sich nicht auf planerische 
Maßnahmen beschränken darf, und 
die öffentliche Hand bei knapper wer­
denden Haushaltsmitteln Schwer­
punkte setzen muß. Wo würden Sie 
die Schwerpunkte in den nächsten 
Jahren setzen wollen? 

von Brandenstein-Zeppe/in: Wir 
haben unsere Schwerpunkte intensi­
viert in der organisationseigenen 
Zugführer- und Einsatzleiterausbil­
dung. Die Ausbildung ist nicht orien­
tiert an ganz speziellen Szenarien, 
vielmehr werden Kenntnisse für eine 
Vielzahl von Situationen vermittelt. 

Bwölk~,ungllchutz : D. h., alles 
was Sie für den erweiterten Katastro­
phenschutz planen und durchführen, 
hat einen unmittelbaren Doppelnut­
zen? 

von Brandenstein-Zeppelin: Ja, 
so ist es. Wir haben eine Nahtstelle 
zwischen den alltäglichen Gefahren 
und den Großschadensereignissen. 
Als die deutschen Flüchtlinge in Un­
garn 1989 in kürzester Zeit vom Mal­
teser-Hilfsdienst aus Deutschland 
und aus Ungarn effizient versorgt 
werden mußten, wäre dies ohne die 
Ausbildung im Katastrophenschutz -
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insbesondere der Führungskräfte -
gar nicht möglich gewesen. Es gibt 
viele andere Großeinsätze, die nicht 
direkt mit Sanitätsdienst oder ähnli­
chem zu tun haben, die hohe Anfor­
derungen an die Führungsfähigkeit 
stellen. Es ist einfach so, daß die Or­
ganisation z.B. von Großeinsätzen mit 
Behinderten eigentlich nur dadurch 
funktioniert, daß die Führungskräfte 
eine Katastrophenschutzausbildung 
haben. Doppelnutzen muß man aber 
auch in einem anderen Sinn verste­
hen. Gerade der Staat erfährt durch 
die Arbeit des Malteser-Hilfsdienstes 
einen beachtlichen Doppelnutzen. 
Gelegentlich wird übersehen, daß die 
Hilfsorganisationen und der Malteser­
Hilfsdienst mit ganz erheblicher man­
power und finanziellen Mitteln dem 
Staat eine Grundausbildung für den 
erweiterten Katastrophenschutz zur 
Verfügung stellen, für die der Staat 
keine Mark bezahlt. Diese Kosten sind 
Kosten der Organisation, die natürlich 
in unserem ideellen Interesse be­
gründet sind. 

Be"ölk",ungsschua . All dies geht 
nicht ohne ehrenamtliche Helfer. Der 
Staat, aber auch die Organisationen 
wären überfordert, wenn man hier be­
zahlte Hilfe in Anspruch nehmen 
müßte. Wie sehen Sie das? 

von Brandenstein-Zeppelin: Sie 
sprechen hier einen ganz wichtigen 
Punkt an, den wir immer wieder un­
terstreichen müssen. Wenn ich an un­
sere 16000 Helfer und die der ande­
ren Hilfsorganisationen denke, so ist 
das ein Potential, das der Öffentlich­
keit nicht verlorengehen darf. Wenn 
wir den Katastrophenschutz zu einem 
Stiefkind werden lassen und damit 
die Arbeitsmöglichkeiten und die Mo­
tivation dieser hochmotivierten Helfer 
schädigen, sehe ich eine große Be­
drohung. Wenn unsere Politik das 
Subsidiaritätsprinzip ernst nimmt, 
darf sie diese Tausende von enga­
gierten jungen Helfern nicht im Re­
gen stehen lassen. Ich habe jetzt zum 
ersten Mal von einer größeren Stadt 
in Deutschland gehört, in der ehren­
amtliche Helferinnen und Helfer am 
Rettungsdienst nicht mehr beteiligt 
sein dürfen. 

Bertölk"rungsschua . Welche Stadt 
ist das? 
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von Brandenstein-Zeppelin: Os­
nabrück. Dort können ehrenamtliche 
Aktive im Rettungsdienst nicht mehr 
eingesetzt werden. Ich halte diese 
Entwicklung für hoch problematisch 
und glaube, daß hier nicht nur Moti­
vation erheblich behindert wird, son­
dern der Staat finanziell nicht verant­
wortungsvoll handelt. 

BelfÖlk",ungsschutz : Kennen Sie 
die Gründe für diese Maßnahme? 

von Brandenstein-Zeppelin: 
Nein. Falls dahinterstecken sollte, 
daß ehrenamtliche Rettungssanitäter 
nicht das Qualifikationsprofil erbrin­
gen, was notwendig ist, um heute im 
Rettungsdienst mitwirken zu können, 
so müssen wir sagen, daß ehrenamt­
liche Mitarbeiter genauso qualifiziert 
arbeiten können. Wir haben es vor­
getragen im Rahmen der Diskussion 
um das Rettungsassistentengesetz. 
Wir haben insbesondere auf die fi­
nanziellen Auswirkungen hingewie­
sen, es ist einfach nicht zur Kenntnis 
genommen worden. Dies ist mit Si­
cherheit der falsche Weg. Wenn man 
einmal in die Zukunft schaut, wird es 
notwendig sein, den Zwischenbe­
reich zwischen dem Rettungsdienst, 
der alltäglichen Gefahrenabwehr und 
dem Katastrophenfall zu schließen. 
Dieser Bereich wird dann dadurch 
geschlossen werden müssen, daß die 
im Katastrophenschutz erworbene 
Qualifikation für den Rettungsdienst 
nutzbar gemacht wird. Osnabrück ist 
mit Sicherheit auch gesellschaftspo­
litisch ein absolut falsches Zeichen. 

"Wenn unsere Pol itik das Subsldlarllätsprinzlp 
ernst nimmt, darf es diese Tausende von enga­
gierten lungen Hellern nicht Im Regen stehen 
lassen ... 

S""ölk",ungsschua : Neben den 
vielfältigen anderen Aufgaben der 
Malteser gibt es eine Aufgabe, die 
enge Bezüge zum Rettungsdienst 
und Katastrophenschutz autweist, 
die Ausbildung in Erster Hilfe und in 
Lebensrettenden Sofortmaßnahmen. 
Sie haben 1992 etwa 170000 Bürge­
rinnen und Bürger in Erster Hilfe aus­
gebildet. Sehen Sie hier Steigerungs­
möglichkeiten und Steigerungsnot­
wendigkeiten? 

von Brandenstein-Zeppelin: Zu­
nächst zur Notwendigkeit. Wir halten 
es für außerordentlich wichtig, Men­
schen, die anderen helfen wollen, Un­
terstützung zu geben. Hunderttau­
sende, die bei uns und in den ande­
ren Hilfsorganisationen entsprechen­
de Kurse besuchen, bestätigen die 
Wichtigkeit der Erste-Hilfe-Ausbil­
dung. Für die Zukunft erwarte ich je­
doch beachtliche Probleme. Die Fi­
nanzierungsmöglichkeiten deröffent­
lichen Hand sind mit einem großen 
Fragezeichen versehen. Wir sind der 
Meinung, daß in diesem Bereich - der 
noch zum größten Teil ehrenamtlich 
geleistet wird, - der Rotstift der öf­
fentlichen Hand ganz zuletzt ansetzen 
sollte. Trotz aller Widrigkeiten sind wir 
fest entschlossen, in unserer Erste­
Hilfe-Ausbildung eher verstärkt wei­
terzumachen. Wir haben bislang 
schon erhebliche Mittel in die Erste­
Hilfe-Ausbildung investiert. Diese ist 
ja noch nie zu 100 Prozent vom Bund 
bezuschußt worden. Wenn die Zu­
schußmittel noch weiter gekürzt wer­
den, stellt sich in der Tat die Frage, 
wie wir diese eigenen Mittel weiter 
ausdehnen können. Dies ginge ja nur 
zu Lasten anderer Bereiche. 

Bertölk.,rungsschutz Finanzielle, 
aber nicht personelle Grenzen? 

von Brandenstein-Zeppelin: Fi­
nanzielle Grenzen. 

Bertölk",ungsschua · Da wären 
dann aber auch die Bundesländer ge­
fordert, die ja die Kompetenz für den 
Katastrophenschutz haben. 

von Brandenstein-Zeppelin: Im 
Rahmen des Bundeskatastrophen­
schutzgesetzes ist dies ein Auftrag 
des Bundes. Ich denke, die Erste-Hil­
fe-Ausbildung und auch die Ausbil­
dung in Sofortmaßnahmen sind eine 
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Frage des gesamten Gesundheitssy­
stems. Die ersten vier Minuten sind 
bei einem Unfall und einer Katastro­
phe von ganz besonderer Bedeutung. 
Hier sind alle gefordert, die für die Fi­
nanzierung des Gesundheitssystems 
Sorge tragen. 

BClfö/kerungsschun : Wie ist der 
Stand der Schwesternhelferinnen­
ausbildung? 

von Brandenstein-Zeppelin: Der 
Malteser-Hilfsdienst hat in den letzten 
Jahren die höchsten Ausbildungs­
zahlen gehabt, worauf wir sehr stolz 
sind. Es ist im größten Interesse der 
öffentlichen Hand, daß Schwestern­
helferinnen weiter ausgebildet wer­
den. Diese Ausbildung ist für viele 
Frauen erste Berührung mit einem 
pflegeberuf. Und der pflegenotstand 
kann dadurch abgemildert werden, 
daß wir den Frauen durch die Ausbil­
dung als Schwesternhelferin den Ein­
stieg in einen solchen Beruf ermögli­
chen und vermitteln. Viele sind an­
schließend als Schwesternhelferin in 
diesem oder einem artverwandten 
Bereich tätig, weil sie nämlich fest­
stellen, was für eine schöne, erfüllen­
de und sinngebende Tätigkeit das ist. 

BC!Iö/kerungsschun : Könnten Sie 
neben der Erste-Hilfe-Ausbildung 
nicht auch Aufgaben im Bereich des 
Selbstschutzes, der ja etwas mehr als 
Lebensrettende Sofortmaßnahmen 
umfaßt, mit übernehmen? 

von Brandenstein-Zeppelin: Das 
ist eine Diskussion, die etwa 20 Jah­
re alt ist. Natürlich können wir Teile 
des Selbstschutzgrundlehrganges, 
nämlich die Lebensrettenden Sofort­
maßnahmen, übernehmen. Ich den­
ke, daß es notwendig ist, im Rahmen 
eines Vorsorgesystems auch von 
Staats wegen das Bewußtsein für die 
Notwendigkeit und die Möglichkeit 
einer Vorsorge aufrechtzuerhalten 
und dies zu publizieren. Diese Aufga­
be steht nicht primär in unserem Auf­
gabenkatalog, nicht in unserer Sat­
zung, und wir haben deshalb auch ei­
ner Übernahme des Aufgabenspek­
trums des BVS nicht das Wort gere­
det. Hierfür muß ein eigenständiger 
Ansprechpartner zur Verfügung ste­
hen. Diese Aufgabe nimmt der BVS 
wahr. In welcher Form, in welchem 
Ausmaß, zu welcher Zeit und in wel-
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"Für den Selbstschutz muD ein eigenständiger 
Ansprechpartner zur Verfügung stehen. Diese 
Aufgabe nimmt der BVS wahr." 

chem personellen und materiellen 
Umfang, das mag eine Entscheidung 
sein, die uns nicht zusteht. 

Belfö/kerungsschun : Ein Wort zu 
den neuen Bundesländern. War der 
Malteser-Hilfsdienst vor 1989 in den 
fünf neuen Ländern vertreten oder ist 
er nach der Vereinigung dort aktiv 
geworden? 

von Brandenstein-Zeppelin: Der 
Malteser-Hilfsdienst, der ja in den 
50er Jahren gegründet wurde, war 
mit Ausnahme einer Vorläuferorgani­
sation in Berlin dort vorher nicht ver­
treten. Es gab zwar Einrichtungen des 
Malteserordens, so z. B. ein auch in 
der DDR-Zeit sehr beliebtes Kran­
kenhaus in Sachsen, das nach der 
Vereinigung sofort wieder vom Mal­
teserorden übernommen wurde und 
jetzt weitergeführt wird. Dieses Kran­
kenhaus ist die Keimzelle für eine 
ganze Reihe von Einrichtungen, die 
wir dort in der Gegend übernommen 
haben. 

BC!Iö/kerungsschun : Und wie ist 
der Organisationstrend heute? 

von Brandenstein-Zeppelin: Wir 
haben einen Weg beschritten, der 
sich in gewissem Maße von dem der 
anderen Organisationen unterschei­
det. Aus dem Selbstverständnis des 
Malteser-Hilfsdienstes heraus sind 
wir an den Orten angetreten, wo wir 
Ansprechpartner in der katholischen 
Bevölkerung und in den Gemeinden 
finden. Schon deswegen sind wir in 
den neuen Bundesländern nicht so 

stark vertreten wie etwa andere Or­
ganisationen. In allen fünf Diözesen 
haben wir Katastrophenschutzeinhei­
ten aufgestellt. Wir sind darum 
bemüht, in jeder Diözese einen Sa­
nitätszug und einen Betreuungszug 
aufzustellen sowie in einigen Diöze­
sen auch eine Fernmeldeeinheit. 

BC!Iö/kerungsschun : Wie hoch ist 
der Anteil der hauptamtlichen Mitar­
beiter in den neuen Ländern? 

von Brandenstein-Zeppelin: 
Durch den Aufbau von Zentralen in je­
der Diözese, weitere Geschäftsstel­
len, durch Mobile Soziale Dienste und 
anderes haben wir Hunderte von Ar­
beitsplätzen geschaffen. Unser näch­
ster Schritt ist, daß wir mit dieser 
Infrastruktur weiter in den ehrenamt­
lichen Bereich vorstoßen wollen. Wir 
sind erfolgreich dabei, mit den pfarr­
gemeinden neue Einheiten aufzubau­
en, die echten Maltesergeist haben. 
Dies geht nur dadurch, daß wir selbst 
etwas aufbauen, nicht dadurch, daß 
Einrichtungen mit zahlreichen Mitar­
beitern übernommen werden, deren 
Vorstellungen wir nicht von heute auf 
morgen umdrehen können und wol­
len. Jeder Mensch hat ein Recht auf 
seine eigene Haltung, und wir wollen 
Malteser haben, die im Westen wie im 
Osten vom gleichen Geist geprägt 
sind. Dabei sind uns Katholiken und 
Protestanten gleichermaßen willkom­
men, ebenso Menschen, die sich uns 
anschließen wollen, aber ihren Weg 
noch suchen. 

Belfö/kerungsschun : Der Malte­
serorden ist ein internationaler Or­
den. Versteht sich der Malteser-Hilfs­
dienst auch international, indem er 
z. B. an internationalen Katastro­
phenorten tätig wird? 

von Brandenstein-Zeppelin: Wir 
haben einen großen Schwerpunkt in 
unserer Auslandsarbeit. Das wird 
auch von den vielen Tausenden 
Spendern des Malteser-Hilfsdienstes 
erwartet. Wir waren eine der aktivsten 
Hilfsorganisationen im ehemaligen 
Jugoslawien, wo wir zwischen 1991 
und 1993 Hilfsgüter im Wert von über 
150 Millionen Mark verteilt haben. Wir 
sind mit besonderen Schwerpunkt­
projekten auf der ganzen Welt vertre­
ten. So unterhalten wir Sozialküchen 
in Zagreb, in St. Petersburg, in Lem-
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berg, in der Ukraine. Wir arbeiten 
weltweit mit den Mitgliedern des Or­
dens zusammen und bemühen uns, 
"Hilfe zur Selbsthilfe" zu unterstützen. 
Wir fördem die Gründung von Mal­
teser-Hilfsdiensten in den Ländern 
Osteuropas, mit denen wir wiederum 
sicherstellen können, daß unsere 
Hilfsgüter von Menschen unseres 
Vertrauens übernommen und verteilt 
werden. 

Betlölkerungsschutr Hat man sich 
diese Arbeit als nationalen Alleingang 
vorzustellen? 

von Brandenstein-Zeppelin: 
Nein, ganz sicherlich nicht. Wir haben 
eine schnelle Einsatzgruppe geschaf­
fen: das "Emergency Corps of the 
Order of Malta" (ECOM). Die Arbeits­
sprache dieser Einsatzgruppe ist 
Englisch. Beteiligt sind die Malteser­
Hilfsdienste fast aller westeuropäi­
schen Länder. Wir sind dabei, eine 
Einheit mit einem Potential von 500 
Helfern aufzustellen, um in einem 
Notfall innerhalb kürzester Zeit kleine 
Einheiten an den Ort von Katastro­
phen bringen zu können. Zugleich 
wird die Effizienz unserer Arbeit durch 
die Zusammenarbeit mit den Freun­
den aus den anderen Ländern erhöht. 

• lfölkerungsschutr Es muß in der 
Öffentlichkeit bekannt werden, was 
Organisationen, wie der Malteser­
HIlfsdienst, leisten können. Wie will 
der Malteser-Hilfsdienst diesem An­
spruch nachkommen? 

"Oie Elflzlenz unserer Arbeit wird durch die Zu­
sammenarbeit mll den Freunden aus anderen 
LIndern erhöht." ---
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von Brandenstein-Zeppelin: Wir 
halten es trotz mancher Bedenken für 
richtig, nach dem Motto " Tu Gutes 
und rede darüber" zu handeln. Womit 
wir nicht uns selbst herausstellen wol­
len, sondern Beispiel sein wollen in 
der Hoffnung auf Nachahmer. Wir 
wollen auch die Botschaft vermitteln, 
daß Helfen außerordentlich viel Freu­
de macht, insbesondere in einer en­
gagierten Gemeinschaft. 

Belfölkerungsschua ' Können Sie 
sich eine gemeinsame Öffentlich­
keitsarbeit zwischen allen am Kata­
strophenschutz mitwirkenden Orga­
nisationen einschließlich des BVS 
vorstellen? 

von Brandenstein-Zeppelin: Wir 
haben einen ersten Schritt mit dem 
Erste-Hilfe-Tag am 1. September ver­
gangenen Jahres getan, an dem die 
Präsidenten der Hilfsorganisationen 
an die Öffentlichkeit getreten sind 
und gemeinsam den Wert der Ersten 
Hilfe betont haben. Wir wollen sehr 
gerne Sprachrohr sein, um die Erste 
Hilfe und den Katastrophenschutz in 
der Öffentlichkeit zu vermitteln, und 
auch damit den Politikern das Gefühl 
geben, daß sie sich für etwas einset­
zen, das von der Bevölkerung gewollt 
wird . 

Belfölkerungsschua Kann man 
nicht Betroffenheit durch Visualisie­
rung erzeugen? Stichwort: "Reality­
TV"? 

von Brandenstein-Zeppelin: Die 
Erfahrung, die wir mit Reality-TV ha­
ben, zeigt leider in eine andere Rich­
tung. Zum einen meinen wir, daß die 
Opfer, die gezeigt werden, ein Recht 
auf ihre Intimsphäre haben und daß 
diese Würde nicht verletzt werden 
darf. Zum anderen ist die Erfahrung 
die, daß in den gezeigten Situationen 
die sogenannten Nichtbeteiligten, die 
Passanten, am allerwenigsten einbe­
zogen waren und selber keine Initiati­
ve entwickelt haben, wenn es darum 
ging, selbst anzufassen, um Men­
schen zu helfen. Es gibt Untersu­
chungen über die Akzeptanz von Er­
ste-Hilfe-Kursen, die ganz deutlich 
sagen, daß die Hemmschwellen, die 
die Menschen davon abhalten, Erste­
Hilfe-Kurse zu besuchen, dadurch 
entstehen, daß sie Angst haben vor 
Blut, vor Unfällen, daß sie Erste Hilfe 

" Im Gegensatz zu Reallty-TV setzen wir auf die 
Einstellung der Menschen, anderen hellen zu 
wollen und zu können ." (Fotos: GolI ) 

assoziieren mit schrecklichen Dingen. 
Im Gegensatz zu Reality-TV setzen 
wir auf die Einstellung der Menschen, 
anderen helfen zu wollen und zu kön­
nen und wir versuchen, das positiv zu 
fördern. 

Das Interview mit Dr. Constan­
tin von Brandenstein-Zeppelin 
führte Peter Eykmann. 

Sie 
brauchen 

Hilfe? 
~\\.eser f:. 
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und viele andere 
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"Der Bund wird sich 
seinen Verpflichtungen 

nicht entziehen" 
Staatssekretär Dr. Kurt Scheiter hielt Grundsatzrede 

anläßlich der 2. Sicherheitskonferenz des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern in Schwerin 

Zum zweiten Mal veranstaltete 
das Land Mecklenburg-Vorpom­
mern unter Federführung des Lan­
desinnenministeriums eine Sicher­
heitskonferenz zum Thema Kata­
strophenschutz. Erklärtes Ziel die­
ser Veranstaltung war es, aktuelle 
Fragen des Katastrophen­
schutzes, die landesweit von Be­
deutung sind, zu erörtern und ge­
meinsames Handeln anzuregen. 
.. Katastrophenschutz ist Bürger­
schutz" , so das Leitthema der 
eintägigen Veranstaltung zum 
Ende des vergangenen Jahres in 
Schwerin. 

Das besondere Interesse der 
Konferenzteilnehmer galt den 
grundsätzlichen Ausführungen 
von Dr. Kurt Scheiter, Staatsse­
kretär im Bundesministerium des 
Innern. Der Vertreter des Bundes 

verwies in seinen Ausführungen 
darauf, daß die Neukonzeption des 
Zivil- und Katastrophenschutzes 
noch nicht abgeschlossen sei, be­
tonte aber, daß der Bund bei der 
Umstrukturierung und Straffung 
dieses Gesamtbereiches mit gu­
tem Beispiel vorangehen werde. 
Dabei verwies er u.a. auf eine Neu­
ordnung im Bundesministerium 
des Innern selbst, wo die Abteilung 
Katastrophen-/Ziviischutz, Not­
fallvorsorge, zivile Verteidigung 
(KN) bereits deutlich gestrafft wor­
den sei. 

Staatssekretär Dr. Scheiter ging in 
seinem Vortrag auf neue Perspekti­
ven ein, die in den letzten Monaten in 
seinem Haus erarbeitet worden sind. 

Mit dem Hinweis auf die Zustän­
digkeit der länder für den Katastro­
phenschutz erinnerte der Vertreter 

SIcherheilskonferenz In Mecklenburg·Vorpommern (v.l.n.r. ): Staatssekretär Dr. Kurt Scheiter. Mini· 
sterpräsldent Dr. Berndt Seite und Landesinnenminister Rudl Gell. (Foto: Schneider) 
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des Bundes an die erhebliche Ver­
stärkung und Ergänzung der Hilfelei­
stungspotentiale der länder durch 
den Bund in der Vergangenheit. Der 
Bund erfülle auf diese Weise seine 
Verpflichtung gegenüber der Bevöl­
kerung im Rahmen des Zivilschutzes. 
"So wirken am Katastrophenschutz 
alle staatlichen und kommunalen 
Stellen mit, von der Gemeinde über 
den Kreis und das Land bis hin zum 
Bund. Es ist ein gemeinsames Sy­
stem des Katastrophenschutzes ent­
standen, das es zu erhalten, aber 
auch fortzuentwickeln gilt. Der Bund 
wird seinen Beitrag dazu leisten", be­
tonte Dr. Scheiter. 

Ehrenamt - tragende Säule 

Tragende Säule des Katastrophen­
schutzes in Deutschland seien die 
freiwillig und ehrenamtlich erbrach­
ten Leistungen von Helfern. Dieses 
Prinzip der ehrenamtlichen Erfüllung 
staatlicher Aufgaben sei besonders 
im deutschsprachigen Raum ausge­
prägt. Allerdings, so der Staatsse­
kretär, nehme das ehrenamtliche En­
gagement in weiten Teilen unseres 
Gemeinwesens aus den verschie­
densten Gründen ab. "Wir sollten 
nicht dabei stehen bleiben, die Um­
stände und den Zeitgeist zu bekla­
gen. Wir müssen, und dies gilt für alle 
staatlichen Stellen, die mit dem Ka­
tastrophenschutz zu tun haben, dazu 
beitragen, das ehrenamtliche Enga­
gement unserer Bürger zur Mitarbeit 
im Katastrophenschutz bewußt zu 
fördern." 

Dazu müßten die Verantwortlichen 
u.a. die Eigenverantwortlichkeit der 
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Führungskräfte und Helfer soweit wie 
irgend möglich herausfordern und 
stärken. Die Helfer, die sich für den 
Einsatz im Katastrophenfall bereit er­
klärten und sich dazu ausbilden 
ließen, von Verwaltungsaufgaben so­
weit wie möglich zu entbinden, sei ein 
wichtiges Ziel. "Der Erfolg aller Ver­
waltungsvereinfachung muß sich 
daran messen lassen, ob mit ihr eine 
Steigerung der Motivation der ehren­
amtlich tätigen Bürger erreicht wer­
den kann", so Dr. Scheiter. 

Er betonte, daß alle Maßnahmen 
des Bundes, die zukünftig eingeleitet 
würden, dieses Ziel hätten: "Wir brau­
chen einen effektiven Katastrophen­
schutz auf der Grundlage gut moti­
vierter ehrenamtlicher Helfer. Dieses 
Ziel kann der Bund nicht allein errei­
chen. Es wird deshalb zukünftig mehr 
noch als bisher darauf ankommen, 
daß alle staatlichen Stellen - die Ver­
antwortung für den Katastrophen­
schutz tragen - sich diesem Ziel in 
gleicher Weise verpflichtet fühlen." 
Dazu aber seien nicht nur verbale Be­
kenntnisse der Verantwortlichen er­
forderlich, sondern ziel gerichtetes 
Verwaltungshandeln , um dirigisti­
sche Einflußnahmen auf die Arbeit 
der Helfer in ihren Einheiten und Or­
ganisationen auszuschließen. 

Unterstützung 
der Organisationen 

Das Augenmerk dürfe sich aber 
nicht nur auf einzelne Helfer richten. 
Man müsse vor allem bedenken, 
welch große Verantwortung für einen 
effektiven Katastrophenschutz bei 
den Organisationen liege, denen die 
Helfer angehörten. Fast ausschließ­
lich die Verantwortlichen in den Or­
ganisationen selbst motivierten ihre 
Helfer. So also setze ein guter und lei­
stungsfähiger Katastrophenschutz 
die tatkräftige Unterstützung der mit­
wirkenden Organisationen voraus. 
"Deshalb bedenkt der Bund bei sei­
nen Maßnahmen auch, daß es künf­
tig mehr als bisher um eine Slärkung 
der Verantwortlichkeit der Organisa­
tionen vor Ort gehen muß. Und auch 
in dieser Frage kann ich die für den 
Katastrophenschutz Verantwortli­
chen nur bitten, in dieser Richtung 
phantasievoll alles zu tun, was ihnen 
möglich ist", richtete sich Dr. Schei­
ter an die zuständigen Funktionsträ­
ger. 

Anschließend ging der Staatsse­
kretär auf die Grundprinzipien ein, 
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nach welchen der Bund zukünftig den 
Katastrophenschutz der Länder ver­
stärken und ergänzen will. Dazu steil­
te er klar, daß sich der Bund - grün­
dend auf einer veränderten Risikola­
ge und der angespannten Haushalts­
situation - entgegen vielen Befürch­
tungen seinen Verpflichtungen ge­
genüber den Bürgern, Zivilschutz zu 
betreiben und in diesem Rahmen den 
Katastrophenschutz der Länder zu 
verstärken und zu ergänzen, nicht 
entziehen werde. "Aber der Bund 
wird sehr zielgerichtet nur noch das 
tun wollen und aus finanziellen Grün­
den auch nur tun können, was unbe­
dingt notwendig ist. Dabei will und 
muß der Bund darauf achten, daß 
auch künftig alle Organisationen, die 
sich zur Mitwirkung im Katastro­
phenschutz verpflichtet haben, in an­
gemessener Weise beteiligt werden", 
erklärte Dr. Scheiter. 

Dabei wisse er wohl , daß der Bund 
auf die Aufstellung von Einheiten im 
einzelnen kaum Einfluß nehmen kön­
ne, da diese Aufgabe von den unte­
ren Katastrophenschutzbehörden -
also den Landräten und Oberbürger­
meistern - zu vollziehen sei. Auch hier 
gelte, daß die Erhaltung der Mitwir­
kung aller Organisationen mit ihren 
ehrenamtlichen Helfern für alle staat­
lichen Stellen ein wichtiges Ziel sein 
müsse. Dies gerade dann, wenn Ein­
heiten aufgelöst oder umstrukturiert 
werden müßten. 

Länder herausgefordert 

Hinsichtlich zukünftiger Änderun­
gen erklärte Dr. Scheiter, daß der 
Bund seine Einflußnahme auf die 
Struktur des Katastrophenschutzes 
der Länder drastisch zurücknehmen 
werde. Bislang wäre die Zuordnung 
der Einheiten zu Fachdiensten sowie 
die Gliederung der Einheiten in Grup­
pen und Züge mit allen Folgen für eine 
entsprechende Ausbildung der Helfer 
und Fühnungskräfte vom Bund vor­
gegeben worden. Die Länder ihrer­
seits hätten oft gefordert, daß der 
Bund diese Einflußnahme zurück­
nehmen solle. Der Staatssekretär: 
"Die Länder müssen künftig Struktur 
und Gliederung ihres Katastrophen­
schutzes selbst definieren und durch 
entsprechende Regelungen umset­
zen. Logischerweise wird sich der 
Bund aus der Führung des Katastro­
phenschutzes schrittweise zurück­
ziehen ,Cl 

Jedes Land müsse deshalb auch 
überlegen, wie und mit welchen Mit-

tein es die Einheiten des Katastro­
phenschutzes zweckmäßig erweise 
im Einsatz führen wolle. Wenn sich 
der Bund aus diesen Aufgaben 
zurückzieht, sollten die Länder selbst 
versuchen, soweit wie möglich eine 
Einheitlichkeit der Fühnung sicherzu­
stellen, so daß länderübergreifende 
Hilfe in gewohnten Strukturen erfol­
gen kann und die Helfer nach ein­
heitlichen Prinzipien ausgebildet 
werden können. 

Man habe davon auszugehen, so 
Staatssekretär Dr. Scheiter weiter, 
daß es derzeit keine allgemein gülti­
ge Bedrohungsannahme gebe und 
somit verbindliche Aussagen über et­
waige Schadensbilder auch nicht ge­
troffen werden könnten. Den Kon­
zeptionen des Bundes liege daher die 
Annahme zugrunde, daß anders als 
bisher keine flächendeckenden, son­
dern nur lokale bzw. regionale Scha­
denslagen zu bewältigen seien, die 
Infrastruktur im wesentlichen erhal­
ten bleibe und gegenseitige Hilfe von 
Einsatzkräften möglich sei. "Anders 
als noch vor wenigen Jahren, als wir 
bei unseren Vorbereitungen für den 
Katastrophenschutz von bundesweit 
flächendeckenden Zerstörungen 
auszugehen hatten, dürfen wir in der 
heutigen Lage davon ausgehen, daß 
zwar schwere Schäden eintreten 
können, daß aber gleichzeitig an den 
Schadensstellen starke Hilfelei­
stungspotentiale zusammengezogen 
werden können. Diese Annahmen ha­
ben Auswirkungen auf die Planung 
des Bundes. So darf der Bund auf das 
große Potential der Länder setzen 
und dieses nur noch mit solchen 
Komponenten qualitativ und quanti­
tativ verstärken, die in den Ländern in 
nicht ausreichendem Umfange vor­
handen sind." 

Dies verdeutlichte der Redner am 
Beispiel Rettungsdienst: In den letz­
ten zehn bis fünfzehn Jahren seien 
die Kosten für das Rettungswesen 
durch die Schaffung hoher Standards 
ganz erheblich angestiegen. So sei es 
nicht verwunderlich, daß vielerorts 
bereits Maßnahmen zur Kostenmin­
derung im Rettungswesen gefordert 
würden. Was in anderen Teilen des 
Gesundheitswesens greife, werde 
am Rettungswesen nicht vorbeige­
hen. Auch in diesem Bereich habe 
sich die Vorhaltung an kostspieligem 
Material und von Personal sehr eng 
am täglichen Bedarf zu orientieren. 
"Aus der Sicht des Katastrophen­
schutzes bedeutet dies, daß der Ret­
tungsdienst künftig weniger Reser­
ven vorhalten kann. Um so wichtiger 
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wird es sein, Einheiten des Sanitäts­
dienstes viel enger als bisher mit dem 
Rettungsdienst zu verzahnen und als 
Ergänzung des Rettungsdienstes zu 
verstehen. Wenn Rettungsdienst und 
Katastrophenschutz unter den Be­
dingungen eines hohen Kosten­
druckes effektiv bleiben sollen, muß 
es zu einer Integration des Sanitäts­
dienstes in den Rettungsdienst kom­
men. Hier ist ressortübergreifendes 
Denken und Verwaltungshandeln ge­
fordert." 

Der Bund werde für diese Aufgabe 
solche Komponenten zur Verfügung 
stellen, die eine Integration des Sa­
nitätswesens in den Rettungsdienst 
begünstigten. Die Abkehr von 
großen, zentral geführten Einheiten -
also den bisherigen großen Sanitäts­
zügen - sei die Voraussetzung für den 
richtigen Weg in die Zukunft. Mit dem 
Verzicht des Bundes auf die Vorgabe 
von Strukturen seien auch in diesem 
Bereich die Länder herausgefordert, 
das in ihrem Bereich Notwendige 
selbst zu regeln. "Ich bin zuversicht­
lich", so der Staatssekretär, .. daß es 
sehr bald gute Lösungen geben wird, 
die dann Schule machen werden. An 
diesem Beispiel erkennen Sie auch, 
daß ein neues Konzept des Bundes 
für einen gemeinsamen Katastro­
phenschutz nur in enger Kooperation 
mit den Ländern, den kommunalen 
Spitzenverbänden und den Organi­
sationen, die mit ihren Helfern den 
Katastrophenschutz zu tragen ha­
ben, gelingen kann." 

Verfügbare Mittel 
optimal einsetzen 

Des weiteren ging der Vertreter des 
Bundes auf die Situation in Mecklen­
burg-Vorpommern ein: .. In ihrem Lan­
de wird mit großem Engagement und 
erheblichem Mitteleinsatz die Infra­
struktur verbessert und aufgebaut. 
Dies gilt auch für den Bereich der 
Feuerwehren und des Katastrophen­
schutzes. Ich verstehe sehr gut, daß 
Sie Ihren Katastrophenschutz schon 
sehr bald zu der Leistungsfähigkeit 
anwachsen lassen möchten, die not­
wendig ist, um Gefahren und Scha­
denslagen zu begegnen, die wir ge­
meinhin als Katastrophe bezeichnen. 
Aber wir wissen alle, daß dies nicht 
sehr schnell gehen wird, sondern daß 
man dazu Jahre braucht, weil der Ka­
tastrophenschutz auch viel Geld ko­
stet. So lange Sie Ihr Ziel nicht er­
reicht haben, Ihren Katastrophen­
schutz in Mecklenburg-Vorpommern 
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optimal ausgerichtet und ausgebildet 
zu haben, können Sie wohl nur ver­
suchen, die wenigen verfügbaren 
Mittel möglichst optimal und wirksam 
einzusetzen ... 

Dr. Scheiter versicherte in Schwe­
rin, daß der Bund dem Land Meck­
lenburg-Vorpommern die Unterstüt­
zung gewähren werde, die möglich 
sei. Der Umfang müsse sich dabei an 
dem Rahmen orientieren, der für alle 
Länder zukünftig gelten solle. Man 
werde allerdings bei der Beschaffung 
von Fahrzeugen und Gerät auch wei­
terhin zuerst die neuen Bundesländer 
bedienen. Der Staatssekretär verwies 
in diesem Zusammenhang darauf, 
daß der Bund dem Land Mecklen­
burg-Vorpommern in den vergange­
nen zwei Jahren bereits eine größere 
Zahl von Einsatzfahrzeugen zur Ver­
fügung gestellt habe ... Dies war mög­
lich, weil die alten Bundesländer not­
wendige Ersatzbeschaffungen aus 
Gründen der Solidarität zurückge­
stellt haben." 

Auch mit dem Technischen Hilfs­
werk habe der Bund in Mecklenburg­
Vorpommern wirksame Einheiten für 
die Katastrophenabwehr zur Verfü­
gung gestellt. .. Dabei verkenne ich 
nicht, daß in den gerade gegründeten 
Ortsverbänden noch vieles im Aufbau 
ist und viele Helfer erst einmal ihre 
Grundausbildung erhalten müssen." 
Weiter führte er aus, daß das Techni­
sche Hilfswerk in Mecklenburg-Vor­
pommern zukünftig mit dreizehn 
Ortsverbänden präsent sein wolle. 
Zehn Ortsverbände seien bereits ge­
gründet worden ... Ich bin sicher, daß 
das Technische Hilfswerk in Meck­
lenburg-Vorpommern schon sehr 
bald die Leistungsfähigkeit vergleich­
barer Ortsverbände in Schleswig­
Holstein oder in anderen Ländern er­
langen wird. Sie sollten das Techni­
sche Hilfswerk in ihre Katastrophen­
abwehrplanungen fest einbinden und 
alle Möglichkeiten nutzen, die dort 
tätigen Helfer durch Teilhabe an der 
Gefahrenabwehr zu motivieren." Das 
Technische Hilfswerk in Mecklen­
burg-Vorpommern solle und dürfe 
aber nicht die Aufgaben der örtlichen 
Feuerwehren erfüllen ... Es steht aber 
für eine tatkräftige Unterstützung 
oder auch für Spezialaufgaben be­
reit." 

Bund beginnt bei sich selbst 

Zum Schluß seiner Ausführungen 
kam Staatssekretär Dr. Scheiter 
nochmals auf die geplante Neukon-

zeption des Zivil- und Katastrophen­
schutzes zurück: "Ich weiß, daß Sie 
von mir heute sehr konkrete Angaben 
darüber erwarten, mit welchen Mit­
teln der Bund in Zukunft den Kata­
strophenschutz der Länder verstär­
ken und ergänzen will und welches 
Potential davon für Mecklenburg­
Vorpommern verfügbar gemacht 
werden kann. Diese Antwort muß ich 
Ihnen schuldig bleiben. Aber soviel 
kann ich sagen, der Bund fängt bei 
sich selbst an." In diesem Zusam­
menhang verwies Dr. Scheiter u.a. auf 
die Neuordnung der Abteilung Kata­
strophen-I Zivilschutz, Notfallvorsor­
ge, zivile Verteidigung im Bundesmi­
nisterium des Innern, welche deutlich 
gestrafft werde. Hier solle eine Auf­
gabenverlagerung zum Bundesamt 
für Zivilschutz erfolgen. Des weiteren 
werde die Stellenausstattung der 
Warnämter überprüft. Dr. Scheiter 
kündigte ebenso eine engere Verzah­
nung zwischen der Akademie für zi­
vile Verteidigung und dem Bundes­
amt für Zivilschutz an. Das Techni­
sche Hilfswerk habe unterdessen den 
Auftrag zur Neuorganisation in den 
Bereichen Landesbeauftragte und 
Geschäftsführer erhalten. Dr. Schei­
ter: .. Beim Bundesverband für den 
Selbstschutz wurde mit einer Umor­
ganisation begonnen. Wir werden sie 
zum Abschluß bringen. " 

Dr. Scheiter: "Ich habe eine Pro­
jektgruppe eingesetzt, die kurzfristig 
ein Konzept für den gesamten Be­
reich des Zivilschutzes vorlegen soll, 
das mit den haushaltsmäßigen Ge­
gebenheiten im Einklang steht. Die 
Projektgruppe hat bisher gute Arbeit 
geleistet. Wir werden das Ergebnis 
schon sehr bald verfügbar haben und 
mit dem Finanzminister abstimmen 
können. Bis dahin muß ich Sie um 
Geduld bitten. Alle guten Dinge brau­
chen ihre Zeit, so eben auch ein gu­
tes Konzept für den künftigen Beitrag 
des Bundes für einen gemeinsamen 
Katastrophenschutz. Ich würde mich 
freuen, wenn wir nach gründlicher 
Diskussion dahin kämen, daß alle am 
Katastrophenschutz Beteiligten, also 
die Länder, die Kommunen, die kom­
munalen Spitzenverbände und die 
Organisationen, sich bereit fänden, 
das Konzept des Bundes aus Über­
zeugung mitzutragen", schloß der 
Vertreter des Bundes Dr. Scheiter sei­
ne Ausführungen auf der Sicherheits­
konferenz des Landes Mecklenburg­
Vorpommern in Schwerin. 
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"Aktion Helfen" in Dresden 

"Wir helfen gemeinsam" 
Hilfsorganisationen und Sächsisches Innenministerium 

werben gemeinsam für ehrenamtliche Mitarbeit 

"Die Feuerwehren und die Hilfs­
organisationen haben sich mit 
ihren Vorbereitungen große Mühe 
gemacht, um zu zeigen, was sie 
sind, was sie wollen, was sie bie­
ten und was sie können. Diese Ver­
anstaltung auf dem Altmarkt hier in 
Dresden zeigt die Leistungsfähig­
keit der Kameradinnen und Kame­
raden unserer Feuerwehren und 
der Helferinnen und Helfer der 
Hilfsorganisationen und sie lädt 
mit deutlicher Sprache zum Mittun 
ein. " Mit diesen Worten eröffnet 
der Sächsische Staatsminister des 

Samstag, 16. Oktober 1993, gegen 
sechs Uhr morgens auf dem Allmarkt 
In Dresden: Wo sonst um diese Zeit 
noch beschauliche Ruhe herrscht, ist 
emsiges Treiben zu beobachten. Der 
gesamte Marktbereich ist in Orange, 
Blau und Rot getaucht. Rund 300 
Helferinnen und Helfer der Organisa­
tionen sind unermüdlich mit den Auf­
bauarbeiten zur Großen Schau be­
schäftigt. Sie entladen Fahrzeuge, 
transportieren Geräte, schlagen Zel­
te auf, hissen Fahnen. 

Arbeiter-Samariter-Bund (ASB), 
Deutsche Lebens-Rettungs-Gesell­
schaft (DLRG), Deutsches Rotes 
Kreuz (DRK), Landesfeuerwehrver­
band (LFV), Johanniter-Unfall-Hilfe 
(JUH), Malteser-Hilfsdienst (MHD), 
Technisches Hilfswerk (fHW) und der 
Bundesverband für den Selbstschutz 
(BVS) arbeiten Hand in Hand, um die 
erste gemeinsame Großveranstal­
tung in Sachsen ins rechte Licht zu 
rücken. Auch das Wetter zeigt sich 
von seiner besten Seite. Strahlender 
Sonnenschein erfreut später am Tage 
mehrere zehntausend Besucher. Un­
ter ihnen auch Innenminister Heinz 
Eggert und Dresdens Erster Bürger­
meister Dr. Peter Cerney. 
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Innern, Heinz Eggert (CDU), den 
Helfertag der "Aktion Helfen" der 
Katastrophenschutzorganisatio­
nen auf dem Altmarkt in Dresden 
am 16. Oktober 1993. 

Als Schirmherr der Veranstal­
tung betont der Innenminister in 
seinen weiteren Ausführungen vor 
der Landespressekonferenz im 
Rundzelt des Bundesverbandes 
für den Selbstschutz (BVS), wie 
wichtig für ihn das ehrenamtliche 
Engagement der Bürgerinnen und 
Bürger sei. 

Technik nur als Kulisse 

Die Fülle an ausgestellten techni­
schen Hilfsmitteln ist beeindruckend, 
vom kleinen Blutdruckmeßgerät über 
Rettungsfahrzeuge bis hin zum kom­
plett eingerichteten OP-Zelt. Doch 
die Technik steht an diesem Aktions-

Der Aktionstag in Dresden ist 
der Höhepunkt einer Reihe ge­
meinsamer Veranstaltungen der 
Freiwilligen Feuerwehren, Hilfsor­
ganisationen und des Sächsischen 
Staatsministeriums des Innern zur 
Werbung neuer Helfer. Der Bun­
desverband für den Selbstschutz 
(BVS) brachte seine Erfahrungen 
bei der Konzeption der Veranstal­
tung im Vorfeld mit ein und wirkt 
bei der Durchführung koordinie­
rend mit. 

tag nicht im Vordergrund. In erster li­
nie wollen die Organisationen de­
monstrieren, daß ein großangelegter 
Apparat an Geräten und Material 
ohne die Mithilfe engagierter Bürger 
nicht funktioniert. 

"Brandschutz, Katastrophen-
schutz und Rettungsdienst sind 
staatliche Aufgaben, aber ohne 



Selbst- und Nächstenhilfe aller Bür­
ger zum Scheitern verurteilt", so In­
nenminister Eggert. Das ehrenamtli­
che und freiwillige Engagement sei, 
wie er weiter ausführt, eine wesentli­
che und primäre Bürgertugend. Nur 
dort, wo freiwillige und ehrenamtliche 
Hilfeleistung nicht ausreiche, solle 
berufliche Hilfeleistung einsetzen, 
wie zum Beispiel bei den Berufsfeu­
erwehren und dem Rettungsdienst. In 
der überwiegenden Mehrzahl der Ge­
meinden, auf dem Lande ebenso wie 
in den großen Städten, ruhe die Hil­
feleistung bei kleinen und großen Un­
glücken und Gefahren auch künftig 
auf den Schultern von Mitbürgern, die 
sich freiwillig verpflichteten und rich­
tiges Helfen auch lernten und übten. 

In Anbetracht dieserTatsache rich­
tet der Innenminister eine Einladung 
zum Mittun "an alle, die begonnen ha­
ben, ihren Berufs- und Lebensweg 
selbständig zu gehen und etwas be­
sonderes leisten wollen; aber sie rich­
tet sich auch an die, die ihre bewähr­
ten beruflichen Fähigkeiten außer­
halb ihrer Arbeitswelt, vielleicht auch 
im Anschluß daran, in den Dienst der 
Gemeinschaft stellen wollen. Helfen 
kennt keine Altersgrenzen." 

Mitmachen und gewinnen 

"Das sieht aber schlimm aus!", die­
ser Kommentar ist immer wieder am 
Stand des Jugendrotkreuzes zu 
hören. Ein " Verletzter" mit einer "stark 
blutenden Wunde" am Unterarm will 
versorgt werden. Ausgebildete Fach­
leute sind heute jedoch nicht gefragt, 
die Besucher sollen ihr Können unter 
Beweis stellen. Aber keiner braucht 
Angst vor dieser Herausforderung zu 
haben. Sanitäter sind hilfreich zur 
Stelle und erklären notfalls die richti­
gen Handgriffe. Die Zuschauer erfah­
ren hier nicht nur wie man Verletzun­
gen richtig versorgt, sie können auch 
feststellen, daß dies gar nicht so 
schwierig ist. Es gilt nur, die Hemm­
schwelle zu überwinden und zuzu­
packen. Damit es leichterfällt, winken 
attraktive Preise. 

Die Aktion des Jugendrotkreuzes 
ist Teil eines Sicherheitswettbe­
werbs, der sich als roter Faden durch 
die Präsentation der Organisationen 
zieht. An sieben weiteren Stationen 
muß jeder Teilnehmer sein Können 
unter Beweis stellen. So gilt es u.a., 
eine bewußtlose Person richtig zu la­
gern, die Kleidung einer in Brand ge­
ratenen Person mit Hilfe einer Decke 
abzulöschen, einem verunglückten 
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Innenminister 
Helnz Eggert 

(1. Reihe 2.v.r.) 
bel der Landes­
pressekonferenz 

im 8VS-Rundzelt. 

Der AS8 nutzt 
den Helfertag In 

Dresden zur 
Präsentation 

seines Hllfelel­
stungsangebots. 

Am Stand der 
oLRG zeigen 

Froschmänner 
Ihr Können. 

oRK-Helfer 
bieten eine 
realistische 

Vorlührung von 
der Ersthilfe am 
Unfallorl bis zur 
Einlieferung In 

ein Krankenhaus. 
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Ein SChlauchbool, umlunktlonlert zu einer Schaukel, lockt die kleinen Be- Sachsens Innenminlsler überprü" seinen Wissensstand beim BVS-Quiz 
sucher zum THW, zum Thema "Bevölkerungsschu tl" . 

Motorradfahrer den Helm abzuneh­
men oder einen Notruf abzusetzen. 
Die Belohnung dafür kann sich sehen 
lassen. Als Sonderpreise des Sächsi­
schen Innenministeriums gibt es 
Rundflüge über Dresden, Einladun­
gen zu Besuchen auf dem Flughafen 
sowie bei Einrichtungen des Kata­
strophenschutzes in Sachsen. Dar­
über hinaus winken Radios, Ver­
bandkästen und viele weitere Preise. 

Tauchen im "Wasserglas" 

Was die Helferinnen und Helfer al­
ler Organisationen auf dem Altmarkt 
aufgebaut haben, fasziniert auch die 
Besucher, die lieber zugucken wol­
len, statt selber anzupacken oder 
auszuprobieren. Die durchgängig an­
gebotenen Vorführungen, mit welch 
gutem Wissen in einem Schadensfall 
schnell und effektiv geholfen werden 
kann, sind stets von zahlreichen Zu­
schauern umlagert. Wie gut die pro­
fessionelle Arbeit ankommt, zeigt im­
mer wieder der begeisterte Applaus. 

Mit Rettungs- und Gerätewagen 
präsentiert sich der Arbeiter-Samari­
ter-Bund. Präsentationen aus dem 
breiten Aufgabenfeld der täglichen 
Arbeit ergänzen diese Technik­
Schau. Beim Bundesverband für den 
Selbstschutz ist im großen Rundzelt 
die Ausstellung "Wir helfen gemein­
sam" zu sehen. Ergänzt wird sie 
durch Vorführung aus den prakti­
schen Selbstschutz-lehrgängen so­
wie einem Mini-Quiz zu Fragen der 
Vorsorge und Eigenhilfe. Die Deut­
sche lebens-Rettungs-Gesellschaft 
hat einen Tauchturm aus Glas aufge­
baut. Stündlich steigen Froschmän­
ner ins kalte Naß und zeigen ihr Kön­
nen. Neben der Ausstellung von Ret-
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tungsbooten liegt ein weiterer 
Schwerpunkt bei der Vorführung von 
Herz-lungen-Wiederbelebung mit 
Computerauswertung. 

Nebenan sucht sich ein Rettungs­
wagen des DRK mit Blaulicht und 
Fanfare einen Weg durch die Menge. 
Was nach einem echten Einsatz aus­
sieht, entpuppt sich als eine realisti­
sche Vorführung der Zusammenar­
beit von Helferinnen und Helfern im 
Sanitätsdienst, von der Ersthilfe am 
Unfallort bis zur Einlieferung ins Kran­
kenhaus. Alle Handgriffe der darge­
stellten Situation, "Autounfall mit Ver­
letzten", werden über Lautsprecher 
den zahlreichen Zuschauern erläu­
tert. Darüber hinaus ist eine Zelt-Bet­
tenstation als Hilfskrankenhaus auf­
gebaut. Eine medizinische Untersu­
chungsstation im Container ist beim 
Roten Kreuz ebenso zu sehen wie 
Einsatzfahrzeuge oder eine mobile 
Küche. Die Bergwacht führt zudem 
an einer Kletterwand die Rettung von 
Verletzten aus Höhen vor; die Was­
serwacht präsentiert ihre modernen 
Boote. 

Auch die Feuerwehr ist mit Ein­
satzwagen und Rettungsschere in die 
Demonstration "Autounfall mit Ver­
letzten" integriert . Bei der organisati­
onseigenen Technikschau ist die 
große Drehleiter das am meisten be­
staunte Gerät. Wer möchte, kann sie 
sich nicht nur von unten betrachten. 
Mutige dürfen in den Korb steigen 
und anschließend aus 30 Metern 
Höhe die Aktivitäten beobachten. 
Stündlich gibt es Vorführungen von 
Rettungsschere und Rettungssprei­
zer. Im Wechsel damit werden 
Schutzanzüge und Einsatzbeklei­
dungen ebenso vorgeführt wie Trag­
kraftspritzen, Beleuchtungsaggrega­
te oder Drucklufttechnik. 

Die Johanniter-Unfall-Hilfe prä­
sentiert u. a. die Fahrzeuge und Gerä­
te einer Schnell-Einsatz-Gruppe 
(SEG) und demonstriert die fachge­
rechte Herz-lungen-Wiederbele­
bung. Auch die Ausstellung von tech­
nischen Einsatzgeräten des Malte­
ser-Hilfsdienstes ist aufgrund ihrer 
Vielfalt stets von vielen Besuchern 
umringt. Zu guter letzt präsentiert 
das Technische Hilfswerk einen Teil 
dessen, was ihm zur Hilfeleistung zur 
Verfügung steht. Großes Interesse 
finden die Vorführungen am Berge­
turm, wo die Helferinnen und Helfer 
zeigen, wie man sich und andere aus 
Höhen rettet. Daneben sind u. a. ein 
Werkstattwagen sowie schweres 
Berge- und Räumgerät ausgestellt . 

So wie hier nützen viele der Besu­
cher überall ausgiebig die Möglich­
keit, selbst einmal ein Gerät in die 
Hand zu nehmen und es auszupro­
bieren. Geduldig beantworten die 
Helferinnen und Helfer die unzähligen 
Fragen zu den ausgestellten Einsatz­
geräten und den dadurch möglichen 
Hilfeleistungen. In vielen Gesprächen 
kann dabei auch für den aktiven 
Dienst in den Organisationen gewor­
ben werden. 

Arbeit macht hungrig. Nicht nur die 
Helferinnen und Helfer, die sich aktiv 
an den Aktionen beteiligen, verpfle­
gen sich aus den bereitgestellten 
Feldküchen, auch viele Besucher 
nehmen die Gelegenheit zur Einnah­
me einer warmen Mahlzeit wahr. Die 
"Gulaschkanonen" dienen jedoch 
nicht nur dem leiblichen Wohl. Sie zei­
gen in Dresden auch die Möglichkeit 
der Versorgung in einem Notfall. Die 
Besucher erfahren, daß die leistun­
gen der Köche wichtiger Bestandteil 
der Rettungskette "medizinische Ver­
sorgung - Unterbringung - Verpfle­
gung" sind. Und natürlich wollen die 
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Küchenchefs im Rahmen des Akti­
onstages vorführen, daß auch "einfa­
ches" Essen aus einer Feldküche 
schmecken kann. Für die musikali­
sche Untermalung sorgen verschie­
dene Musikgruppen der Organisatio­
nen. 

Spiel und Spaß 

Neben den vielfältigen Angeboten 
für Erwachsene ist auch an die Klei­
nen gedacht. "Body-Grips-Mobil ", 
unter diesem Namen stellt das DRK 
ein Informationsfahrzeug vor. Zahlrei­
che Kinder belagern es, und jedes 
von ihnen möchte einmal an einen der 
Computer, die im Inneren des Mobils 
bereitstehen. Im spielerischen Dialog 
können sie dabei allerlei Wissens­
wertes über das Helfen im Notfalller­
nen, etwas über Biologie erfahren, 
über Körperfunktionen und darüber, 
wie der menschliche Organismus ar­
beitet. Ein Schlauchboot, umfunktio­
niert zu einer großen Schaukel, lockt 
die Jüngsten zum THW. Hier sind sie 
für eine Weile gut aufgehoben, und 
die Eltern haben die Möglichkeit, sich 
in aller Ruhe umzusehen und zu in­
formieren. 

Die sächsische Jugendfeuerwehr 
hat u.a. eine Basteistraße aufgebaut. 
ASB, JUH und DLRG bieten Spiele 
und ein Kinderquiz. Die kleinen Be­
sucher werden dadurch nicht nur un­
terhalten, sie können so auch erfah­
ren, daß bei den Jugendgruppen der 
Organisationen einiges geboten wird. 
Die Junghelfer zeigen ihr Geschick 
beispielsweise bei Knotenübungen. 
Dazu gibt es überall bunte Luftbal­
lons, ansprechende Fähnchen, Müt­
zen und Buttons. 

Auf Sendung 

Den ganzen Tag über ist der Pri­
vatsender PSR Sachsen mit von der 
Partie. Mitten im Geschehen hat der 
Sender ein Livestudio eingerichtet. 
So können sich im Sendegebiet auch 
diejenigen am Geschehen beteiligen, 
die nicht auf den Altmarkt nach Dres­
den gekommen sind. In regelmäßigen 
Abständen haben Vertreter aller Or­
ganisationen die Möglichkeit, dem 
Publikum in Live-Interviews ihre Auf­
gaben und Tätigkeiten vorzustellen. 
Auch die Besucher werden über ihre 
Eindrücke befragt, sie äußern sich 
ausnahmslos positiv. Darüber hinaus 
bietet der Sender ein Gewinnspiel, 
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Innen minister Eggert stellt sich den Fragen des 
Ru ndtunkjournallsten. 

bei dem ein Auto als Hauptgewinn 
winkt. Die Beteiligung ist groß, und bei 
Sendeschluß sind rund 22000 richti­
ge Antworten abgegeben worden. 

Gegen Ende der Veranstaltung 
wissen alle, daß das eigentliche An­
liegen, über die Möglichkeiten des 
Helfens zu informieren und zum 
Nachdenken zu motivieren, bei den 
Besuchern angekommen ist. Sie wa­
ren über den ganzen Tag hinweg ak­
tiv in das Geschehen einbezogen, 
und an vielen Beispielen konnten sie 
sehen, daß entsprechendes Wissen 
nicht nur vor Schäden bewahrt oder 
sie mildert, sondern daß richtiges 
Helfen auch leicht zu erlernen ist und 
sogar Spaß macht. 

Für den Schirm herrn Heinz Eggert 
ist die "Aktion Helfen" ein gelungenes 
Beispiel vielfältiger bürgerlicher In­
itiativen im Bereich humanitärer Hilfe. 
"Selbsthilfe in der Not ist die vor­
rangigste Voraussetzung für das ei­
gene Überleben; freiwillige Nachbar-

schaftshilfe ist erweiterte Selbsthilfe 
und zugleich der schönste Ausdruck 
einer lebendigen Gemeinschaft. Der 
ehrenamtliche und freiwillige Dienst 
.. . ist mehr als nur etwas bloß Funk­
tionales. Er ist der Ausdruck eines ge­
sunden Zusammenlebens. Helfen 
macht offenbar Freude und gibt dem 
Leben Sinn und Inhalt", so sein Fazit. 

Zahlen, Daten, Fakten 

Den Auftakt zur "Aktion Helfen" bil­
dete eine BVS-Ausstellung im Säch­
sischen Landtag vom 11. bis 15. Ok­
tober 1993. Unter dem Titel "Wir hel­
fen gemeinsam" stellten sich die Or­
ganisationen in Wort und Bild vor. Der 
Schirmherr dieser Ausstellung, Land­
tags präsident Erich Iitgen, konnte bei 
der Eröffnung neben Abgeordneten 
aller Fraktionen und Vertretern der 
Hilfsorganisationen auch zahlreiche 
Repräsentanten gesellschaftlicher 
Gruppen, wie beispielsweise der Ge­
werkschaften und Kirchen, be­
grüßen. 

Eines der Ziele der Ausstellung ist 
es, ein Zeichen zu setzen, unter an­
derem dafür, daß Parlament und Re­
gierung, Kreise und Gemeinden, Un­
ternehmer und Gewerkschaften für 
den ehrenamtlichen und freiwilligen 
Dienst zur Gefahrenabwehr eintreten. 
Eine Woche lang nahmen Abgeord­
nete und Gäste in Dresden die Gele­
genheit wahr, sich ausführlich über 
Leistung und Angebot staatlicher so­
wie privater Vorsorge und Hilfe zu in­
formieren. Mitarbeiter des Bundes­
verbandes für den Selbstschutz be­
treuten die Ausstellung und erläuter-

Zahlreiche Gäste wohnen der ofliziellen Ausstellungseröffnung bei. 
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Der Schirmherr der BVS-Ausstellung, landtags­
präsident Erlch IIIgen, bel der Eröffnungsan­
sprache Im Foyer des Sächsischen landtags. 

Der VIzepräsident des Sächsischen landtages, 
landrat Hans-Jürgen Evers, im Gespräch mit 
BVS-OIreklor Helmut Schuch. 

(Fotos: SMI, Rlebauer, Schmldt) 

ten interessierten Besuchern das An­
liegen der Veranstaltung. 

Im Anschluß an die "Aktion Helfen" 
in Dresden werden die Schautafeln 
als Wanderausstellung in Sachsen 
gezeigt. Pirna, Bautzen und Leipzig 
sind die nächsten Stationen. Weitere 
Kreise, Gemeinden und Organisatio­
nen haben bereits jetzt großes Inter­
esse am Einsatz der Ausstellung in 
ihren Bereichen bekundet, die bereits 
bis April 1994 fest verplant ist. 

-kpr-
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Der Anfang - eine Idee ... 

Oer Katastrophenschutz in Sach­
sen befindet sich im Aufbau. In der 
"DDR" vorhandene Strukturen sind 
mit der Wende untergegangen oder 
befinden sich im Wandel. Brand­
schutz, Rettungsdienst, Zivil- und 
Katastrophenschutz - also Bevöl­
kerungsschutz - können im Frei­
staat Sachsen wie überall nur dann 
funktionieren , wenn neben der ma­
teriellen Ausstattung auch die per­
sonellen Voraussetzungen geschaf­
fen werden. Wichtigstes Element 
dabei ist die ehrenamtliche Mitar­
beit in diesem Hilfeleistungssystem. 

Ehrenamtliche Helferinnen und 
Helfer zu gewinnen, ist vordringli­
ches Anliegen aller Hilfsorganisatio­
nen. Dies ist aber nur möglich, wenn 
diese besondere Aufgabe von allen 
Beteiligten anerkannt und stetig 
vorangebracht wird . Dazu bedarf es 
letztlich auch der Bereitschaft zur 
öffentlichen Förderung durch Politik 
und Gesellschaft. 

Die Bedeutung des Bevölke­
rungsschutzes - als gemeinsames 
Anliegen von Staat und Bürger -
muß zum einen politisch getragen 
und zum anderen dem Bürger im 
Gesamtzusammenhang nahege­
bracht werden. Da viele Hilfsorgani­
sationen derzeit rasch in der Fläche 
präsent sein wollen , konnte nur eine 
öffentlichkeitswirksame Aktion für 
die Helfergewinnung erfolgverspre­
chend sein. 

Dabei kam es darauf an, die Hilfs­
organisation wie auch die Freiwilli­
gen Feuerwehren konsequent in 
den Vordergrund zu stellen, ohne 
die Verantwortung des Freistaates 
Sachsen zu vernachlässigen. In er­
ster Linie sollten also alle Maßnah­
men der Selbstdarstellung des vor­
handenen Hilfeleistungssystems 
dienen. Das Sächsische Staatsmi­
nisterium des Innern trug die Ge­
samtverantwortung für diese Akti­
on. Der Bundesverband für den 
Selbstschutz leistete personelle 
und materielle Unterstützung. 

Alle Hilfsorganisationen erklärten 
ihre Bereitschaft zur Mitwirkung an 
einer Gemeinschaftsaktion, wobei 

nur Organisationen, die über ehren­
amtliche Helfer verfügen, beteiligt 
wurden. Zur Vorbereitung wurde ei­
gens eine Arbeitsgruppe gebildet. 

Als gemeinsame Vorhaben wur­
den sowohl eine Tafelausstellung 
"Wir helfen gemeinsam" im Sächsi­
schen Landtag von 11. bis 15. Ok­
tober 1993 in Dresden wie auch ein 
zentraler Aktionstag auf dem AIt­
markt in Dresden am 16. Oktober 
1993 geplant. Da diese Aktion lan­
des weit wirken sollte, ging es zu­
gleich um die Konzeption unterstüt­
zender Werbemittel , die einen lan­
desweiten Bezug herstellen sollten. 

So entwickelte der Bundesver­
band für den Selbstschutz in Zu­
sammenarbeit mit dem Sächsi­
schen Staatsministerium des Innern 
ein Faltblatt (Auflage 120 000) zur In­
formation über den Bevölkerungs­
schutz im Freistaat Sachsen. Dieses 
Faltblatt kann von den Organisatio­
nen auch für die eigene Werbung 
verwendet werden. Vom Sächsi­
schen Staatsministerium des Innern 
wurde die Broschüre "Wir helfen ge­
meinsam" (Auflage 60000) heraus­
gegeben. In ihr wird das gemeinsa­
me Hilfeleistungssystem des Frei­
staates dargestellt. Außerdem wur­
den Aufkleber, Plakate und auch An­
zeigen in Zusammenarbeit mit einer 
Werbeagentur entwickelt. 

Unter Berücksichtigung von Ziel­
setzung und Konzeption wurde 
durch den Bundesverband für den 
Selbstschutz ein neuer Ausstel­
lungstyp mit werblichen und infor­
mierenden Grundlagen für alle Hilfs­
organisationen im Freistaat Sach­
sen erarbeitet. Diese Wanderaus­
stellung steht nun allen Regierungs­
präsidien, Landkreisen, kreisfreien 
Städten, den Kommunen und Hilfs­
organisationen zur Verfügung. An­
sprechpartner ist die BVS-Außen­
stelle in Halle mit Sitz in Riesa: 

BVS-Außenstelie Halle 
Sitz in Riesa 
Bahnhofstraße 6 
01587 Riesa 
Tel. : 035251705340 
oder 705327 zug I. Fax 
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Ltd. Ministerialrat Manfred Gallwltz, Niedersächsisches Innenministerium 

Helferempfang 
mit politischer 

Richtungsweisung 
Niedersächsischer Innenminister Gerhard Glogowski sagt 

freiwilligen Helfern seine persönliche Unterstützung zu 

Der Niedersächsische Innenmi­
nister Gerhard Glogowski stand 
noch spürbar unter dem Eindruck 
seines Besuchs der Katastrophen­
schutz-Zentralwerkstatt Wester­
stede, als er am 13. November 1993 
im Foyer des Niedersächsischen 
Landtages 200 Mitarbeiter und frei­
willige Helfer des Katastrophen­
schutzes aus Niedersachsen be­
grüßte. Selten hatten die Männer­
im übrigen tatsächlich auch einige 
Frauen! - von Feuerwehr, Arbeiter­
Samariter-Bund, Deutschem Ro­
ten Kreuz, Malteser-Hilfsdienst, 
Johanniter-Unfall-Hilfe, Techni­
schem Hilfswerk, den Regieeinhei­
ten, dem Bundesverband für den 
Selbstschutz und der Deutschen 
Lebens-Rettungs-Gesellschaft ei­
nen Politiker erlebt, der sich mit ei­
ner treffsicheren Lageanalyse kon­
sequent hinter ihr und damit das 
Anliegen des Katastrophen­
schutzes stellte. 

Dabei hob der Minister zunächst 
die Bedeutung einer alle Hilfsorgani­
sationen im Gespräch vereinenden 
Veranstaltung hervor. Er halte es für 
seine besondere Aufgabe, immer 
wieder das Verbindende in der ge­
meinsamen Vorsorgeaufgabe für 
Notfälle deutlich zu machen. Nur hier­
durch könne der gewollte Facetten­
reichtum im Bereich der besonderen 
Gefahrenabwehr zu einem funktio­
nierenden Gesamtsystem zusam­
mengeführt werden. Hierin bezog der 
Minister besonders auch die Bun­
deswehr ein. Zur akttJelien Entwick­

der Zivilschutz sowohl als Folge der 
Bedrohungsreduzierung als auch der 
knapper werdenden finanziellen Res­
sourcen spürbar zurückgeführt wer­
den müsse. Nachdrücklich wandte er 
sich jedoch gegen den "Kahlschlag 
bei Einrichtungen, die für das Funk­
tionieren des gemeinsamen Hilfelei­
stungssystems von Bund und län­
dern wesentlich sind". Zur Begrün­
dung führte der Minister aus: . Der 
Bund erwägt zum Beispiel ernsthaft, 
sich aus seiner Finanzierung der Ka­
tastrophenschutzschulen auf lan­
desebene und der Zentralwerkstät­
ten zurückzuziehen. Das ist aus mei­
ner Sicht und aus der Sicht der Mehr-

zahl der Bundesländer nicht akzepta­
bel; denn bei der Ausbildung für 
Führungs- und Spezialistenfunktio­
nen sind ehrenamtliche Helfer auf 
hauptamtliche Fachkräfte angewie­
sen, die gewissermaßen das profes­
sionelle Rückgrat unseres Katastro­
phenschutzsystems sind. Das wer­
den mir alle Praktiker bestätigen. 
Über Kapazitätsanpassungen und 
Veränderungen bei den Ausbildungs­
inhalten wird man sicherlich reden 
müssen, aber ein Wegfall der Schu­
len auf landesebene würde die Funk­
tionsfähigkeit des Katastrophen­
schutzes insgesamt in Frage stellen. 
Das wäre Sparen am falschen Ende." 

lung des Katastrophenschutzes zeig- Der Niedersächsische Innenminisler Gerhard Glogowskl bel seiner Ansprache Im Foyer des Nieder-
te der Minister Verständnis dafür, daß s:..:ä~ch:..:s:..:ls:..:ch:..:e~n~la:..:n~dl~a"ge~s:..:. ____________________ _ 
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Aufmerksame 
und nachdenk­

liche Zuhörer 
beim 

Hellerempfang 
in Hannover. 

Kontinuitätsbrüche 
vermeiden 

Bei den Zentralwerkstätten stelle 
sich dagegen schon die Frage, ob mit 
ihrer Auflösung und der Vergabe der 
Wartungs- und Reparaturaufträge in 
die Privatwirtschaft überhaupt eine 
nennenswerte Einsparung für den 
Bund erreicht würde. Denn der Bund 
müßte ja die vollen Kosten für diese 
Auftragsvergaben tragen. Zu dem 
Gesamtkonzept, das der Bundestag 
zum wiederholten Mal beim Bun­
desinnenministerium angemahnt hat, 
merkte der Innenminister an: .Sie 
dürfen sicher sein, daß die Länder wie 
auch die Hilfsorganisationen Einfluß 
darauf nehmen werden. Wir wollen 
gemeinsam eine Fortentwicklung 
und Anpassung unseres Hilfelei­
stungssystems an die veränderten 
Rahmenbedingungen, aber wir wol­
len und müssen unnötige Konti­
nuitätsbrüche und Kahlschläge ver­
meiden. Für Experimente ist der Ka­
tastrophenschutz auch wegen seiner 
gesellschaftspolitischen Dimension 
ein ungeeignetes Feld; denn er lebt 
vom ehrenamtlichen Engagement 
von Mitbürgerinnen und Mitbürgern, 
die sich freiwillig für lange Jahre zu 
dieser Aufgabe verpflichten und sich 
in ihrer Freizeit dafür ausbilden las­
sen. Dieses bürgerschaftlieh getra­
gene Hilfeleistungssystem ist ein ho­
hes Gut, mit dem wir pfleglich umge­
hen sollten; es ist auf Kontinuität an­
gewiesen. Denn freiwilliges ehren­
amtliches Engagement läßt sich - wie 
oft genug gesagt worden ist - nicht 
wie ein Lichtschalter an- und aus­
schalten. Notwendige Veränderun­
gen erfordern Behutsamkeit und Au­
genmaß und müssen für die Helferin-
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nen und Helfer einsehbar sein, um 
von ihnen mitgetragen werden zu 
können." 

Zum Abschluß seiner Ausführun­
gen stellte der Minister die Stiftung ei­
ner . Niedersächsischen Katastro­
phenschutz-Verdienst-Medaille" in 
Aussicht. Damit könnten zwar keine 
inhaltlichen Probleme gelöst werden. 
Es sei aber an der Zeit , daß hochran­
gig ideellem Einsatz mit einer ideellen 
Geste von Staat und Gesellschaft 
entsprochen werde. Der lang anhal­
tende Beifall ließ erkennen, daß die­
se Rede als Signal des Aufbruchs und 
der Ermunterung verstanden wurde -
aber auch als Verpflichtung, die Zeit 
von Demotivierung und Instabilität 
nun endlich zu beenden und hand­
greifliche konzeptionelle Ergebnisse 
vorweisen zu können. 

Beängstigender 
Engagement-Schwund 

Der Katastrophenschutz-Beauf­
tragte der Johanniter-Unfall-Hilfe in 
Niedersachsen, Thomas John, stellte 
seiner Erwiderung für die Helfer­
schaft Niedersachsen das Leitwort 
für den jährlichen Helferempfang des 
Niedersächsischen Innenministeri­
ums voran: .Der Schutz des Men­
schen, seines Lebens, seiner Ge­
sundheit, der natürlichen Lebens­
grundlagen und lebensnotwendigen 
Sachwerte ist eine humanitäre Kern­
aufgabe jeder staatlichen Gewalt. 
Deshalb hat die Rechtsordnung un­
seres Staates einen Schutzanspruch 
des Bürgers und eine Schutz pflicht 
des Staates mit höchstem Rang nor­
miert. Ein Schutzsystem dieser Art 
kann nicht von staatlichen Stellen al-

lein aufgebaut und unterhalten wer­
den. Hierzu bedarf es der Bereit­
schaft einer Vielzahl von ehrenamtli­
che Helfern zum oft genug opfervol­
len Dienst an der Gemeinschaft." 

Der auch politisch für den Kata­
strophenschutz aktive Johanniter­
Unfall-Helfer stellte noch einmal her­
aus, daß ein derart hochrangiges und 
umfassendes Ziel mit staatlichen Mit­
teln allein nicht erreicht werden kön­
ne. Es benötige die Breite einer frei­
willigen Helferschaft. Aus eigenem 
Erleben, nüchtern und unwiderlegbar 
schilderte der Redner die Symptome, 
die einen beängstigenden Schwund 
an freiwilligem Engagement für den 
Katastrophenschutz signalisierten. In 
einer solchen Situation könne man 
nicht immer den Eindruck haben, daß 
die Politik sich sachgerecht für die Er­
haltung des Katastrophenschutz-Sy­
stems einsetze. Um so mehr sei dem 
Niedersächsischen Innenminister für 
sein mutiges Eintreten für die Belan­
ge eines gemeinschaftlichen Hilfe­
leistungssystems zu danken. Er er­
wähnte in diesem Zusammenhang 
auch die mustergültige Zusammen­
arbeit zwischen dem Niedersächsi­
schen Innenministerium und den 
Hilfsorganisationen. So beispielswei­
se in Form der ständigen Koordinati­
onsrunden. Der Redner wünschte In­
nenminister Glogowski für die bevor­
stehenden Gespräche, insbesondere 
die Innenministerkonferenz, vollen 
Erfolg. 

In den anschließenden EinzeIge­
sprächen äußerten die Helfer immer 
wieder ihr Unverständnis darüber, 
daß im Bereich des erweiterten Kata­
strophenschutzes eine wesentlich 
höhere Einsparquote als im Verteidi­
gungsbereich vorgesehen sei. 
Schließlich gebe der Verteidigungs­
bereich den Maßstab vor, um den 
sich Bedrohungspotentiale verringert 
hätten. Es wirkte absolut destruktiv 
und demotivierend, wenn von einem 
ohnehin schon wesentlich geringeren 
Sockel aus nun noch einmal über­
proportional zurückgefahren werden 
solle. 

Freiwillige Helfer, Minister und Mit­
arbeiter des Niedersächsischen In­
nenministerium verließen den Emp­
fang in dem Bewußtsein, dem Kata­
strophenschutz zu der ihm zukom­
menden Einordnung in die Rangfolge 
staatlicher und gesellschaftlicher 
Aufgaben verholfen zu haben - die 
Medien hielten eine Notiznahme für 
entbehrlich. Sie wird jedoch um so 
wuchtiger ausfallen, wenn es wirklich 
einmal zu einem Schadensereignis 
kommt. 
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41. Delegiertenversammlung des Deutschen Feuerwehrverbandes in Schwerin 

Die Weichen sind gestellt 
Neuer Präsident und neue Vizepräsidenten an der Spitze 

der deutschen Feuerwehren 

Nach der 40. Delegiertenver­
sammlung des Deutschen Feuer­
wehrverbandes (DFV) 1992 in Thürin­
gen fungierte für die diesjährige Ver­
anstaltung wiederum ein Landesfeu­
erwehrverband (LFV) der neuen Bun­
desländer als Gastgeber: Zur 41. De­
legiertenversammlung konnten die 
Feuerwehren Mecklenburg-Vorpom­
merns am 24. und 25. September 
1993 in der Landeshauptstadt 
Schwerin die Feuerwehr-Repräsen­
tanten aller Bundesländer begrüßen. 

Spannende Wahl 

Im nichtöffentlichen Teil am ersten 
Tag erwartete die 174 Delegierten in 
der Halle am Schweriner Fernseh­
turm eine umfangreiche Tagesord­
nung. Unbestrittener Höhepunkt des 
Tages: Die Wahl des neuen DFV-Prä­
sidenten. Vier Kandidaten bewarben 
sich um die Nachfolge von Hinrich 
Struve, der auf eine zwölf Jahre 
währende Amtszeit zurückblicken 
kann. Neben DFV-Vizepräsident Karl 
Binai (Bayern) stellten sich Johann 
Kroboth (Hessen), bis vor kurzem Lei­
ter der Deutschen Jugendfeuerwehr, 
Ortwin Neuschwander, Vorsitzender 
des LFV Rheinland-Pfalz. und Gerald 
Schäuble, stellvertretender Vorsit­
zender des LFV Baden-Würt1emberg, 
zur Wahl. Die Stimmenverteilung 
(Kroboth 64. Schäuble 41, Binai 36, 
Neuschwander 33) machte einen 
zweiten Wahlgang erforderlich, zu 
dem Binai und Neuschwander ihre 
Kandidaturen zurückzogen. Die 
Stimmenmehrheit dieses Wahlgan­
ges (97 Stimmen) konnte Gerald 
Schäuble auf sich vereinen, während 
Johann Kroboth auf 76 Stimmen 
kam. 

Hlnrlch Struve (rechts) wünscht seinem Nach­
tolger Geratd Schäuble viel Glück für das Präsl­
dentenamt. 
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Nun fünf Vizepräsidenten 

Weniger Spannung beinhaltete die 
nun folgende Wahl der Vizepräsiden­
ten. Statt vier wird der DFV künftig 
fünf Vizepräsidenten haben, davon 
drei für die Sparte Freiwillige Feuer­
wehr - einen mehr als bisher. Die De­
legiertenversammlung hatte zuvor 
die DFV-Satzung entsprechend 
geändert. Um die Landesfeuerwehr­
verbände der fünf ostdeutschen Bun­
desländer verstärkt in die DFV-Arbeit 
einzubinden, hatten diese das Vor­
schlagsrecht für das neugeschaffene 
Vizepräsidentenamt. 

Weil Vizepräsident Rolf Englerth 
(Freiwillige Feuerwehr) nach zwölf-

jähriger Amtszeit nicht wieder zur 
Wahl stand, mußte auch dieses Amt 
neu besetzt werden. Das Rennen um 
Englerths Nachfolge entschied der 
niedersächsische LFV-Vorsitzende 
Fritz Meyer für sich, während Rolf 
Schomann, Vorsitzender des gastge­
benden LFV Mecklenburg-Vorpom­
mern, bei der Wahl um das neuge­
schaffene Vize präsidenten-Amt die 
Nase vorn hatte. Im Amt des Vize­
präsidenten für die Sparte Berufsfeu­
erwehr wurde Rolf-Dieter Bräunig 
bestätigt. Weiter im Amt sind die bei­
den Vizepräsidenten Karl Binai (Frei­
willige Feuerwehr) und Waldemar 
Steuer (Werkfeuerwehr). 

Ohne Gegenstimme bestätigten 
die Delegierten auch die Jugendfeu-
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erwehr-Entscheidung für Marcus 
Schleef (Bremen) als neuen Bundes­
jugendleiter und Dieter Henze sowie 
Gerhard Barth als Stellvertreter. 

Unfallkassen beibehalten 

Mit Blick auf die soziale Absiche­
rung der Feuerwehrangehörigen faß­
te die Delegiertenversammlung fol­
genden Beschluß: .. In den Ländern 
der Bundesrepublik Deutschland 
sind zur Abwicklung der gesetzlichen 
Unfallversicherung der ehrenamtlich 
tätigen Feuerwehrangehörigen Feu­
erwehrunfallkassen und Gemeinde­
unfallversicherungsverbände zu­
ständig und haben sich bewährt. Die 
Delegiertenversammlung des Deut- Neue VIzepräsidenten: Fritz Meyer ... 
sehen Feuerwehrverbandes lehnt 
Überlegungen des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung im Ent­
wurf des Sozialgesetzbuches VII 
strikt ab, den Bestand der Feuer­
wehrunfallkassen anzutasten. Die 
Delegierten sehen darin eine unzu­
trägliche Beeinträchtigung der be­
währten Selbstverwaltung der Feuer­
wehren im Unfallversicherungsrecht. 
Es muß nach wie vor gesichert sein, 
daß die Besonderheiten des Feuer­
wehrdienstes auch im Unfallversi­
cherungsrecht Berücksichtigung fin­
den. Die derzeitigen Leistungen der 
Unfallversicherungsträger müssen in 
Zukunft beibehalten werden. Die 
deutschen Feuerwehren fordern die 
langfristige Sicherung des Bestandes 
der Feuerwehrunfallkassen. Auch 
künftig muß die Bildung und der Er­
halt der Feuerwehrunfallkassen gesi-
chert sein." ... und Roll Schomann. 

Einstimmig ernannte die Ver­
sammlung anschließend den schei­
denden DFV-Präsidenten Hinrich 
Struve zum Ehrenpräsidenten. Mit 
der FesUegung des Tagungsortes der 
42. Delegiertenversammlung - Han­
nover während der kommenden .. In­
terschutz" - schloß der erste Tag der 
Veranstaltung. 

Prominente Gäste 

Im öffentlichen Teil der Delegier­
tenversammlung am 25. September 
standen dann verschiedene 
Grußworte, der Bericht des schei­
denden Präsidenten sowie Anspra­
chen des neuen Präsidenten und des 
neuen Bundesjugendleiters auf der 
Tagesordnung. Als Gäste konnte 
Präsident Struve unter anderem Auch neu gewählt: Marcus Schleet. 
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Mecklenburg-Vorpommerns Innen­
minister Rudi Geil, Staatssekretär Dr. 
Walter Priesnitz vom Bundesministe­
rium des Innern, Ministerialdirigent 
Heinrich Pflock (Hessen) als Vorsit­
zenden des Unterausschusses "Feu­
erwehr" der Innenministerkonferenz 
und Schwerins Oberbürgermeister 
Johannes Kwaschik begrüßen. 

"Wichtige Aufgabe" 

Staatssekretär Dr. Priesnitz über­
brachte der Versammlung die Grüße 
von Bundesinnenminister Manfred 
Kanther, der aus Temningründen nicht 
teilnehmen konnte. Er versicherte 
den Delegierten, daß sich der Mini­
ster dem Zivil- und Katastrophen­
schutz besonders verbunden fühle 
und diese Aufgabe als eine wichtige 
Aufgabe betrachte. 

In einer Bestandsaufnahme stellte 
der Staatssekretär fest, daß es ge­
lungen sei, all diejenigen, die in her­
ausragender Position mit dem Zivil­
und Katastrophenschutz befaßt sind, 
an einen Tisch zu bringen, um in 
gemeinsamen Gesprächen unter 
Berücksichtigung der verschiedenen 
Standpunkte nach vertretbaren Lö­
sungen zu suchen. Die Gespräche 
seien, so Dr. Priesnitz, dank der Auf­
geschlossenheit aller Beteiligten zu­
standegekommmen und würden 
mittlerweile auf allen Ebenen weiter­
geführt. Der Staatssekretär weiter: 
"Auch wenn diese Gespräche noch 
nicht abgeschlossen sind, so ermu­
tigt mich das Engagement der Betei­
ligten, daß die Ergebnisse sachge­
recht sein werden. Keiner sollte aus 
den Augen verlieren, daß wir uns dem 
Schutz der Menschen vor Gefahren 
verschrieben haben. Täglich sind 
Feuerwehrkräfte und Helfer der Hilfs­
organisationen im Einsatz und verfol­
gen dieses Ziel tatkräftig. Um so 
größer ist unsere Verantwortung, bei 
allen Planungen darauf zu achten, 
daß dieses Engagement nicht leidet." 

Mit Blick auf die rund 1,4 Millionen 
Feuerwehrleute in Deutschland steil­
te Dr. Priesnitz fest: .. Ein stattliches 
Potential zur Gefahrenabwehr, zum 
Schutz der Bürger - ein Potential, das 
auch eine der tragenden Säulen des 
Zivil- und Katastrophenschutzes ist." 
Man müsse aber auch beachten, be­
tonte der Staatssekretär, daß Zivil­
und Katastrophenschutz Aufgaben­
felder seien, die die Bevölkerung ger­
ne aus ihrem Bewußtsein verdränge. 
Kürzungen in diesem Bereich würden 
kaum beachtet. Dabei werde vielfach 
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übersehen, daß es sich um ein Hilfe­
leistungssystem handele, in das der 
Bund insgesamt rund 2,5 Milliarden 
Mark investiert habe. 

Der Staatssekretär weiter: "Diese 
Investitionen haben sich in den ver­
schiedensten Bereichen ausgewirkt, 
insbesondere haben sie die Hilfsor­
ganisationen und die Feuerwehren 
personell und besonders materiell 
verstärkt. Manche Kritiker könnten 
nun sagen, daß diese Anteile an der 
Ausstattung gegenüber dem Ge­
samtbestand bei den Feuerwehren 
nur einen kleinen Teil ausmachen. 
Doch ich meine, daß es gerade die 
Ausstattung des Bundes manchmal 
war, die mancher Gemeinde Ansporn 
zu weiterem Engagement für ihre 
Feuerwehr gegeben hat." 

Im Hinblick auf mögliche Eingriffe 
in die Struktur des Zivil- und Kata­
strophenschutzes stellte Dr. Priesnitz 
fest, daß diese nicht auf dem Rücken 
der vielen ehrenamtlichen Helfer aus­
getragen werden dürften, die das Sy­
stem der Hilfeleistung mit Leben er­
füllen würden. Der Staatssekretär 
faßte zusammen: "Ehrenamtlichkeit 
ist ein hohes Gut in unserer Gesell­
schaft, das es zu erhalten gilt. Wir 
dürfen es durch falsche Maßnahmen 
nicht kaputt machen. " 

Zeichen für die Einheit 

Mecklenburg-Vorpommerns In-
nenminister Rudi Geil hieß die Dele­
gierten im Namen von Ministerpräsi­
dent Dr. Bernd Seite und der gesam­
ten Landesregierung willkommen. Er 
dankte den Verantwortlichen für die 
Wahl des Tagungsortes und stellte 
fest, daß damit ein Zeichen für die 
deutsche Einheit gesetzt wurde. 
Nach einem Überblick über die Struk­
tur Mecklenburg-Vorpommerns und 
seiner Feuerwehren würdigte der Mi­
nister das Engagement der Feuer­
wehrangehörigen: "Nur wenn alle be­
reit sind, soviel dem Staat zu geben, 
wie sie vom Staat beanspruchen, 
wird unser Gemeinwesen auf Dauer 
funktionieren. " 

Als Repräsentant der Stadt 
Schwerin überbrachte Oberbürger­
meister Johannes Kwaschik die 
Grüße von Rat und Verwaltung und 
hieß die Delegierten in der Landes­
hauptstadt willkommen. Im Verlauf 
seiner Begrüßungsworte zeichnete er 
den Werdegang des Bemühens um 
mehr Sicherheit für die Bürger auf, 
womit den versammelten Fachleuten 
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interessante Einblicke in die Struktur 
der Schweriner Feuerwehr geboten 
wurden. 

Die aktuelle lage 

DFV-Präsident Hinrich Struve blieb 
es - wie in den Jahren zuvor - auch 
diesmal vorbehalten, den Situations­
bericht der deutschen Feuerwehren 
und des DFV abzugeben. In seinen 
umfangreichen Ausführungen stellte 
er unter anderem fest: "Neue Aufga­
ben, ich denke hier insbesondere an 
den verstärkten Einsatz im Umwelt­
schutz mit all seinen Bereichen, ob 
beim Einsatz von Löschmitteln oder 
den gefährlichen Stoffen, bei Lage­
rung, Transport und Verwendung, be­
dingen spezielle Ausrüstung und 
Ausbildung. 

Dazu muß man vielleicht zum wie­
derholten Male klarstellen, daß Aus­
rüstung und Ausstattung nicht für die 
Feuerwehr, sondern als Pflichtaufga­
be der Gemeinde zur Sicherheit der 
Bürger beschafft werden müssen. 
Die Mitglieder der Feuerwehren, hier 
insbesondere die Freiwilligen, stellen 
unentgeltlich ihr Können und Wissen 
der Gemeinde und Stadt zur Verfü­
gung. Durch ihre helfenden Hände 
wird die Ausstattung und Ausrüstung 
erst zu einer wirksamen Hilfe für den 
in Not Befindlichen. 

Lassen Sie mich auch etwas zu 
den Gedanken einzelner Kommunen 
sagen, die meinen, dadurch sparen 
zu können, daß sie in den Feuerweh­
ren die Anzahl der ehrenamtlichen 
Helfer reduzieren oder kleine Freiwil­
lige Feuerwehren ganz auflösen. 

Spätestens dann, wenn der Bürger 
nicht mehr bereit ist, weil die Motiva­
tion fehlt, sich ehrenamtlich und frei­
willig für die Gemeinschaft einzuset­
zen, werden sie erkennen müssen, 
daß es das teuerste Sparen war. Denn 
nicht von der Einwohnerzahl, son­
dern von denen, die sich für die All­
gemeinheit engagieren, lebt unsere 
Gemeinschaft. " 

Mit dem Hinweis auf die rund 1,4 
Millionen Feuerwehrleute betonte 
Struve: "Es sind Bürger unseres Staa­
tes, die bereit sind, sich für das Funk­
tionieren des Gemeinwesens einzu­
setzen. Sie fragen nicht nach Stun­
den, nicht , ob einer schuldig oder un­
schuldig in Not geraten ist, sondern 
sie fragen, wo kann ich helfen, wo 
werde ich gebraucht. 

Um anderen zu helfen, sind sie 
letzi ich bereit, Gesundheit und Leben 
einzusetzen. Sie zeigen, daß es in un-

serem Staat noch Bürger gibt, die be­
reit sind, Mitverantwortung zu tragen. 

In den Jugendfeuerwehren wird 
neben der notwendigen feuerwehr­
technischen Ausbildung der größere 
Teil der Zeit dazu verwendet, dem Ju­
gendlichen den Wert der Gemein­
schaft und der Kameradschaft näher­
zubringen. Bei Spiel, Sport, Lagerle­
ben, in Werkgruppen, begreift man, 
daß gemeinsam mehr zu erreichen 
ist. " 

Auch zum Thema Katastrophen­
schutz äußerte sich der Präsident: 
"Wenngleich durch die Entspannung 
sich die Bedrohungslage verändert 
hat, wird man nicht auf einen funktio­
nierenden Katastrophenschutz ver­
zichten können; ganz gleich, welche 
Struktur und personelle Stärke und 
Ausrüstung er haben wird. Absolut im 
Vordergrund haben aber die den neu­
en Gegebenheiten angepaßten Erfor­
dernisse zu stehen. 

Bei ehrlicher Bestandsaufnahme 
wird man feststellen müssen, daß 
manches in der bisherigen Form so 
nicht mehr notwendig ist. Die Feuer­
wehren werden sich vernünftigen und 
nicht einseitig zur Last fallenden Ein­
sparungen nicht verschließen und 
sind bereit, konstruktiv mitzuarbei­
ten. 

Das biete ich zum wiederholten 
Male an. Ich möchte das zu unserer 
Mitverantwortung zählen." 

Die Arbeit der Feuerwehren werde 
in der Bevölkerung sehr wohl aner­
kannt, stellte Struve fest, bedauerte 
aber in diesem Zusammenhang, daß 
man es bis jetzt nicht so recht ver­
standen habe, mit diesem Bonus zu 
arbeiten: "Allgemein ist im Bereich 
der Öffentlichkeitsarbeit noch immer 
ein Defizit festzustellen, daran kann 
auch ein durchaus gelungener An­
fang in diesem Jahr nichts Entschei­
dendes ändern. Wenn wir nicht woll­
ten, daß viele Aktivitäten des Verban­
des, viele Eingaben u. a. bloße Ma­
kulatur für den Papierkorb darstellen, 
müssen wir wesentlich ernsthafter 
darangehen, sowohl unsere Leistun­
gen als auch unsere berechtigten An­
liegen besser zu verkaufen. 

Die Einstellung der Öffentlichkeits­
arbeit der Feuerwehren muß sich 
letztendlich von einem ständigen lip­
penbekenntnis zu einem echten und 
ehrlichen Anliegen mit einem ent­
sprechenden finanziellen Stellenwert 
ändern! Die Anerkennung allein , die 
jede Feuerwehr in ihrem Standort ge­
nießt, ist zu wenig." 

Mit einem Wort des Dankes schloß 
der Präsident seine Ausführungen: 
"Während meiner gesamten Amtszeit 
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habe ich immer Verständnis und HIl­
fe für meine Anliegen gefunden. Es 
sind sicher viele, deren Hilfe und Ent­
gegenkommen ich erfahren durfte. 
Allen ein herzliches Dankeschön! Ih­
nen, meinen Kameradinnen und Ka­
meraden in den Wehren, in den Kreis­
und Landesverbänden zolle ich Re­
spekt und Anerkennung für die gelei­
stete selbstlose Hilfe. 

Sie sind es, die das Gesicht der 
Feuerwehren prägen, einer Organisa­
tion, die über 150 Jahre ihre Aufgabe 
in der humanitären Hilfe sieht. Darauf 
sollten Sie stolz sein!" 

Der Weg in die Zukunft 

Mit einer kurzgefaßten Grundsatz­
rede stellte Gerald Schäuble seine 
"Marschrichtung und Zielsetzung" 
als Präsident des DFV für die näch­
sten Jahre vor. Hieraus einige Auszü­
ge: 

"Wir werden uns Gedanken ma­
chen müssen, wie die technische 
Weiterentwicklung der Feuerwehr in 
dem immer schmaler werdenden Fi­
nanzkorsett weitergeführt werden 
kann. Dies gilt für die Freiwilligen Feu­
erwehren ebenso, wie für unsere Be­
rufsfeuerwehren. 

Betrachtet man das feste Gefüge 
des Feuerwehrwesens in seiner 
Grundkonstruktion, so ist man eher 
geneigt , alles zu lassen, wie es ist. 
Aber schaut man nach rechts oder 
links, muß man erkennen, daß einst­
mals feste Größen ins Wanken gera­
ten sind. 

Wir, die Feuerwehr, haben die 
Chance, aus einer gefestigten Posi­
tion heraus notwendige, in die Zu­
kunft weisende Veränderungen vor­
zunehmen. Dabei ist es von existen­
tieller Wichtigkeit, daß wir die Basis -
die wirkliche Basis - und nicht nur die 
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Scheiden 
gemeinsam aus 

dem AmI: 
Hlnrich Slruve 

(rechis) und 
Roll Englerth. 

Funktionärsebene stärker an diesem 
Umgestaltungsprozeß beteiligen 
können." 

"Intensive Zusammenarbeit" 

Auch der neue Bundesjugendleiter 
Marcus Schleef stellte sich den Dele­
gierten vor. Unter anderem führte er 
aus: 

"Es wird für mich sowie für die neu­
gewählte Bundesjugendleitung ein 
hartes Stück Arbeit bedeuten, was 
vor uns liegt, Arbeit, die nicht nur 
durch gutes Zureden erfolgen kann, 
sondern bei der konsequente Mitar­
beit gefordert ist. 

Um bereits geleistete Arbeit er­
folgreich weiterzuführen, bedarf es 
nicht nur der Gedanken und Ideen ei­
niger Köpfe, sondern auch eines 
großen Maßes an Erfahrung vieler 
Menschen. 

Es muß in den nächsten Jahren 
eine verstärkte und intensive Zusam­
menarbeit mit den fünf neuen Bun­
desländern erfolgen, durch die ge­
währleistet werden soll, daß deren 
Jugendfeuerwehren in die Deutsche 
Jugendfeuerwehr weiter hineinwach­
sen und für die Zukunft auch das in­
ternationale bzw. europäische Mit­
einander und Füreinander gewährlei­
sten." 

Dank an Hinrich Struve 

In Anerkennung seiner Verdienste 
wurde der scheidende Vizepräsident 
Rolf Englerth zum Ehrenmitglied des 
DFV ernannt. Englerth blieb es vor­
behalten, seinem "mit scheidenden" 
Präsidenten Hinrich Struve den Dank 
und die Anerkennung der deutschen 
Feuerwehren für zwölf Jahre bewun-

dernswertem Engagements an der 
Spitze des Feuerwehrwesens auszu­
sprechen. Mit minutenlangen stehen­
den Ovationen unterstrichen die De­
legierten die Dankesworte. 

Schwerin ist Geschichte, der Blick 
richtet sich auf Hannover. Doch wie 
hatte sich Präsident Struve von Ober­
bürgermeister Kwaschik verabschie­
det?: "Wir haben uns in diesen Tagen 
hier wohl gefühlt. Mit Anerkennung 
nahmen wir das, was in den letzten 
Jahren geleistet wurde, in Augen­
schein und wünschen Ihrer Stadt und 
Ihrer Feuerwehr, daß der begonnene 
Weg zu Ende geführt werden kann." 
Dem ist nichts hinzuzufügen. 

- cl -

Das Porträt 
Der neue, mit dem Jahreswech­

sel sein Amt übernehmende DFV­
Präsident heißt Gerald Schäuble, 
ist 55 Jahre alt und in Radolfzell am 
Bodensee beheimatet. Der selb­
ständige Unternehmer übt auf 
Landes- und Kreisebene verschie­
dene Feuerwehrfunktionen aus: 
Seit 33 Jahren in der Feuerwehr 
aktiv, ist er seit 20 Jahren Kreis­
brandmeister und Vorsitzender 
des Kreisfeuerwehrverbandes 
Konstanz. Der Landesfeuerwehr­
verband Baden-Würt1emberg 
wählte ihn vor zwölf Jahren zum 
stellvertretenden Vorsitzenden, 
ebenso lang ist er DFV-Präsidi­
umsmitglied. Schäuble gehört 
dem Feuerwehrbeirat, dem Bera­
tungsgremium der landesregie­
rung, an und wurde vom Regie­
rungspräsidenten in Freiburg zum 
Experten für staatsübergreifende 
Einsätze im Katastrophenschutz 
berufen. 
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Brauchen wir in 
Deutschland ein neues 

"Deutsches Umwelt- und 
Katastrophenhilfswerk"? 

Eine kritische Bewertung der entsprechenden 
SPD-Gesetzesvorlage 

Der Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages hat in sei­
ner Sitzung vom 20. Oktober 1993 
den SPD-Antrag (12/5045) zur 
Gründung eines deutschen Um­
welt- und Katastrophenhilfswer­
kes mit den Stimmen der Regie­
rungsmehrheit abgelehnt und da­
mit für die abschließende Beratung 
der Gesetzesvorlage im Auswärti ­
gen Ausschuß keine Empfehlung 
ausgesprochen. 

Klaus liebetanz, Major a. D., von 
1989 bis 1991 Mitarbeiter im Gene­
ralsekretariat des Deutschen Ro­
ten Kreuzes und seit Januar 1992 
im Auswärtigen Amt, Arbeitsstab 
Humanitäre Hilfe, tätig, setzt sich 
im folgenden Beitrag kritisch mit 
den Argumenten der SPD-Initiative 
auseinander. Er möchte der Auf­
fassung entgegentreten, dieser 
Antrag für ein " Deutsches Hilfs­
korps" werde nur deshalb abge­
lehnt, weil er von der Opposition 
kommt. Der Verfasser würdigt aus­
drücklich das anerkennenswerte 
Engagement des Bundestagsab­
geordneten Hans Wallow (siehe 
auch "Bevölkerungsschutz" 9/92) 
um die Verbesserung der deut­
schen Humanitären Auslandshilfe. 
Er ist sich mit Wallow im Ziel einig, 
jedoch nicht im Weg. 
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Nachdem die SPD-Fraktion im 
Deutschen Bundestag eine öffentli­
che Anhörung "Umwelt- und Kata­
strophenhilfskorps" am 24. Septem­
ber 1992 durchgeführt hat, liegt nun­
mehr der Gesetzesantrag zur Grün­
dung eines "Deutschen Hilfskorps" 
vor. Das Hauptanliegen des Antrags 
besteht - angesichts zunehmender, 
weltweiter Existenzgefährdungen - in 
der Forderung nach "einer engen Ko­
operation der vorhandenen Hilfssy­
steme und nach neuen integrierten 
Instrumenten, mit denen wirkungs­
voll schnelle Hilfe geleistet werden 
kann". Diesem Grundanliegen ist voll 
zuzustimmen. Es ist das besondere 
Verdienst des Abgeordneten Wallow, 
dieses wichtige Anliegen zu einem 
aktuellen Thema zu machen und da­
mit der Politik eine dringend notwen­
dige Zukunftskonzeption zu geben. 

Der Vorschlag zur Gründung eines 
"Deutschen Hilfskorps" beruht im 
wesentlichen auf den folgenden 
Hauptargumenten: 

1.Mangel an Koordination der deut­
schen Humanitären Hilfe. 

2.Die nationalen und internationalen 
Hilfsorganisationen sowie die VN 
haben die Grenze ihrer Leistungs­
fähigkeit erreicht. 

3.Das Fehlen von qualifiziertem, für 
einen mehrwöchigen Einsatz ver­
fügbarem Personal. 

Bei diesen Argumenten spielen die 
negativen Erfahrungen der deut­
schen und internationalen Katastro­
phenhilfe an läßlich des verheerenden 
Erdbebens in Armenien im Dezember 

1988 eine wesentliche und entschei­
dende Rolle. 

Zu berücksichtigen ist jedoch, daß 
die mangelnde Koordinierung der Ka­
tastrophenhilfe in Armenien 1988 
durch folgende Faktoren zusätzlich 
erschwert wurde: 

- Die ehemalige Sowjetunion ließ 
erstmalig - wenn auch verspätet -
internationale Hilfe zu. Es fehlte Er­
fahrung in der Zusammenarbeit. 

- Der enorme Zerstörungsgrad und 
die erhebliche Ausdehnung des un­
zugänglichen Katastrophengebie­
tes. 

- Die Überforderung des Flugplatzes 
Erivan (dichter Nebel und Flug­
zeugzusammenstoß). 

- Die Spannung zwischen Armenien 
und der Zentral regierung in Mos­
kau. 

Dieser Vorschlag zur Gründung ei­
nes Deutschen Hilfskorps ist zu sehr 
fixiert auf die Unzulänglichkeiten der 
deutschen Hilfe in Armenien und 
berücksichtigt kaum die Entwicklung 
der deutschen und internationalen 
Hilfe von 1988 bis 1993. Das ist sein 
Kardinalfehler, und dadurch erscheint 
er teilweise überholt. 

Das letztere wird wie folgt begrün­
det: 

Zu 1. Mangel an Koordination 
der deutschen Humanitären Hilfe. 

Am 9. April 1992 wurde der "Ge­
sprächskreis Humanitäre Hilfe" ge­
gründet. Er vereinigt alle wichtigen 
deutschen staatlichen und nicht-
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staatlichen Stellen, die im Ausland 
Humanitäre Hilfe leisten. Anlaß für die 
Gründung auf Initiative des Auswär­
tigen Amtes gaben die Erfahrungen 
der Kurdenhilfe im Jahre 1991. Diese 
zeigten, daß der wachsenden Her­
ausforderung im Bereich der interna­
tionalen Katastrophen- und Flücht­
lingshilfe besser durch eine Bünde­
lung der nationalen Ressourcen be­
gegnet werden kann. 

Der Gesprächskreis ist inzwischen 
zu einer festen Institution geworden. 
Bei einer akuten Katastrophe wird ein 
gemeinsamer Krisenstab beim Aus­
wärtigen Amt gebildet. Hilfsaktionen 
werden arbeitsteilig und einander er­
gänzend geplant und durchgeführt, 
ohne die Eigenverantwortlichkeit der 
jeweiligen Hilfsorganisationen zu be­
schneiden. 

Er sollte besser "Aktionskreis Hu­
manitärer Hilfe" genannt werden, um 
dem Mißverständnis vorzubeugen, 
es handele sich hierbei um eine un­
verbindliche Diskussionsrunde. 

Alarmspitzen und Einsatzpotentia­
le der im Gesprächskreis vertretenen 
Hilfsorganisationen und staatlichen 
Stellen für den internationalen 
Hilfseinsatz wurden am 7. Juni 1993 
im Arbeitsstab Humanitäre Hilfe im 
AUSWärtigen Amt zusammengestellt 
und werden halbjährlich aktualisiert. 

Die Institution "Gesprächskreis 
Humanitäre Hilfe" deckt das gesam­
te Spektrum der Katastrophenhilfe 
ab: 

- Unmittelbar lebensrettende Maß-
nahmen 

- Überlebenshilfe 
- Rehabilitation und Aufbau 
- Struktur- und Entwicklungshilfe. 

Dem Auswärtigen Amt, als dem fe­
derführenden Ministerium der Bun­
desregierung in der Humanitären So­
forthilfe, gestehen auch die privaten 
deutschen Hilfsorganisationen eine 
gewisse Koordinierungsfunktion zu. 
Das liegt zum einen an der Tatsache, 
daß das Auswärtige Amt selbst nicht 
operativ in der Humanitären Hilfe tätig 
wird und damit nicht als Konkurrent 
auftritt und zum zweiten, daß der Be­
auftragte der Bundesregierung für 
Humanitäre Hilfe, Botschafter Dr. Eiff, 
und die Beamten des Arbeitsstabs 
Humanitäre Hilfe es unterlassen ha­
ben, sich zu "Meistern der Huma­
nitären Hilfe" aufzuspielen. 

Nach dem vorliegenden Antrag 
soll der Leitungsstab des neu zu 
gründenden Deutschen Hilfskorps, 
also ein Neuling auf diesem Sektor, 
"die vorhandenen staatlichen, perso-
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nellen und materiellen Ressourcen, 
wie z. B. den Einsatz der Bundes­
wehr, des Technischen Hilfswerks, 
der privaten Hilfsorganisationen , der 
Umweltverbände sowie fachlich ge­
eigneter NIchtregierungsorganisatio­
nen (NRO) koordinieren". Das wäre 
nur in einem zentralistischen System 
möglich. 

Zu 2. Grenze der Leistungs­
fähigkeit der deutschen Hilfsorga­
nisationen. 

Im Anschluß an die Armenienerd­
bebenhilfe und die Hilfsaktion zugun­
sten von Hunderttausenden kurdi­
schen Flüchtlingen 1991 haben die 
großen und mittleren deutschen 
Hilfsorganisationen teilweise mehrtä­
gige Auswertungen mit den beteilig­
ten Helfern durchgeführt. Dies führte 
sowohl zur Verbesserung der perso­
nellen Mobilisierungsreserven als 
auch zu einer Professionalisierung 
der materiellen Ausstattung der Hilfs­
kräfte. Dabei wurde übereinstim­
mend ein hochmodernes Modulsy­
stem aus kleineren, flexibleren 
Hilfseinheiten favorisiert , wie z. B. be­
wegliche Ärzteteams für verschiede­
ne Zwecke, Trinkwasser-Aufberei­
tungstrupps, Such- und Bergetrupps. 
(Näheres ist dem Katalog für Einsatz­
potentiale des Gesprächskreises Hu­
manitäre Hilfe zu entnehmen.) 

Ferner wurde das Stammpersonal 
der Einsatzzentralen erhöht, um den 
gestiegenen Anforderungen der welt­
weiten Katastrophenhilfe besser ent­
sprechen zu können. Das Generalse­
kretariat des Deutschen Roten Kreu­
zes hat z.B. das feste Personal sei­
nes Auslandsreferats von 16 auf ca. 
30 Mitarbeiter (meist graduiert) er­
höht. Der Malteser-Auslandsdienst 
hat ein eigenes "Emergency Corps of 
the Order of Malta" (ECOM) aufge­
stellt. Die Johanniter-Unfall-Hilfe 
(JUH) und der Arbeiter-Samariter­
Bund (ASB) haben ihr bewegliches 
Modulsystem ausgebaut. Die JUH 
hat seit Armenien eine eigene Ein­
satzzentrale - rund um die Uhr - ein­
gerichtet. 

Entscheidend bleibt jedoch die 
Fähigkeit der Hilfsorganisationen, mit 
den Partnerorganisationen des Kri­
sengebiets vor Ort zusammenzuar­
beiten. Dies geschieht zumeist im in­
ternationalen Verbund. Hier liegen 
der Deutsche Caritasverband, das 
Diakonische Werk der EKD und das 
Deutsche Rote Kreuz an der Spitze 
der Hilfsleistungen in Deutschland 
und teilweise in der Welt . Diese inter­
nationalen Partnerschaftsbeziehun-

gen haben in den sog. "Komplexen 
Katastrophen" (Bürgerkriege ver­
mischt mit natürlichen Katastrophen­
ursachen) eine Schlüsselrolle. In den 
letzten Jahren waren über 90 Prozent 
der Katastrophen "komplex". 

Aus diesem Grunde - fehlende in­
ternationale Verflechtung - wurde 
das von Wallow favorisierte und im 
Antrag als Beispiel für Deutschland 
dargestellte österreichische Hilfs­
korps "Austrian Armed Forces Disa­
ster Relief Unit" (AAFDRU) bislang 
seit Armenien 1988 nur ein einziges 
Mal eingesetzt, nämlich 1991 mit ei­
nem Feldlazarett im Iran, während 
deutsche Hilfsorganisationen im Ver­
gleichszeitraum einige hundertmal im 
internationalen Einsatz waren. 

Zu 3. Das Fehlen von qualifizier­
tem für einen mehrwöchigen Ein­
satz verfügbarem Personal. 

Die langjährige Erfahrung der deut­
schen Hilfsorganisationen zeigt , daß 
freiwilliges, qualifiziertes Personal , 
das sich im Berufsleben befindet , 
maximal drei Wochen für einen Aus­
landseinsatz zur Verfügung stehen 
kann. Daran wird auch das in den 
letzten Jahren verbesserte und com­
puterisierte personelle Mobilisie­
rungsverfahren der deutschen 
Hilfsaktionen nichts ändern. Gerade 
in Zeiten von hoher Arbeitslosigkeit 
will man seinen Chef und seine Kol­
legen (die ja dann die Arbeit über­
nehmen müssen) nicht unnötig verär­
gern. 

Nach dem vorliegenden Antrag 
soll das Deutsche Hilfswerk ein 
Stammpersonal (Leitungsstab) von 
ca. 60 Mitarbeitern als feste Eintra­
gung haben. Ca. 5000 freiwillige, be­
darfsgerecht ausgebildete Helferin­
nen und Helfer bilden das Gros des 
Hilfswerks. In der vorl iegenden Ge­
setzesvorlage wird nicht erklärt , wie 
das oben beschriebene Problem 
gelöst wird. 

Der Rückgriff auf qualifiZierte Sol­
daten ist nur in sehr eingeschränkter 
Weise möglich. Hohe Sanitätsoffizie­
re haben mehrfach erklärt , daß der 
Bw-Einsatz in Kambodscha und in 
Somalia den Sanitätsdienst der Bun­
deswehr bis an die Grenze der Lei­
stungsfähigkeit führt, weil der Trup­
pensanitätsdienst in Deutschland un­
vermindert weitergeführt werden 
muß und die Sanitätstruppe stark ge­
kadert ist. 

Wenn in der Bundeswehr zukünf­
tig Blauhelmeinsätze zur Regel wer­
den, wird bei dieser Ausbildungsar­
mee der rein humanitäre Unterstüt-
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zungseinsatz aus Mangel an Masse 
zurückgehen. 

Die deutschen Hilfsorganisationen 
haben keine Schwierigkeiten mit den 
Auslandseinsätzen von Bewerbern, 
die nicht der betreffenden Organisa­
tion angehören. Es gehört zur lang­
jährigen Praxis der deutschen Hilfs­
werke, auch solche - nicht gebunde­
nen - jedoch qualifizierten Helferin­
nen und Helfer einzusetzen. 

Schlußfolgerungen 

Das bisher Aufgeführte zeigt, daß 
es nicht sehr sinnvoll ist, eine neue, 
sündhaft teure bundesunmittelbare 
Anstalt des Öffentlichen Rechts mit 
Namen Deutsches Hilfskorps zu 
gründen, wenn ähnliche Institutionen 
wie die deutschen privaten Hilfsorga­
nisationen und das bundesunmittel­
bare Technische Hilfswerk bereits mit 
Erfolg im Ausland arbeiten. 

Ist damit der beispielhafte Einsatz 
des Abgeordneten Wallow für die ein­
gangs erwähnten Ziele einer verbes­
serten, engeren Kooperation der 
deutschen Humanitären Hilfe erfolg­
los geblieben? Diese Frage muß mit 
einem klaren Nein beantwortet wer­
den. Er hat mit seinem Antrag zur 
Gründung eines deutschen Umwelt­
und Katastrophenhilfswerks sehr zur 
Klärung der eigentlichen Ziele der 
deutschen Humanitären Hilfe beige­
tragen. Die Bundesregierung sollte 
die von ihm geäußerte Kritik an dem 
bisherigen System der deutschen 
Humanitären Hilfe und seine Anre­
gungen sehr ernst nehmen. 

Als eine Ermutigung in dieser Rich­
tung kann gewertet werden, daß der 
CDU-Abgeordnete Thomas Kossen­
dey anläßlich der Sitzung des Vertei­
digungsausschusses am 20. Oktober 
1993 ankündigte, daß sich die CDU­
Fraktion im Januar/Februar 1994 ein­
gehend mit der Verbesserung der 
deutschen Humanitären Hilfe be­
schäftigen werde, um in Zusammen­
arbeit mit den deutschen privaten 
Hilfsorganisationen und staatlichen 
Stellen praktikable und finanzierbare 
Konzepte zu entwickeln. 

In der weiteren Diskussion sollten 
folgende in der unmittelbaren Erfah­
rung gewonnene Vorschläge und Ge­
danken Berücksichtigung finden: 

1.Unterstützung von deutschen pri­
vaten Hilfsorganisationen im Aus­
landskatastropheneinsatz mit ge­
zielter institutioneller Förderung. 

2.Personelle und materielle Verstär­
kung des Arbeitsstabs Humanitäre 
Hilfe im Auswärtigen Amt. 
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3. Erhöhung des Haushaltsansatzes 
beim Titel Humanitäre Soforthilfe. 

Begründung im einzelnen: 

Zu 1. Unterstützung von deut­
schen privaten Hilfsorganisatio­
nen im Auslandskatastrophenein­
satz mit gezielter institutioneller 
Förderung. 

Mittlere Hilfsorganisationen, wie 
der Malteser Auslandsdienst, die Jo­
hanniter-Unfall-Hilfe und der Arbei­
ter-Samariter-Bund, tun sich finanzi­
ell besonders schwer, ihre Auslands­
hilfseinheiten wegen der hohen Vor­
haltekosten zu professionalisieren. 
Die Organisationen verfügen über 
keine ständige Finanzierung für diese 
Zwecke. Ferner haben diese mittle­
ren Hilfswerke-aus hier nicht zu erör­
ternden, aber sehr plausiblen Grün­
den - keinen unmittelbaren Zugang 
zur Fernsehspendenwerbung. 

Hier sollte die Bundesregierung 
gezielte Hilfe leisten. Dies ist allemal 
preiswerter als der völlige Neuaufbau 
vergleichbarer Hilfseinheiten in einem 
deutschen Katastrophenhilfswerk. 

Zu 2. Personelle und materielle 
Verstärkung des Arbeitsstabs Hu­
manitäre Hilfe beim Auswärtigen 
Amt. 

Die Erfahrung zeigt, daß es häufig 
notwendig ist, schon im Vorfeld einer 
Katastrophe Beamte des Arbeitssta­
bes in das Krisengebiet zu entsen­
den, um zu einer zuverlässigen Beur­
teilung der Lage zu kommen. Das 
gleiche gilt für die laufende Überwa­
chung und Koordinierung der deut­
schen Humanitären HilfevorOrt. Dies 
kann leider nicht in dem eigentlich 
notwendigen Maße geschehen, weil 
die Personaldecke des Arbeitsstabes 
zu dünn ist. 

Ferner wäre es für die deutsche 
Humanitäre Hilfe - bei der weltweit 
zunehmenden Anzahl von Krisen -
von großer Bedeutung, wenn der Ar­
beitsstab Humanitäre Hilfe im Aus­
wärtigen Amt über ein veritables La­
gezentrum der Humanitären Hilfe ver­
fügte. Neben der zusätzlichen mate­
riellen Ausstattung wäre dafür der 
Einsatz von weiteren Beamten/ Ange­
stellten notwendig. Diese gezielte 
Aufstockung des Arbeitsstabes Hu­
manitäre Hilfe verursacht zweifellos 
weniger Kosten als die im SPD-An­
trag vorgesehene Neuaufstellung ei­
nes Leitungsstabes von 60 Personen 
für ein "Deutsches Hilfskorps". 

Es ist jedoch weiterhin von ent­
scheidender Bedeutung, daß der "Ar­
beitsstab Humanitäre Hilfe" nicht zu 
einem Leitungsstab verkommt. Er 
sollte Service-Leistung bleiben, In­
format ionszentrale mit einer gewis­
sen Koordinationsfunktion, um zu ge­
währleisten, daß die Einsatzpotentia­
le der deutschen privaten Hilfsorga­
nisationen und staatlichen Stellen 
(THW, Bw) optimal und preiswert zu­
gunsten der Opfer eingesetzt werden 
können. 

Zu 3. Erhöhung des Haushalts­
ansatzes beim Titel Humanitäre 
Soforthilfe. 

Zunehmende Katastrophen, Kri­
sen und die daraus resultierenden 
Flüchtlingsbewegungen bedrohen 
auch die Sicherheit der Bundesrepu­
blik Deutschland. Der Abgeordnete 
Wallow hat Recht, wenn er auf ein 
neues umfassendes Sicherheitsden­
ken dringt. Dem muß auch finanziell 
Rechnung getragen werden. Im lau­
fenden Jahr 1993 war der Titel Hu­
manitäre Soforthilfe (ca. 80 Mio. DM) 
bereits Mitte des Jahres fast leerge­
fegt. 

Es fehlt nicht so sehr an neuen, 
teuren Instrumenten für die interna­
tionale Katastrophenhilfe, sondern es 
fehlt aller Ortens an dem nötigen 
Geld, um notwendige und sinnvolle 
Hilfsaktionen zugunsten der Opfer 
durchführen zu können. 

Trotz aller Kritik an dem bisherigen 
System der bundesdeutschen Hu­
manitären Hilfe und seiner Verbesse­
rungsbedürftigkeit sollte nicht aus 
den Augen verloren werden, daß die 
deutsche Humanitäre Hilfe quantita­
tiv und wegen ihrer Breite und Flexi­
bilität auch qualitativ in vielen Krisen­
regionen eine Spitzenposition in der 
Weltgemeinschaft einnimmt. 

000 _____ "' __ _ 
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L Bundesyerband für den Selbstschutz 

Scitleswi9-Holstein 

Kiel 

Dr. Heinrich Sahlender ist in 
Würdigung seiner Verdienste 
um d"" allgemeine Wohl mit 
dem Verdienstkreul am Bande 
de, Verdienstordens der Bun­
de"epublik Deu"chland aus­
geleichnet worden. Die 
,"hleswig-holsteinische Mini­
"erin für Wissenschaft. For­
,"hung und Kultur. Marianne 
Tidick. überreichte die Aus­
leichnung am 5. November 
1993. 

Wie in der Würdigung fest­
gehalten wird. hat sich Dr. 
Heinrich Sahlender in seiner 
berunichen Tätigkeit beim 
Bundesverband fürden SelbSl­
~chulJ' weit über \eine berufli­
chen Pnichten hinaus einge­
seILt und daneben mehrere Eh­
renämter wahrgenommen. 

Von 1978 bis zu ;einem al­
tersbedingten Ausscheiden im 
Juni 1993 war Sahlender lei­
ter der BVS-Landesstelle 
Schle,wig-Hohtein. In dieser 
Funktion hat er sich durch die 
Förderung des ehrenamtlichen 
Elemenb und der Frauenarbeit 
beim BVS verdient gemacht. 
Im Bereich des SchulLraum­
baus i" es ihm gelungen, den 

Stellenwert der Arbeit des 
BVS wesentlich zu verbes­
,ern. 

Niedersacltsen 

Nienburg 

"Wir helfen gemeinsam" -
unter diesem MOllo stand die 
Auwellung lum Themenbe­
reich Bevölkerungsschutz. die 
im Foyer de, ienburger Rat­
hau)cs LU sehen war und unter 
der Schinnhemchaft von 
Stadtdirektor Heinz Intemann 
'land. In Zu\ammenarbeit mit 
den Hilfsorganisationen Ar­
beiter-Samariter-Bund, Deut­
sches Rotes Kreul. Johanniter­
Unfall-Hilfe. Malteser-Hilfs­
dienst. Deut,che Leben,-Ret­
tungs-Gesell,chaft, Freiwilli­
ge Feuerwehr und Technisches 
Hilfswerk führte der Bundes­
verband für den Seibstschull 
diese Ausstellung durch. 

Zielsetzung war, bei den 
Bürgern ienburgs und Um­
gebung ein Gefahrenbewußt­
sein zu wed.en und zur Vor­
sorge im persönlichen Bereich 
anzuhalten . Betreut wurde die 
Ausstellung durch Mitarbeiter 
der BVS-Außen-/Landesstelie 

iedeesachsen und der BVS­
Inforrnations- und Beratungs­
stelle Bremen. 

Hessen 

Darmstadt 

Bei der Abschlußübung ei­
ner großen Werkfeuerwehr 
war der BVS mit dabei. Wäh­
rend die Werkfeuerwehr ver­
schiedene Aufgaben aus dem 
Feuerwehrbereich demon­
strierte. nutzte die BVS- Infor­
mations- und Beratungsstelle 
DarnlStadt die Gelegenheit, 
Lehrinhalte aus der B VS­
Brandschutz-Ausbildung vor­
lustellen. Vorgeführt wurde 
das Ablöschen brennender 
Personen mit Wolldecken. 
Feuerwehrleute und Gäste be­
teiligten sich aktiv und erstick­
ten fachgerecht die Flammen. 
Die Werkleitung sprach am 
Ende der Veranstaltung ihrer 
Werkfeuerwehr und dem BVS 
ein Lob aus. 

Frankfurt ---
Im Rahmen einer Arbeitsge­

meinschaft wurde Günter 
Greulich als Helfervertreter 
der BVS- Informations- und 
Beratungsstelle Frankfurt ver­
abschiedet. Im Namen aller 
ehrenamtlichen Helfer wür­
digten Dienststellen leiter Bau­
er und Landeshelfervertreter 
Peler Breitmeierdas langjähri-

ge Engagement als Helferver­
treter. Greulich. der 1967 in 
den damaligen BLSV eintrat, 
ist mittlerweile schon fast 30 
Jahre als Fachlehrer beim 
BVS. Bei der Verabschiedung 
war auch sein Nachfolger AI­
fred Poth anwesend. 

Kassel 

Die B VS- Inforrnations- und 
Beratungs;telle Kassel ehrte 
zwei ihrer ehrenamtlichen 
Helfer für dreißig Jahre Mitar­
beit beim BVS. Klaus Weber 
erhielt Ehrenurkunde und Eh­
rengabe aus der Hand des für 
Planung, Ausbildung und Hel­
fer-Betreuung zuständigen 
Sachgebietsleiters der BVS­
Außen-/Landesstelie Mainz, 
Günter Wufka. In seiner An­
sprache verwies Wufka auf die 
langjährigen Verdienste des 
Jubilars als Fachlehrer für 
Ausbildung und Öffentlich­
keitsarbeit. 

Der zweite Jubilar, Hans­
Joachim Fröhlich. wurde vom 
Leiter der BVS-Infomtations­
und Beratungsstelle Fulda, 
Hatalla. geehrt und ausge­
zeichnet. In Kasse l war Fröh­
lich ab Ausbildungshelfer 
tätig. In den letzten Jahren en­
gagierte sich Fröhlich auch in 
der Öffentlichkeitsarbeit und 

Ehrung in Kiel: Dr. Heinrich Sahlender und l\1 ill isterin Marianne Ti- Landeshelren ertreter ßreitmeier (l inks) verabschiedet Günler Greu­
dick. lieh. rechts dessen Nachfolger Alfred I'oth. (Foto: Geisel) 
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infonniene die Bevölkerung 
über Bedeutung und Notwen­
digkeit des Selbstschutzes. 

Schwalmsladl 

BVS, Feuerwehr, DRK und 
DLRG richteten einen Selbst­
SchUlz-Weubewerb anläßlich 
des Michaelis-Marktes in 
Schwalmstadt aus. Die Aktion 
solle, so der Schirmherr Bür­
germeister Huck, die Sicher­
heitspannerschaft zwischen 
Staat und Bürger verdeutli ­
chen. 

Jeder Bürger konnte auf 
dem Sicherheitsparcours seine 
Kenntnisse auf dem Gebiet des 
Selbstschutzes testen. Die 
Aufgaben des Weubewerbs 
kamen aus verschiedenen Be­
reichen des Selbstschutzes. 
Wissen mußte man aber auch, 
wie eine Unfallmeldung rich­
tig abgesetzt wird. 

An der Station des BVS galt 
es, mit einem beginnenden 
Brand fenigzuwerden und 
eine Brandpuppe korrekt ab­
zulöschen. Bürgermeister 
Huck ehne die drei Sieger mit 
der höchsten Punktzahl. An­
schließend dankte er allen an 
der Aktion beteiligten ehren­
amtlichen Kräften für ihr En­
gagement. 

Bad Salzschlirf 

Über die Arbeit des B VS in­
fonniene die BVS-Infonnati­
ons- und Beratungsstelle Ful­
da in der Wandelhalle des Kur­
zentrums in Bad Salzschlirf. 

Bei der Eröffnung durch den 
Leiter der BVS-Infonnations­
und Beratungsstelle Fulda, 
Karl Hatalla, war auch Erster 
Gemeindebeigeordneter Her­
ben Post anwesend. Er beton­
te in seiner Ansprache, umfas­
sende Gefahrenvorsorge dürfe 
nicht allein Aufgabe des Staa­
tes sein. Die Zivilschutz-Aus­
stellung hat daher die Aufga­
be, die Eigenverantwonung 
des einzelnen zu motivieren. 

Weilerbach 
-~- -----

Auch diesesJahrzoges wie­
der zahlreiche Besucher zum 
"Tag der offenen Tür" des Feu­
erwehrfördervereins Weiler­
bach. Infonnationen rund ums 
Thema Sicherheit und Selbst­
schutz boten don Feuerwehr, 
BVS und DRK. Die Feuer­
wehr führte ihre Geräte vor, 
das DRK demonstriene Erste 
Hilfe und der BVS veranstal­
tete einen Sicherheitsweube­
werb, wobei es bei richtiger 
Lösung der Fragen Preise zu 
gewinnen gab. 

Rlleln/flnd-P/fl/z 

Mainz 

Am 6. November fand in der 
B VS-Au ßen-/Landesstelle 
Mainz die Wahl der Helferver­
tretung statt. Die insgesamt 
sechs wahlberechtigten Hel­
fervenreter wählten Peter 
Breitmeier und zu seinen Stell-

Die ßSV-Ausstellung weckt immer wieder das Interesse der Besucher. 
(Foto: Stock) 
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Gemeinsam mit BVS-Mitarbeitern stellen sich die neugewählten Hel­
ferverlreler dem Fotografen. (Foto: Geisel) 

venretern Else Grosch und Pe­
ter Weirich. Außen-lLandes­
ste llen leiter Erich Urbaniak 
gratuliene den neu gewählten 
Helfervenrelem der Außen-! 
Landesstelle und wünschte 
eine gUle Zusammenarbeit. 

Danach nutzte er die Gele­
genheit, nochmals Schwer­
punkte der Neukonzeption des 
B VS zu besprechen. VersUirkt 
sei die Aufmerksamkeit auf 
die Helferwerbung zu richten. 
Zu den Punkten Ausbi ldung 
und Öffentlichkeitsarbeit ent-

doch um so mehr Besucher für 
dieAufgabendes BVS. Fürdie 
haupt- und ehrenamtlichen 
Mitarbeiter der BVS-Infonna­
tions- und Beratungsstelle 
Mainz war die Veranstaltung 
ein voller Erfolg. 

Koblenz 

Das Engagement von 
Behörden und Privatinitiati­
ven im Selbstschutz würdigte 
kürzlich der Leiter der BVS-

wickelte sich eine angeregte Infonnations- und Beratungs­
Diskussion. stelle Koblenz, Herben Neu­

land. Verschiedenen Koblen-

Insgesamt sechs Hilfsorga­
nisationen und der BVS prä­
sentierten sich auf dem Main­
zer Theaterplatz. Die Schinn­
herrschaft übernahm die Stadt 
Mainz. Mit dem Appell 
"Selbstschutz kann Leben ret­
ten'· wies der BVS gezielt auf 
unzureichende Kennlnisse bei 
der Bevölkerung hin. Mit so­
genannten Publikumsmagne­
ten, so Klaus Deginder, Beauf­
tragter für Ausbildung und In­
formation der Außen-/Landes­
stelle Mainz, verstand es der 
BVS, die Zuschauer in den 
Bann zu ziehen. 

Am Infonnationsstand des 
BVS mußten die Teilnehmer 
Fragebögen zum Thema 
Selbstschutz ausfullen und 
praktiSCh ihr Wissen beim Ab­
löschen einer Brandpuppe un­
ter Beweis stellen. Wenn auch 
nur wenige Personen am Si­
cherheitswenbewerb teilnah­
men, so interessierten sich 

zer Behörden und einer Stutt­
garter Privatinitiative über­
reichte erdie ,.Plakeue für gute 
Zusammenarbeit". Mit dieser 
Aktion, sagte euland, solle 
auf die Wichtigkeit der Zu­
sammenarbeit In Sachen 
Selbstschutz verwiesen wer­
den. 

Besonders gerne übernahm 
Neuland die Ehrung des Poli­
zeipräsidiums Koblenz. Er 
dankte Polizeipräsident Klaus­
Jörg Weidmann für die jahre­
lange Unterstützung, insbe­
sondere bei der Gestaltung von 
BVS-Ausstellungen. So waren 
z.B. die Standomafein der 
Notfrufsysteme in der Stadt 
Koblenz, eine Leihgabe des 
Polizeipräsidiums, wichtiger 
Bestandteil der BVS-Ausstel­
lungen. Gleichzeitig konnte je­
der Besucher an echten ot­
rufsäulen die Bedienung er­
proben. 

In Gegenwan des stellver­
tretenden Polizeipräsidenten 
Caballa überreichte Neuland 
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Polb .. eipriisldent Weidmann 
(links) erhält aus der Hand \'on 
Herbert Neuland die Plakette. 

die .. Plakelle für gute Zu>am­
menarbell" Polizeipräsident 
WeIdmann , In seiner Laudatio 
wün~chte Neuland auch fürdie 
Zukunft eine gute Zusammen­
arbeit. die ihm der POlizeipr'd­
'iidcnt lu,ichene. 

RIchtig und effektiv Hilfe 
im otfall zu leisten, so Weid­
mann, ",etzte voraus. daß 
SelbmchulZmaßnahmen nicht 
e~t im Notfall erlernt werden, 

Beim Neuaufbau der Haus­
feuerwehr, der Ordnungs- und 
Sicherhellskräfte bat eine Ko­
blen?er Großhandlung dcn 
BVS um UnterslÜllung, Die 
BVS-Informations- und Bera­
lUng"telie führte daher für die 
Mitarbeiter der Finna eine In­
fonnalion'iveranstaltung mit 
praktischen Inhalten durch , 
Besonderes Intere"e zog die 
Demon~tration zum Thema 
Brandschutz auf sich , 

Die BVS-Mitarbeiter 7eig­
ten, wie Flüssigkeitsbrände 
mit Feuerlöschern gelöscht 
werden , Ebenfalls führten sie 
an den i m Hau~ vorhandenen 
Wandhydranten die fachge­
rechte Bedienung vor, Der Si­
cherheil>beauftragte des Un­
temehl11en~ war zufrieden mit 
der Resonanz, die die Info­
Veranstaltung des BVS bei sei­
nen Mitarbeitern zeigte. 

Alle Teilnehmer erklärten 
sich bereit, die für sie vorgese­
henen Selbstschutz-Aufgaben 
zu übernehmen, Für das Jahr 
1994 wurde die Ausbildung 
der Hausfeuerwehr durch den 
BVS vereinbart, 
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Im Rahmen einer kleinen 
Feie"lUnde bei der BVS-In­
formations- und Beratungs­
stelle Koblenl ehrten Außen-/ 
Landesstellenleiter Erich Ur­
baniak und der Leiter der 
BVS-Infonnations- und Bera­
tungsstelle Koblenl, Herbert 
Neuland, 7wel ihrer bewährten 
ehrenamtlichen Mitarbeiter: 
Für mehr als 35 Jahre ehren­
amtliche Tätigkeit beim BVS 
wurde Theo Anderegg und für 
30 Jahre ehrenamtliche Mitar­
beit Karl ViclOr Kaifer gewür­
digt. 

Theo Anderegg begann als 
BVS-Helfer 1958 bei der da­
maligen Dienststelle Mayen, 
In zahlreichen BVS-Ausbil­
dungsveranstaltungen infor­
miene er die Bürger über 
selbs"chutzmäßige, Verhal­
ten, Die lemen Jahre enga­
gIerte sich Anderegg beim 
Auf- und Abbau sowie der Be­
treuung von BVS-Au'Slellun­
gen, 

Karl Victor Knifer karn etwa 
sieben Jahre 'päter als BVS­
Helfer zur ehemaligen Dienst­
"elle Mayen , Seine beruni-

ehen Fachkenntnhse als Ar­
chitekt konnte er als BVS­
Fachbearbeiter SchulZbau gut 
ein~etzen . Kaifer war bei allen 
Fragen lum Thema SchUl7-
raum An"'prechpartner für 
zahlreiche Behörden, Regel­
mäßig betreute er die Verwal­
tungen der Kreise und Ge­
meinden im Dienstbereich der 
BVS-Informations- und Bera­
tungsSlelle Koblenl bezüglich 
Planung und Abnahme von 
SchutLTäumen .. 

Im Krci~e der zahlreichen 
haupt- und ehrenamtlichen 
Mitarbeiter der BVS-Infonna­
tions- und Beratungsstelle Ko­
bien? überreichten Erich Ur­
baniak und Herbert eu land 
den bei den Jubilaren die BVS­
Ehrenurkunde und eine Ehren­
gabe des Verbandes, 

Trier 

Alljährlich führt der BVS in 
der Berufsbildenden Schule 
für Ernährung, Hauswirtschaft 
und SOlialpnege in Trier eine 
Info-Veranstaltung über den 

Theo Anderegg (links) kann aur 35 Jahre UVS-Engagemenl zurück­
blicken .... 

... während Victor Kairer (Mitte) 30 Jahre nir den HVS akth ist. r«hts 
Erich Urbaniak. links Herbert Neuland. 

Zivil- und Selb"schutz durch, 
Di,,", Jahr leitete der Berater 
für Öffentlichkeitsarbeit im 
Zivilschutz der BVS-Informa­
tions- und Beratungsstelle Tri­
er, Gerhard von Leoprechting. 
die Gesprächsrunde, 

Drei Klassen mit insgesamt 
68 Schülern nahmen an der 
BVS-Veranstaltung teil. Ger­
hard von Leoprechting ver­
"and es, einen gllten Draht zu 
den Jugendlichen herlustel­
len, Schülerinnen und Schüler 
fühlten sich durchaus ange­
sprochen, was Gefahren in un­
serer Zeit betrifft. 

Die Ausführungen uber 
staatliche SchU17- und Hilfs­
maßnahmen sowie den Selbst­
schutz der Bevölkerung ver­
folgten sie interessiert, Auch 
das B VS- Video "Katastro­
phenschut? und Zivilschutz 
heute" stieß auf große Reso­
nanl, Generell erachteten die 
Berufsschuler Zivilschutl als 
notwendig und bejahten die 
Verpnichtung Lum Selbst­
schutz. 

Va lien dar 

BereilS zum lweiten Mal ar­
rangierte die Stadtverwaltung 
Vallendar mit Unterstützung 
der Verbandsgemeinde die In­
fonnation,börse für Frauen, 
Diesmal fand die Veranstal­
tung im Rathaus der Stadt Val­
lendar statt. Die Eröffnung 
übernahm Verbandsbürger­
meister Udo Bachmann lU­
sammen mit der Frauenbeauf­
tragten des Landkreises May­
en-Koblenz, Thelen , 

Insgesamt 25 Organisatio­
nen und Verbände, darunter 
der BVS, nahmen mit Info­
Ständen an der Frauenbörse 
teil. Trotz geringer Besucher­
zahl - es fehlte ein auraktives 
Rahmenprogramlll - war die 
Präsentation für den BVS ein 
Erfolg, Zahlreiche Gespräche 
über die Notwendigkeit von 
Selbstschutzmaßnahmen führ­
te das BVS-Team Else Grosch 
und Hansen. Eine interessierte 
Besucherin konnte ab BVS­
Helferin geworben werden. 

Neben praktischen Demon­
sLrationen fand auch ein Si­
cherheitswenbewerb gute Re­
!otonallL. 

[BfVöLKERUNGSSCHUTZ1/94] 



ITechnisches Hilfswerk 

Schieswig-Hoistein 

Hilfe für den 
Umweltschutz 

EckernfOrde. Ein früher 
Samstag. Nieseiregen, niedrig 
die Wolkendecke. Bretteben 
liegt das Wilde Moor bei Bo­
kelholm, südlich von Rends­
burg. 

Drei THW-Fahrzeuge ta­
sten sich auf dem Dammweg 
voran. Immer wieder müssen 
sie anhalten. Größere, in die 
Fahrspur hineinragende Bir­
kenäste müssen abgesägt und 
zur Seite geschafft werden. 
Endlich, nach 250 Metern ist 
die Einsatzstelle erreicht. 

Gruppenführer Uwe Söm­
sen erklärt die erforderlichen 
Maßnahmen und venei It die 
Aufgaben, unterstützt von Dr. 
Kuno Brehm vom Kuratorium 
Landschaft Schleswig-Hol­
stein: Dieser Teil des Wilden 
Moores soll renaturiert wer­
den. Dazu muß das mooreige­
ne Niederschlagswasser durch 
Abdämmung von Gräben auf­
gestaut werden - die erste un­
ter weiteren Maßnahmen. Dr. 
Brehm weist vier Stellen an, 
don soll der Abnuß unterbro· 
chen werden. 1m Rahmen 
der Ausbildung Erdarbeiten, 
Deich- und Küstenschutz pas­
sen diese Arbeiten in das Aus­
bildungskonzept. 

Günstige Einsatzpunkte 
sind ehemals über die Gräben 
eingerichtete Überfahrten zu 
den Moornächen, ursprüng­
lich verrohn. Die Aufgabe lau­
tet: Ausheben von Einschnit­
ten quer zur Grabenrichtung 
bis auf die Sandschicht, Ein­
rammen einer Pfahlreihe, Be­
festigen einer Spezial folie an 
den Pfahlen in Staurichtung 
und Verfüllen der Einschnitte 
mit dem Aushub einschließ­
lich Verdichtung. 

Uwe Sömsen teilt die Män­
ner ein: Gleichzeitig an zwei 
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Stellen wird gearbeitet. Re· 
gen zeug, Gummistiefel und 
Wathosen sind unverzichtbar. 
Wasser dringt in die Grube: 
Der Einsatz einer Tauchpumpe 
ist erforderlich. Schon läuft 
der Stromerzeuger, Schläuche 
werden verlegt, nach kurzer 
Zeit kann wieder gearbeitet 
werden. Zugführer Ouo bringt 
die Miuagsverpnegung. Die 
Pause dauen nicht lange, das 
naßkalte Wasser zwingt dazu, 
sich zu bewegen. Vier Sperren 
werden an diesem Tage einge­
baut, eine hervorragende Lei­
stung! 

Die Dämmerung naht, 
schnell wird das Gerät verla­
stet und noch einmal stören die 
Diesel diese fast unwirkliche 
Ruhe. Die Männer haben ein 
gutes Gefüh l, halfen sie doch 
dabei , ein Stück Urnatu r zu er­
halten, die in dieser Form vor 
etwa 3000 Jahren entstand. 

U. H. 

Hamburg 

Übung: "Sturmflut 
1993" mit über 
1 000 Helfern 

Hamburg. Die Ausgangs­
lage besagte, daß durch andau­
ernde nordwestliche Winde in 
den nächsten Stunden im Be­
reich der Freien lind Hanse­
stadt Hamburg eine schwere 
Sturrnnut mit einem Hoch­
wasser von über6,5 m überNN 
(Wasserstandsstufe 4) zu er­
warten ist. 

Die Deichveneidigungs-
kräfte der Polizei, Feuerwehr, 
Bundeswehr und Hilfsorgani­
sationen wurden alarmiert. 
Das THW Hamburg war in al­
len Deichveneidigungsgebie­
ten mit über 400 Helfern ver­
treten. Die Führung der Übung 
lag beim Zentralen Katastro­
phendienststab bei der Behör­
de für Inneres. 

ei l 

,,sturmnut 1993": Bundeswehrsoldaten und THW-Hel(er arbeiten 
Hand in Hand. (Foto: Krüger) 

Das THW Hamburg stellte 
neben den aktiven Deichver­
teidigungskräften eine Reihe 
von Fachberatem bei der Feu­
erwehreinsatzleitung. den Re­
gionalen Kataslrophendienst­
stäben und den Technischen 
Einsatzleitungen. 

Nach ca. sieben Stunden 
waren alle gestellten Aufga­
ben 3m Deich erfü llt und die 
Truppe wurde in die Unter­
künfte entlassen. 

Erstes Fazit der Übungslei­
tung war eine gute Zusam­
menarbeit vor On und die en­
gagiene Mitarbeit der einge­
setzlen Helfer. Verschiedene 
Mängel, besonders bei der 
N achrichtenübermi 111 u ng, 

werden auf allen Ebenen 
durch eine umfangreiche 
Übungsauswenung abgestellt. 

A.K. 

Besuch beim 
dänischen 

Katastrophen­
schutz 

Hamburg. Aufgrund der 
bestehenden Kontakte zwi­
schen dem THW Hamburg 
und dem dänischen Katastro­
phenschutz in Arhus erhielt die 
Führungsgruppe Bereitschaft 
aus Hamburg-Bergedorf eine 
Einladung nach Arhus. Hier 

Bereitschafls(ührer Stellner überreicht die Gastgeschenke an die däni­
schen Gastgeber. (Foto: Stettner) 
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;ollten , ie an einer 24;tündi­
gen Übung teilnehmen, um so 
einen Einblick in die Arbeits­
weise des danischen Katastro­
phenschullc, LU gewinnen. 

Arhus verfügt über eine 
Trümme",adt, welchc alle 
denkbaren Schadenselemente 
repräsentiert , Auf diesem 
Übungsgelände fand der erste 
Teil der Übung, die 7ugleich 
die Abschlußprüfung für die 
Grundausbi Idung war, Matt. 

Die Gäste aus Hamburg 
wurden als Verletzte ge­
schminkt, um Teile der Übung 
aus nächstcr Nähe miterleben 
LU können. Darüber hinaus 
hatten sie genügend Gelegen­
heit, die Arbeitsweise des dor­
tigen Zivilschutzes LU beob­
achten und sich einen Ein­
druck von der Ausbi Idung zu 
verschaffen. 

Für die,e Übung wurde die 
Trümmerstrecke komplett un­
ler Feuer gesetzt. Die Verletz­
tcndarstellcr waren in den 
Trümmern verteilt worden und 
sollten nun "gerettet" werden. 

Bereits hierbei Leigte sich 
der hervorragende Ausbil­
dungsstand der Dänen in der 
Ver.,orgung und Betreuung der 
Verletnen . 

Zum lweiten Teil der Übung 
begaben ,ich die Ein,al/kräfte 
IU ei nern anderen Ubungs­
gelände, etwa 40 Kilometer 
von Arhus entfernt. Die Auf­
gaben der Helfer bestanden 
hier im Erkunden, Retten von 
Personen und Löschcn diver­
ser Feuer. Ausleuchten der 
Einsatzslcllen. Eindringen in 
Gebäude und VerlelLtenbe­
treuung. 

Das Übungsende war 12.00 
Uhr San",ag mittag. 

Am frühen achmittag traf 
man sich l.U Gesprächen mit 
den Führem des dänischen Zi­
vil~chutzes. Hier wurde ein 
Gegenbesuch in Hamburg mit 
einer gemeinsamen Übung 
vereinbart. 

J.-O . SI. 

Gespräch mit der 
Freiwilligen 
Feuerwehr 

Hamburg. Zu einem Ge­
spräch mit dem Lande;be­
reichsführer (LBF) der Frei-
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THW-Landesbeauftragter TrautvcUer (links) im Gespräch mit Lan­
desbereilscharb-führer Jonas. (Foto: Krüger) 

willigen Fcuerwehr Hamburg, 
Hermann Jonas, hatte der 
THW- Landes be a u ftragte 
GÜnterTruutvettereingeladen. 

LBF Jonas wurde begleitet 
von den Mitarbeitem der Ge­
schäftsstclle der Freiwilligen 
Feuerwehr. In einem offenen 
Gespräch, an dem auch die 
THW-Hauptsachgebietsleiter 
teilnahmen. wurden alle anste­
henden Probleme ausführlich 
di skutiert . 

Zum Abschluß dankte Lan­
de;beauftrugter Trautvetter 
der Freiwilligen Feuerwehr für 
die gute Zusammenarbeit im 
vergangenen Jahr. LBF Jonas 
sagte auch für die Zukunft ein 
kamerad,chaftliches Mitein­
ander bei allen anstehenden 
Aufgaben 7U. 

A. K. 

Unterstützung für 
St. Petersburg 

Hamburg, Die bekannte 
Schauspielerin Witta Pohl , In­
itiatorin der Kinder-Luft­
brücke e. V .. engagiert sich seit 
Jahren für Hamburgs Partner­
stadt SI. Petersburg. Das THW 
Hamburg unterstützte sie von 
Anfang an bei dieser huma­
niüiren Aufgabe. 

Diesmal ging es um die 
Übergabe eines neuen Ret­
tungswagen, für SI. Peters­
burg. I n Gegenwart der Präsi­
dentin der Hamburger Bürger­
schaft , Uta Pape, GUS-Gene­
ralkon, ul T,cherkaschow und 
anderen Ehrengästen. wurde 
das Fahrzeug in einem Festakt 
vor dem Hamburger Rathaus 
übergeben. 

Das THW Hamburg leistete 
hierbei dureh Ge;tellung eines 

lIilfe vom THW: Die Präsidentin der Hamburger Bürgerschan. la 
I'upe, bei ihrer Ansprache. (Foto: Krüger) 

Fahrleuge, 7ur Übertragung 
der Ansprachen technische 
Hilfe. 

A. K. 

Bremen 

I 
Nächtliche 

Einsatzübung 
Bremen, Blaulichter erhell­

ten den nächtlichen Himmcl 
über einem Bundesbahnaus­
bessenmgswerk, aus Fahrzeu­
gen von Feuerwehr und Tech­
nischem Hilfswerk luden Ein­
,atzkräfte ihr Rettungsgerät 
ab. Anlaß dieser Aktivitäten 
war jedoch kein wirkliches 
Unglück, sondern eine Übung, 
LU der sich die Feuerwehr des 
B undesbahnausbesserungs­
werks in Bremen sowie die 
Freiwillige Feuerwehr und das 
Technische Hilfswerk aus Bre­
men-Osterholz getroffen hat­
ten. 

Den Rettungsmannschaften 
bot sich auf dem Werksgelän­
de ein Bild des Schreckens: 
Eine Person war in einem 
schwer zugäng lichen Keller 
eingeklemmt. eine weitere von 
einer Rangierlokomotive er­
faßt worden - beide .. Perso­
nen" wurden dureh lebens­
große Puppen mit jeweils 75 
Kilogramm Gewicht darge­
stellt. Zu allem Unglück war 
vor einem Fabrikgebäude ein 
Feuer ausgebrochen. welches 
auf einen benachbarten Öltank 
überzugreifen drohte. 

Zielstrebig gingen Feuer­
wehmlänner und THW-Helfer 
an die Bewältigung der ihnen 
gestellten Aufgaben. Atem­
schutzgerätc waren anzulegen. 
Schläuche zu verlegen. 
Scheinwerfer mußten aufge­
baut werden, um den dunklen 
Einsatzort ausLUleuchten. Die 
ehrenamtlichen Retter konn­
ten anschließend zwei gerette­
te .. Menschen" und ein 
gelöschtes Feuer an die Ein­
satzleitung melden. 

Führungskräfte von Feuer­
wehr und THW betonten nach 
dem .. Einsatz" übereinstim­
mend die Wichtigkeit von re­
gelmäßigen Übungen. Nur 
durch ~ie sei gewährleistet. 
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daß bei einem tatsächlichen 
Unglücksfall alle Handgriffe 
sitzen würden. 

Kutterpullen 
auf der Weser 

P. L. 

Bremen. Am 27. November 
1993 fand das 7. Internaliona­
le Kutterpullen auf der Weser 
in Bremen stan. Ausrichter 
waren die angehenden Schiffs­
offiziere der Hochschule für 
Nautik, Bremen. 

22 Mannschaften, u. a. aus 
Hamburg, Flensburg, War­
nemünde, Slowenien und 
Frankreich, waren gekommen. 
Mit dabei auch ein Team von 
10 Ruderern und einem Steu­
ermann aus dem THW-Orts­
verband Bremen-Neustadt. 

Sie schafften die halbe See­
meile (ca. 920 m) in etwas über 
sechs Minuten. Bei auflaufen­
dem Hochwasser und minus 
3° C keine leichte Aufgabe. 

Die Pontongruppe des Orts­
verbandes Bremen- eustadt 
hatte, wie schon in den ver­
gangenen Jahren, den Auftrag, 
mit der .,Neustadt I" (240 PS 
und 15 Tonnen Wasserver­
drängung) die rund zwei Ton­
nen schweren Kutter vom Ziel 
stromaufwärts zur Startpositi­
on zu schleppen. 

Die, eustadt I" war auch 
Ansprechpartner für das We­
ser-Revier und die Hemelinger 
Schleuse. Über Seefunk mel­
deten sie dem 14 Meter langen 
THW-Boot, wann Binnen-

schiffe die Weser stromauf­
wärts bzw. stromabwärts fuh­
ren und somit die Rennstrecke 
zwischen Wilhelm-Kai sen­
Brücke und Siel wall-Fähre 
passierten. 

So konnte der Schiffsver­
kehr auf der Weser ohne Be­
hinderung durch das Kutter­
pullen aufrechterhalten blei­
ben. 

J. K. 

Sonderauftrag 
für Bremer 

Pontongruppe 
Bremen. Die Pontongruppe 

des THW-Ortsverbandes Bre­
men- eu stadt hatte einen be­
sonderen Auftrag. Mit der 
"Neustadt I ", einem ehemali­
gen Polizeiboot, fahren sie als 
Sicherungsboot hinter dem 
Containerschiff "Tokio Sena­
tor". Dieses Schiff, gerade auf 
der Bremer Vulkan-Werft ge­
baut, fahrt mit ca. 500 gela­
denen Gästen die Weser strom­
abwärts bis Brake. Die " eu­
stadt I" erfüllt die schiffahrts­
polizeiliche Aunage eines Si­
cherungsbootes. 

Am nächsten Tag muß die 
" eustadt I" wiederum als Si­
cherungsschiff fahren. Dies­
mal geht es bis Bremerhaven 
zu Kolumbuskaje. In Höhe 
Esensham wird das Container­
schiff von der Werft an den 
Reeder übergeben, die Werft­
flagge wird eingeholt und die 
Reedereiflagge wird gehißt. 

J . K. 

Kuuerpullen auf der Weser: Das THW-Team in seinem Boot. 
(Foto: KardeI) 
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Mit der" eustadt I" ist das THW Bremen für vielfäHige Aufgaben 
gerüstet (Foto: KardeI) 

Hilfe für 
Ex-Jugoslawien, 
Rlga und Moskau 
Bremen. Einen Schwer­

punkt der Auslandshilfe des 
THW Bremen bildete 1993 die 
Fortsetzung der in den Vorjah­
ren begonnenen Hilfsgüter­
transporte in die Nachfolge· 
staaten der ehemaligen So­
wjetunion. Acht Helfer des 
THW-Ortsverbandes Bremer­
haven steuerten mit ihrem 
Konvoi Moskau und das wei­
ter östlich liegende Vladimir 
an. An Bord der Lastkraftwa­
gen waren Medikamente, Nah­
rungsmittel und Bekleidung. 
Die lettische Hauptstadt Riga 
war Ziel das THW-Ortsver­
bandes Bremen-Osterholz, der 
mit zwei Sattelzügen techni­
sches Gerät in die bremische 
Partnerstadt brachte. 

Gleich zu Beginn des Jahres 
1993 machten sich THW-Mit­
arbeiter aus der Hansestadt auf 
den Weg in das vom Bürger­
krieg heimgesuchte ehemalige 
Jugoslawien. Gemeinsam mit 
weiteren THW-Landesver­
bänden brachten sie dringend 
benötigte Wolldecken und 
Belten als Soforthilfe für die 
unter einem harten Winter lei­
denden Kriegsopfer nach 
Kroatien. 

Von Dezember 1992 bis in 
den Januar 1993 hinein küm­
merte sich der Bremerhavener 

THW-Geschäftsführer Wolf­
gang Böhm in Zagreb und 
Mostar um die Erkundung und 
Vorbereitung eines Einsatzes 
des THW. 

Zum Jahresende 1993 über­
nahmen Bremer THW-Helfer 
die Leilung des vom Auswär­
tigen Amt in Zagreb unterhal­
tenen Lagers "Deutsche Hu­
manitäre Hilfe". Aufgabe die­
ses Depots ist die direkte Wei­
terleitung der aus der Bundes­
republik ankommenden Hilfs­
güterlieferungen an die notlei­
denden Menschen . 

Für den THW-Landesbe­
auftragten Günther Hilde­
brandt ist das Auslands-Enga­
gement sei ner Mitarbeiter kei­
ne Selbstverständlichkeit: 
,.Diese Arbeit wird freiwillig 
geleistet. Zum Wohle not lei­
dender Menschen nehmen die 
eingesetzten THW-Helfer da­
bei viel in Kauf. Sie verlassen 
füreinige Wochen Arbeitsplät­
ze und Familien, werden mit 
ungewohnten klimatischen 
Bedingungen und auch mit der 
Gefahrdung ihrer eigenen Si­
cherheit konfrontiert ." Hilde­
brandt weiter: .,Humanitäre 
Hilfe ist kein einfaches Ge­
schäft , aber sie kann glücklich 
machen, wenn man sieht, daß 
Hilfe tatsächlich ankommt und 
etwas bewirkt." 

P. L. 
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[Wdmdienst 

NATO-Experten 
trafen sich In 

Traben-Trarbach 
Ende Oktober 1993 traf sich 

die NATO-Group of ExpertS 
on Warning and Detection Sy­
Mems in Traben-Trarbach. 
Gastgeber war dieses Mal das 
Amt flir Wehrgeophy,ik, das 
,ich bereit erklän halle, die in­
ternationale Übung "INTEX 
'94" für die Wamdienstorgani­
sationen europäischer ATO­
Staaten unter\tü17cnd vorIu­
bereiten. 

Da, Amt be,ilLt auf dem 
Gebiet der Vorbereitung von 
Übungen wen volle Erfahrun­
gen und eindrucksvolle Mög­
lichkeiten. Vertreter aul, Däne­
mar~. England, Italien. Lu­
xemburg. der Türkei und 
Deutschland ,owie ein Sach­
ve"tändiger von SHAPE wa­
ren an der Veranstaltung betei­
ligt. Sie waren Ober die inter­
nationalen Flughäfen Frank­
fun/Main und Luxemburg­
Findei angerel\t. 

Unter deut,chem Vo"itl 
erönene die NATO-Sachver­
ständigengruppe internationa­
le und nationale Aktivitäten 
der Warndien"llorgani~ationen 
in den kommenden Jahren. 
Verfahren,fragen bei interna­
tionalen Übungen sowie die 
gegen,eitige Unterrichtung 
über Neuerungen und Fon­
schrille in der Entwicklung 
von Warndien"ltorgani"lationen 
und Zlvil'tChulLlcchnik waren 
ebenfalls Themen der Tages­
ordnung. 

In elllem abschließenden 
Vortrag erläutene Michael Ha­
gen, Verbindungsführer in der 
WD- Verbindung"telle 51. das 
Datenverbund'y'tem der 
Überwachung de, Luftraumes 
In der Bunde>republik 
Deutschland. Besondere Be­
deutung wurde von der NATO­
Sachverständigengruppe da­
bei dem Balli'tic Mi"ile Ear­
Iy Warning System (BMEWS) 
der ATO-Luftveneidigung 
bcigcrnc"Isen. 
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Blick über den 
Zaun: Modernes 

Warn system 
.. Das total veraltete Warn­

und Melde'ystem soll in drei 
Schrillen durch eines der fon­
schrittlichsten er>elll werden. 
Es werden modem'te Techno­
logien der Kommunikation 
eingeset7t. um StörfalJe zu er­
fa"en. Sprache und Daten si­
cher aus7utauschen und die 
Bevölkerung gelielt zu war­
nen und IU informieren. Diese 
Aufgabe beinhaltet eine Fun~­
feldplanung sowie die liefe­
rung und Installation einer 
Reihe von Leitlentralen, Re­
laisstationen. Funkeinrichtun­
gen und Sirenen\tationen . 
Außerdem ,ollen ,ogenannte 
Trainees in die Vorrichtungen 
des Sicherheitssy'tems einge­
wiesen werden und mit ihrem 
Wissen dann die Ausbildung 
der Einsallkräfte ubernehmen. 
Die,e Ausbildung i,t deshalb 
so wichtig. weil die Schnitt­
,teile zwischen einer Gefah­
renlage und einer Alarmierung 
immer der Mensch ist. Er muß 
entscheiden. ob in einer be­
\timmten Situation Alarm au\­
gelöo,t wird oder nicht." 

Ein in SüddeuLschland an­
\tisslges Unternehmen hat die­
!\en Millionenauftrag - aller­
dings für Taiwan - erhalten. 
Es soll ein Oächendeckendes 
Warn- und Informationssy­
,te m entwic~eln. Man will da­
mit die PoliLei ... owie den Zi­
vil- und Katastrophenschutl 
modernisieren. Die Kosten für 
den ersten Ausbau\chritt wur­
den auf eine Summe von um­
gerechnel mehr als 25 Millio­
nen Mark veranschlagt. Für 
das süddeutsche Unternehmen 
io" dies einer der größten Auf­
träge der vergangenen Jahre. 
sagte ein Geschäftsführer. Da, 
\ei um so erfreulicher. als man 
bei der Vergabe .. stärk'te welt­
weite Konkurrenz" aus dem 
Feld geschlagen habe. 

Während der Auftrag der 
taiwani\chen Regierung für 

das siiddeutsche Unternehmen 
bereus der lweite Großauftrag 
aus dem asiatischen Raum ist, 
trifft das Unternehmen in Eu­
ropa seit dem Ende des Kalten 
Knege, "allenfalls auf einen 
Nischenmarkt". soein Firmen­
vemeter. Er spricht diesbezüg­
lich von einer ,.einseitigen Ab­
rüstung", die er als unver­
ständlich belCichnet. Ange­
sichh der labilen politischen 
Lage in Europa "brauchen wir 
nach wie vor einen wirk~amen 
und mit modemen Systemen 
au~gcrü"leten Zivil- und Kata­
strophen\chuIL". 

Auf dem deutschen Markt 
sei es hingegen in den vergan­
genen Jahren IU einem .. Ge­
schäft,einbruch" gekommen. 
Während das Ausland in mo­
deme SchulzsyMeme investie­
re. habe die Bunde,republik 
nach dem Zusammenbruch 
des Ostblocks den Zivilschutz 
ständig abgebaut. Diese Hal ­
tung \ei unver ... tändlich, nicht 
luletl.t wegen der .,l.unehmen­
den Gefahrdung der Umwelt 
durch unsere Industrie. Offen­
sichtlich müssen erst Irgend­
weiche großen Unfalle passie­
ren. ehe die Bedeutung der öf­
fentlichen Warn- und Melde­
sy\terne wieder erkannt wird." 

25 Jahre im Dienst 
der Warndienst­
leitmeßstelie 62 
Am 30. Oktober 1993 be­

ging die Warndienstleitmeß­
stelle 62 (WDLMSt 62) in 
Reinheim-Spachbrücken ihr 
25jähriges Bestehen. Als 
Mann der ersten Stunde wurde 
an die,em Tag der Leiter der 
WDLMSt 62. Wolfgang Fal­
ter, vom Abteilungspräsiden­
ten der Abteilung Warndienst 
des Bundesamtes für Zivil­
schutz, Dr. August-Jürgen 
Maske. ftir seine 25jährige 
Mitarbeit im Wamdienst ge­
ehrt. 

Falter nahm im Oktober 
1968 seinen Dienst in der da-

I)r. Maske (links) dankte Wolf· 
gang Faher fü r 25 Jahre Engage­
ment im Wa rndienst. 

<Foto: ßärtl ) 

mals neu gegründeten 
WDLMSt 62 auf, wurde 1971 
- als nebenberunieher Mitar­
beiter - Au-;werteleiter und 
übernahm im Januar 1989 die 
Leitung der WDLMSt 62. 

Seinem persönlichen Enga­
gement i,t e~ 7U verdanken, 
daß die 14 Helfer der 
WDLMST 62 nicht nur über 
einen guten Au,bildungsstand 
verfügen. sondern sich auch in 
der Gemein,chaft der Helfer 
wohl fühlen . Dies ist beson­
ders deshalb zu würdigen. da 
die Arbeit der WDLMStn 
nicht im Rampenlicht der Öf­
fentlichkeit 'teht. 

Anläßlich der Festveran­
'taltung wurden ihm Danke,­
wone und Glückwünsche '0-
wohl zum 25jährigen Dienst­
juhiläul11 all.; auch 7um25jähri­
gen Bestehen der WDLMSt 62 
nicht nur im Auftrag des Prä­
~identen des Bunde~amtes für 
ZivilschulI.. sondern auch von 
Vertretern der Stadt Reinheim, 
der Gemeinde Spachbrücken 
sowie von Vertretern der orts­
an~asslgen Hilfsorganisatio­
nen übennittelt. 
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I DeuUches R_s Kreul 

WoHgang Pleßke, DRK-Generalsekretarlat 

Zukünftige Strukturen 
des Rettungsdienstes 

+ 1 

Die Zukunft des Rettungsdienstes aus der Sicht einer Hilfsorganisation 

Rettungsdienst ist bisher als 
ein Verbund von Notfallret­
tung und qualifizienem Kran­
kentransport verstanden wor­
den. Norfallrettung und Kran­
kentranspon bilden aus medi­
z.inischen, organisatorischen, 
personellen und ökonomi­
schen Gründen eine funktiona­
le Einheit. Der Rettungsdienst 
ist eine planmäßig organisier­
te Einrichtung der Daseinsvor­
sorge und Daseinsfürsorge, der 
allgemeinen Gefahrenabwehr 
und Gesundheitsvorsorge. 

Er ist somit eine öffentliche 
und staatliche Aufgabe. Vom 
Inhalt her ist der Rettungs­
dienst eine medizinische Auf­
gabe und kein Transponpro­
blem. Dies gilt sowohl für die 

otfallrettung als auch für den 
Krankentranspon. 

Im Rahmen des öffentlich­
rechtlichen Rettungsdienstes, 
der nach An. 30, 70 und 83 GG 
in der ausschließlichen Kom­
petenz der Länder liegt, hält 
das Deutsche Rote Kreuz als 
Hilfsorganisation im Auftrag 
der Träger rund um die Uhr 
Oächendeckend, d. h. auch in 
dünnbesiedelten und stnaktur­
schwachen Gebieten, hilfs­
fristorientien Rettungsleitstel­
len, Rettungswachen, Einsatz­
fahrzeuge und qualifizienes 
Personal vor. Dies gilt übri­
gens für alle Hilfsorganisatio­
nen sowie ftir die Feuerwehren 
und kommunalen Rettungs­
dienste. Jeder Bürger der Bun­
desrepublik Deutschland hat 
neben einem moralisch-ethi­
schen auch einen gesetzlich 
verankerten Anspruch auf eine 
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möglichst optimale gesund­
heitliche Hilfeleistung. Die 
präkJinische Versorgung ist 
bisher als integraler Bestand­
teil des Gesundheitswesens 
verstanden worden. Mit einem 
jährlichen Gesamtvolumen 
von mehr als I Mrd. DM stellt 
sie einen wesentlichen Win­
schaftsfaktor dar und trägt 
über effiziente Wirkungsfor­
men zur Reduktion der Ge­
samtkosten im Gesundheits­
wesen bei. 

Gerade die Entwicklung der 
letzten 30 Jahre macht deut­
lich, welche beeindruckenden 
Ergebnisse durch die Anwen­
dung von Wiederbelebungs­
maßnahmen durch Laien, die 
Einführung neuer Erkenntnis­
se der Notfallmedizin im 
präklinischen Bereich und 
das medizinisch-technische 
Know-how im Kampf um le­
ben und Gesundheit erreicht 
werden konnten, wenn dieser 
Prozeß durch entsprechende 
Rettungsdienststruktur~ Or­
ganis3tionsprinzipien, gesetz­
liche Grundlagen, Qualitäts­
anforderungen und Finanzie­
rungsmodalitäten in enger 
Verzahnung begleitet wird. 
Und dies bedeutet, daß für je­
den Bürger, egal wo er wohnt, 
ein gleichhohes präklinisches 
Versorgungsniveau gegeben 
sein muß. Notfallpatienten 
müssen nach einern nOlfallme­
dizinischen Mindeststandard 
versorgt werden, den Medizi­
ner und nicht Behörden be­
stimmen sollten. 

Der Rettungsdienst steht 
heute unter dem permanenten 

Wolfgang Pleßke nimmt zu einem 
aktuellen Thema Stellung. 

Gebot von Sparsamkeit und 
Winschaftlichkeit. Es war bis­
her unstritlig, die präklinische 
Versorgung der Bevölkerung 
so kostengünstig wie möglich 
zu gestalten. Hierzu bedarf es 
vom Grundsatz her keiner ge­
setzlichen Regelung wie der 
des Gesundheitsstrukturgeset­
zes. Das Kernproblem und der 
Grundwiderspruch der Neure­
gelung des § 133 SGB V be­
stehen darin, daß sich für den 
Rettungsdienst in den Jahren 
1993. 1994 und 1995 die Prei­
se gegenüber den am 31. 12. 
1992 geltenden Preisen nurum 
den Vomhundertsatz der Ver­
änderung der beitragspflichti ­
gen Einnahmen der Mitglieder 
der Krankenkassen verändern 
dürfen. Für 1993 wurde eine 
"Deckung der Ausgaben" von 
3, I % in den alten Bundeslän­
dern und 9,5% in den neuen 
Bundesländern festgelegt. 

Die Rettungsdienstgesetze 
der Länder stellen richtungs­
weisende Struktur- und Qua­
Iitätsanforderungen an die Lei­
stungserbringer, die bei konse-

quenter Anwendung des § 133 
SGB V nicht erflillt werden. 
Die Anwendung der Landes­
rettungsdienstgesetze einer­
seits und des GSG andererseits 
führen demzufolge zu einem 
gleichennaßen inakzeptablen 
wie nicht lösbaren Konnikt, 
der nicht zu Lasten der Lei­
stungsbringer ausgetragen 
werden darf und die ihn auch 
nicht zu verantworten haben. 
Der bestehende, notfallmedi­
zinisch erforderliche und von 
den Bürgern erwanete Qua­
litätsstandard des Rettungs­
dienstes kann nur mit beträcht­
lichen Vorhaltekosten bereit­
gestellt werden, die nachweis­
bar mehr als 75 % der Ge­
samtkosten ausmachen. 

Ein Staat, der gleichzeitig 
durch Anforderungen an die 
personelle Quantität und Qua­
lifikation (Rettungsassisten­
tengesetz und Rettungsdienst­
gesetz), Arbeitszeitvorschrif­
ten (Gewerbeaufsichtsämter), 
Arbeitszeitverkürlungen und 
Tarifabschlüsse (BAT) kumu­
lierend preissteigernd wirkt, 
darf die Folgen dieser Preis­
entwicklungen nicht den Lei­
stungserbringern zuweisen 
und gleichzeitig den Eindruck 
erwecken, wie es das Bundes­
ministerium für Gesundheit 
bisher tat, andere gewerblich 
private Anbieter könnten dies 
bei gleicher Qualität und Lei­
stungsdichte und bei Beach­
tung des beschriebenen Regel­
werks ebenso gut und noch 
preiswerter. 

Aufgrund der ausschließli­
chen Länderkompetenz für die 
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Der Qualitätsstandard des Rett ungsdienstes in Deutschland ist für viele Länder beispielgebend. 

Sicher.,tellung und Gestaltung 
des Reltung~dienMe~ l-Jind 
tragHihige KonLeptc ein­
schließlich einer vertretbaren 
FinaJuicrung nur mit den Län­
dern. wenn man die föderale 
Struktur ebenso will. den Lei­
stungserbringcrn und den Ko­
stenträgern möglich . Ziel muß 
cs nach meiner Auffa~sung 
sein . für die ge;amte Bevölke­
rung nach Ilotfallmedilini­
sehen Grund~ätzen ein ent­
sprechend einheitliches Ni­
veau LU gewährleistcn. Dies 
schließt nicht aus. über neue 
StruklUren im Rettungsdiens.t 
nach7udenken. 

Es gibt völlige Überein>lim­
mung darüber. daß. wie auf an­
deren Gebieten der Gesund­
heitsversorgung auch. im Ret­
tungsdien;t eine Kostenbc­
grenlung notwendig i~t. Die 
Aus.einandersctLung darüber 
darf aber nicht lediglich mit 
Behauptungen in der Pres5:.e 
geführt werden, sondern sie 
bed.,f einer grunds;;lllichcn 
Analyse des Gesam"Y>lems. 
in der die 

- hi>lorische Entwicklung des 
Rettungsdienstes In 

Deutschland. 
- die Lei;tungsftihigkeit und 

der erreichte Qualitätsstan­
dard 

- sowie wis!-lenschaftlich fun­
dierte betriebswirtschaflli­
ehe Aspekte 
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gleichemlaßen Berücksichti­
gung finden. Substantielle An­
sälZe und Vorschläge dafür 
sind in der "Be;tandsaufnah­
me Rellungsdien"" enthalten. 
die unter Beteiligung der 
Hilfsorganisationen in einer 
interdisLiplinären Arbeits­
gruppe erarbeitet und 1992 im 
Bund-/Länder-Ausschuß Ret­
tungswe:o,en dis.kutiert wurde. 

Die Schwierigkeit für eine 
emotiollslose wissens.chaft ­
lich-sachliche und objektive 
Beurteilung liegt l. B. darin. 
daß die ROl>tiflpolitik der 
Bunde"egierung (Gesund­
heitsstrukturgesetl. föderales 
Konsol idieru ngs program m 
und Gesetl zur Stärkung des 
Wachstums.. zur Sicherung der 
Staatsfinanzen vom 13. 07. 
1993) finanziell vollendete 
Tatsachen schafft. ohne vorher 
Zeit für die Diskussion und 
Umsetzung von Lragftihigen 
KonLeptionen lU lassen. 

Der gegenwärtige Rettungs­
dienst mit seinem anerkannten 
QualitätsSlandard begründet 
sich auf einen jahrzehntelan­
gen Prozeß. an dem NOlfall ­
mediziner. Politiker, Wissen­
schaftler. Techniker. das 
nichtärLtliche Personal Im 
Rellungsdienst. Praktiker und 
nicht zulctlt da~ Deutsche 
Rote Kreul ab Leistungser­
bringer aktiv mitgewirkt ha­
ben. Kosten durch undifferen­
zierte Eingriffe in das System 

unter dem enormen Finanl­
druck cinlusparen, trägt nicht 
zur Stabilität des Reuungs­
dienstes bei. 

Kostensteigerungen im Ret­
tung~dienst ~ind eineTatsache. 
lum Teil sind sie systemimma­
nent, denn der Rettungsdienst 
ist ein mcditinischer Bereich. 
der sich in engem Zusammen­
hang mit dem Erkenntni\zu­
wach!' vornehmlich in der Not­
fallmedilin wm Wohle von 
Notfallpatienten. Verletzten 
und Kranken entwickelt hat 
und auch weiler entwickeln 
muß. Hier sind vor allem die 
Leistungen des Rettungsdien­
st", bei der Senkung der 
präklinischen Mortalität. z. B. 
beim Poly trauma oder beim 
Herzinfarkt. die Verringerung 
von Komplikationen und Duu­
erschäden. positive Effekte bei 
der stationären Verweildauer 
oder der Invaliditätsrate zu 
berücksichtigen. Damit sind 
auch künftig strukturelle, or­
ganisatorische, technische und 
lllediLinische Veränderungen 
sowie steigende Anforderun­
gen an die Qualifikation des 
Personals nicht lum Nulltarif 
IU haben. 

Verantwortlich für den Ret­
tungsdienst und damit auch für 
des~en Finanlierung sind die 
Länder. die Kreise lind kreis­
freien Städte als Träger des 
Rellungsdienstes. Sie über­
nehmen diese Aufgabe cntwe-

der ;elbst (kommunale Ret­
tungsdienste oder Berufsfeu­
erwehr) oder sie übertragen 
ihn an entsprechend geeignete 
Leistungslräger, wie z. B. die 
Hi lfsorganisalionen. oder auch 
an gewerbliche private Anbie­
ter. Wird der Reuungsdienst 
den Hilfsorganisationen als 
gemeinnützige private Lei­
stungsträger übertragen. erhal­
ten diese nach dem Selbstko­
stendeckungsprinzip auf der 
Grundlage von Kostenblät­
tern. die mit den KOSlenträgern 
(Krankenka"en) abgestimmt 
sind. die Vorhalte- b7w. Be­
triebskosten erstallet (Dualfi­
nanzierung). Hilfsorganisatio­
nen sind nicht . wie mischlieh 
durch das Bundesministerium 
für G",undheit in der Presse 
dargestellt. staat liche oder 
halbstaatliche Einrichtungen 
und so auch nicht mit der Be­
rufsfeuerwehr oder den kom­
mun::t1en Rettungsdiensten. 
deren Entgelte im Rellungs­
dienst durch kommunale Sat­
zungen festgelegt werden. ver­
gleichbar. 

Um Strukturen im Rellungs­
dienst zu verUndern, bedarf es 
zunäch~t der Klärung von 
Grundpositionen. d. h. nach 
meiner Auffa~sung bewah­
renswerte Grundprinzipien. 
um dann den Rahmen für eine 
sicher erforderliche Kosten­
dämpfung eher abstecken lU 
können: Zu den bewahrens­
werten Grundprinlipien gehö­
ren: 

die im Grundgesetl veran­
kerte Kompetenz der Bun­
desItinder. 

- das Grundverständnis. Ret ­
tungsdienst als öffentliche 
Aufgabe der Daseinsvor­
und -fürsorge LU erhalten. 

- den Rellungsdienst als inte­
grierten Teil der gesundheit­
lichen Versorgung der Be­
völkerung vorzuhalten, da 
der Reuungsdienst für Not­
fall patienten entsprechend 
der allgemein gültigen Not­
falldefinitionen bzw. für Pa­
tienten. die einer medizini­
schen Betreuung während 
des Transports bedürfen. or­
ganisiert wurde, was weder 
durch die vorhandenen am­
bulanten noch stationären 
Strukturen abludecken ist, 

- die Organisation des Ret­
tungsdienstes nach dem Mo-
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deli der Rettungskette, d. h. 
ein einheitliches und eng­
verzahntes Vorgehen von 
der Ersten Hilfe durch Laien 
bis hin zur definitiven sta­
tionären Behandlung, 

- die nächendeckende Vorhal­
tung von Einrichtungen des 
Rettungsdienstes rund um 
die Uhr unter Einhaltung ei­
ner einheitlichen, für alle 
Leistungsträger verbindli­
chen Hilfsfrist , d . h. Chan­
cengleichheit für alle Bür­
ger, 

- die Erhaltung der bewährten 
Grundstrukturdes Rettungs­
dienstes, d. h. Rettungs­
dienstbereiche mit einer 
Rettungsleitstelle, Rettungs­
wachen mit Reuungsmitteln 
und entsprechend qualifi­
ziertem Personal, 

- die funktionale Einheit von 
Notfallrettung und qualifi ­
ziertem, d. h. nicht disponi­
blem, medizinisch betTeu­
ungspnichtigem Kranken­
transport unter Einsch luß 
der Luft-, Wasser- und Berg­
rettung, abzusichern, 

- die weitere aktive Beteili­
gung der Hilfsorganisatio­
neo, weil sie von der Ersten 
Hilfe, über die Ausbildung 
des nichtärztlichen Perso­
nal s, die Motivation und Be­
fähigung der Bevölkerung 
zur Erste-Hilfe- Leistung bis 
hin zu ihren ausgebildeten 
Helfern das bestehende Ret­
tungsdienstsystem miterhal· 
teo und weiterentwickeln 
sowie bei größeren Ereignis­
sen oder Katastrophen ein 
personelles und materie lles 
Hilfspotential mobi lisieren 
können, wozu z. B. ein Pri­
vatuntemehmer niemals in 
der Lage sein kann, 

- die Vielfalt der Leistungsan­
bieter, einschließlich priva­
ter gewerblicher Unterneh­
mer, wenn sie unter den glei· 
chen Voraussetzungen und 
Bedingungen die gleichen 
Leistungen (quantitativ und 
qualitativ) erbringen kön­
nen . Dazu gehört z. B. auch 
die Ausbildung des Perso­
nals oder eine Kostenbeteili­
gung daran, 

- der Qual itätsstandard des 
nichtärztlichen Personals 
(Rettungssanitäter / Ret­
tungsassistent), deren konti­
nuierliche Fortbildung und 
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die Vorhaltung von Notärl­
teo mit Fachkundenachweis. 
Ist dieser Rahmen klar defi-

niert und politisch gewollt und 
somit vorgegeben, lassen sich 
Effizienzsteigerungen aus 
meiner Sicht vornehmen, ohne 
jedoch das Gesamtsystem in­
frage zu stellen. Hierzu einige 
Beispiele: 

Rettungsdienstbereiche: 

Diese sind konsequent an 
aus notfallmedizinischen Ge­
sichtspunkten effizientere 
Größenordnungen anzupas­
sen. Kriterien dafür si nd Ein­
satzfrequenzen, Fläche- und 
Bevölkerungsgrößen, statio­
näres Hinterland. Dazu liegt 
für die U mstrukturierung des 
Rettungsdienstes der ehemali­
gen DDR ei ne Studie mit Vor­
schlägen des Insti tuts für Ret­
tungsdienst des DRK vor, die 
von den politisch Verantwort­
lichen jedoch nur ungenügend 
genutzt wurde. Eine letzte 
Chance zur Vergrößerung der 
Rettungsdienstbereiche sehen 
wir in der Verwaltungsstruk­
turreform. Auch in den alten 
Bundesländern gibt es diesbe­
züglich verschiedentlich noch 
erheblichen Nachholbedarf. 
Langfrist ige Erhebungen zei­
gen, daß auf 1000 Einwohner 

pro Jahr mit 30 bis 33 Patien­
ten in der Notfallrettung zu 
rechnen ist oder mit 8 bis 9 pro 
100000 Einwohner in 24 Stun­
den. Die Anhebung der Größe 
eines Reltungsdienstbereiches 
auf ein aus notfallmedizini­
schen Gesichtspunkten effek­
ti ves Maß darf nicht ein Tabu 
sein. Es gibt also klare Para­
meter, die zugrunde gelegt 
werden könnten. 

RettungsleitsteIlen: 

Die Abwicklung aller Hil ­
feersuchen aus der Bevölke­
rung und von medizinischen 
Einrichtungen einschließlich 
Kassenärztlichem Notfall­
dienst, qualifiziertem Kran­
kentransport oder der Flugret­
tung über eine u. U. integrier­
te Rettungsleitstelle im Ret­
lungsdienstbereich ist anzu­
streben. Diese Rettungsleit­
stellen sind mit modernen 
Kommunikations- und Daten­
verarbeitungsmitteln auszu­
statten. Sie müssen über eine 
einheitliche münzlose Notruf­
nummer erreichbar sein. 

Rettungswachen: 

Die Rettungswachen sind 
funktionelle Einheiten des 
Reuungsdienstbereiches. Sie 

Die DRK.Mitarbeiter im Rettungsd ienst sind rund um die Uhr einsatz­
bereit. 

erhalten ihre Informationen 
über die Reuungsleitstelle. In 
ihnen si nd die mobilen Ret­
tungsmiuel, insbesondere Ret­
tungswagen, Krankentrans­
portwagen sowie das notwen­
dige Personal einsatz- und ab­
rufbereit vorzuhalten. Da seit 
Jahren in etwa bekannt ist, wie 
viele Notfalle und auch quali­
fizierte Krankerltransporte auf 
die Bevölkerung bezogen zu 
erwarten sind, ist eine relativ 
exakte Bedarfsplanung mög­
lich, selbst wenn sich Notfalle 
zeitlich und räumlich stocha­
stisch verhalten. Für Reuungs­
leitsteIlen und Rettungswa­
chen ließen sich je nach Größe 
sogar Typenprojekte ent­
wickeln. 

Rettungsmittel: 

Hier werden durch Einzel­
besteIlungen mit -zig Ausrü­
stungs- und Farbgebungsvari­
anten die Kosten in die Höhe 
getrieben. Eine konsequente 
Standardisierung auf DlN-Ba­
sis und eine landesweite Be­
stellung würden nicht nur er­
hebliche Kosten sparen, son­
dern auch die Benutzungssi­
cherheit, z. B. bei Großereig­
nissen, erhöhen. 

Dokumentation: 

Die konsequente allgemei­
ne Einführung des von der 
DIVI empfohlenen NA-Proto­
kolls sowie des entwickelten 
Renungsprotokolls für Einsät­
ze ohne Notartl mit den ent­
sprechenden Auswertungs­
programmen wären ein Fort­
schritt für den Leistungsnach­
weis und die Qualitätssiche­
rung. 

Leitung: 

Entsprechende Empfehlun­
gen, daß ein Reuungsdienstbe­
reich von einem Arzt mit Wei­
sungsbefugnis in allen medizi­
nischen Fragen zu leiten sei, 
sollte auch wegen der Arznei­
mittelsicherheit und der Pro­
blematik der Notkompetenz 
von Rettungsassistenten 
schrittweise realisiert werden, 
da hinsichtlich Qualitätssiche­
rung und Effizienzsteigerung 
beträchtliche positive Auswir­
kungen zu erwarten sind. 
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Kosten: 

Die Leistungsanbieter sind 
nach einheitlichen und wissen· 
schaf tl ich begründeten be­
triebswirtschaftlichen Kriteri­
en zu beurteilen. Hier hat z. B. 
das Land Hessen durch klare 
Kostenleistungsnachweise be­
reits praktikable und überden­
kenswerte Ansätze gefunden 
und die Kosten pro Vorhalte­
stunde für alle Leistungser­
bringer ermittelt. Diese liegen 
beispielsweise beim Bundes­
verband Eigenständiger Kran­
kentransport- und Sanitäts­
hilfsdienste (BKS) bei DM 
106,22, beim ASB bei DM 
88,-, bei der JUH bei DM 
II 0,96 und beim DRK bei DM 
93,65. 

Die Uneinheitlichkeit der 
Kostenstnlkturen ist dringend 
zu überdenken. Eine Ver­
gleichbarkeit der derzeitigen 
Benutzungsentgelte ist durch 
reine Dualfinanzierung. Teil­
einrechnung von Investitionen 
oder monoisti sche Regelung 
wie z. B. in Niedersachsen 
oder Hessen apriori nicht 
möglich. Hier ergibt sich nach 
meiner Auffassung ein 
grundsätzlicher Regelungsbe­
darf. 

Landeseinheilliche Scnut­
zungsentgelte auf der Grund­
lage von mit den Kostenträ­
gern abgestimmten Kosten­
blättern wären ein wesentli­
cher Schritt Lur Übersichtlich­
keit und Transparenz, insbe­
sondere nachvollziehbar für 
den Patienten. 

Damit wären auch Abrech­
nungen auf Landesebene und 
damit eine erhebliche Verwal­
tungsvereinfachung, aller­
dings unter der Bedingung ei­
nes entsprechenden Finanz­
ausgleichs, möglich. Dem ste­
hen derzeit kommunale Sat­
zungen und die vielerorts prak­
tizierten kreislichen Verhand­
lungen der Krankenkassen 
entgegen. 

Jedes Bundesland kann er­
rechnen, was der Rettungs­
dienst einschließlich Investi­
tionen, Vorhalte- und Betriebs­
kosten, Unterhaltung der ret­
tungsdienstlichen Infrastruk­
tur, Aus- und Fortbildung, Ein­
satz von Notärzten eie. kostet. 
Diese Kosten lassen sich auch 
mit den erbrachten Leistungen 
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oder mit anderen vergleichba­
ren Parametern in Relation set­
zen. 

Auch das Deutsche Rote 
Kreuz muß seine Strukturen 
im vorgehaltenen Rettungs­
dienst überdenken. Das AII­
heilmittel liegt nicht darin, nun 
einfach nur Rettungsdienst 
GmbH's LU schaffen. Das In­
stitut für Rettungsdienst des 
Deutschen Roten Kreuzes 
wird kurzfristig eine Studie 
"Effizienz und Effektivitäts­
analyse der Organisation des 
Rettungsdienstes" erstellen. 
Auf dem 8. DRK-Rettungs­
kongreß vom 4. bis 7. Mai 
1994 in Dresden werden hier­
zu erste Zwischenergebnisse 
vorgelegt. Tragfahige Strate­
gien zur Kostendämpfung 
ohne Aufgabe unverzichtbarer 
Standards lassen sich nur im 
offenen und ehrlichen Zusam­
menwirken von Trägem. Lei­
stungserbringern und den Ko­
stenträgern entwickeln. 

Wer gegenwärtig die funk­
tionelle Einheit von Notfallrel­
tung und qualifiziertem Kran­
kentransport als Bestandteil 
des Rettungsdienstes in einer 
öffentlich-rechtlichen Organi­
sat ionsstruktur aufzugeben ge­
denkt , handelt leichtfertig und 
unehrlich! Hierlu bedarf es ei­
ner wissenschaftlichen Analy­
se im Hinblick auf kJarere me­
dizinische Abgrenzungen zwi­
schen sogenannten "qualifi­
ziertem Krankentransport" 
und "Kranken fahrten" einer­
seits und der Notfallrettung 
andererseits. Auf welcher 
Grundlage von Indikations­
mustern führen diejenigen ei­
gentlich die Diskussion, die 
die Vorhaltung des qualifizier­
ten, d . h. des zu betreuenden 
Krankentransportcs aus der öf­
fentlich -rechtlichen Organisa­
tionsstruklUr herauslösen wol­
len? 

In diesem Zusammenhang 
noch einige Anmerkungen be­
züglich der Auswirkungen des 
Europäischen Binnenmarktes 
auf das System des Rettungs­
dienstes. Wie bereits begrün­
det , ist der Rettungsdienst eine 
medizini sche Aufgabe und 
kein Transportproblem. Des­
halb darf im Zuge der Nieder­
lassungs- und Dienstlei stungs­
freiheit der Rettungsdienst 
keinesfall s dem Verkehrsbe-

reich im Sinne der Art. 74 fr. 
EWGV. insbesondere dem Art. 
80 Abs. I EWGV zugeordnet 
werden, da der Schwerpunkt 
des Rettungsdienstes in der 
Gesundheilsfürsorge und der 
Gefahrenabwehr liegt. Dies 
gilt nicht nur für die Notfall­
rettung. sondern auch für den 
qualifizierten Krankenlrans­
port. bei dem durchschnittlich 
ca. 10 % der Transportfalle im 
Laufe des Transportes zu Not­
fallen werden. 

Wenn die EG-Bürokraten 
jetzt - wie in der Mitteilungder 
Kommission an den Rat und 
das Europäische Parlament 
,.Verstärkung der Effizienz des 
Binnenmarktes" (Bundesrats­
Drucksache 478/93 vom 25. 
06. 93) vorgesehen - den 
Krankentransport dem Ver­
kehrsbereich zuordnen, betrei­
ben sie eine Politik. die aus­
schließlich von gewerblichen 
Gesichtspunkten geprägt ist 
und zeigen eine fatale Un­
kenntnis im Hinblick auf die 
Belange der präklinischen 
Versorgung der Bevölkerung, 
die wir in der Bundesrepublik 
Deutschland mit der Verände­
rung des Personenbeförde­
rungsgesetzes bereits abge­
schlossen haben . Von der Nor­
mungsumsetzung auf europäi­
scher Ebene ist zu erwarten, 
daß sie die Erhaltung und Fort­
entwick.lung des erreichten 
Standards des Rettungsdien­
stes normsetzend sicherstellt 
und nicht durch standardzer­
störende sachlich unangemes­
sene Deregulierungen er­
schwert. 

Dies hat nichts zu tun mit 
den Fragen der Niederlas­
sungsfreiheit (Art. 52 ff. 
EWGV), der Dienstleistungs­
freiheit (Art . 59 ff. EWGV) 
und der Freizügigkeit (Art. 48 
ff. EWGV). Die Bundesländer 
haben genügend Spielraum in 
ihrer Zuständigkeit hinsicht­
lich des Gesetzgebungs- und 
Gesetzdurchführungskonzep­
tes, im öffentlich-rechtlichen 
Sinne den Rettungsdienst als 
funktionale Einheit zur Not­
fallrettung und Krankentrans­
port sicherzustellen und in die­
sem Rahmen verschiedene 
Leistungserbringer. so auch 
Privat-U nternehmer des In­
und Auslandes zuzulassen. 
Dabei dürfen ausländische Pri-

vat-Unternehmen nur nicht 
schlechter gestellt werden wie 
inländische, d. h. ihnen müs­
sen gleiche Zugangsbedingun­
gen zum Rettungsdienst ge­
währt werden. 

Zusammenfassung: 

Der Rettungsdienst in 
Deutschland hat sich bewährt, 
sein Qualitätsstandard ist für 
viele Länder beispielgebend. 
In diesem hochentwickelten 
System gibt es jedoch durch­
aus Reserven zur Effizienz­
steigerung und Kostendämp­
fung, die auf der Grundlage 
prakti scher Erfahrungen und 
durch wissenschaftliche Ana­
lysen unter besonderer 
Berücksichtigung notfall me­
dizinischer Erfordernisse frei ­
zulegen und von den politisch 
Verantwortlichen dann konse­
quent umzusetzen sind. 

Dazu gehören strukturelle 
und organisatorische Belange, 
Fragen der Standardisierung 
sowie grundSätzliche Überle­
gungen zur Finanzierung, zur 
Transparenz der Kostenstruk­
lUren und ihre nach wissen­
schaftlichen Kriterien einheit­
I iche und vergleichbare be­
triebswirtschaftliche Bewer­
tung. 

Wir alle sollten dazu beitra­
gen, den Leistungsstandard 
des Rettungsdienstes im Inter­
esse der zu versorgenden Be­
völkerung, aber auch im Inter­
esse der sehr engagierten Mit­
arbeiter in den Rettungsleit­
steIlen und Rettungswachen 
nicht kaputtreden zu lassen, 
aber auch gleichzeitig den Mut 
haben, an Reformen im Inter­
esseeiner Kostendämpfung im 
Gesundheitswesen ohne Lei­
stungsminderung mitzuwir­
ken. Wer Lei stungsntinderung 
will , muß dies auch klar und 
deutlich der Bevölkerung sa­
gen und dafür die politische 
Verantwortung tragen! 
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I ArbeHer-SamarHer-Bund 

Neue Wege im Katastrophenschutz 
Überlegungen des ASB zur Neukonzeption der zivilen Verteidigung 

Auf seiner außerordentli ­
chen Bundeskonferenz im 
November 1992 haUe der 
A rbeiter-Sam a rite r- Bund 
Deutschland e. V. in seiner 
Resolution Nr. 6 zum Z ivil­
und erweiterten Katastro­
phenschutz ein nächen­
deckendes, integriertes und 
e inheitliches Hilfeleistungs­
system für die gesamte Bun­
desrepublik im Zuge der 
Neukonzeption der zivilen 
Verteidigung gefordert. 

Zum Jahresende 1993 
wurden die Forderungen 
dieser Resolution in den 
Fachgremien des ASB er­
neut bestätigt und in kon­
zeptionelle Überlegungen 
gefaßt. Wesentliches Merk­
mal dieser Überlegungen ist 
die Integration alle r Be­
standteile de r Gefahrenab­
wehr zu einem schlüssigen, 
effizienten und nicht zuletzt 
auch ökonomisch vert retba­
ren Gesamtsystem. 

Das integrierte System 
der Gefahrenabwehr 

Der Arbeiter-Samariter-
Bund setzt sich im Zuge der 
Neukonzept ion des Zivil- und 
erweitenen Katastrophen­
schutzes in der Bundesrepu­
blik ftirdie Schaffung eines in­
tegrienen Systems der öffent­
lichen Daseinsvor- und -für­
sorge sowie der Gefahrenab­
wehr ein. Im Bereich des Zivil­
und erweiterten Katastrophen­
schutzes ermöglicht die verän­
dene weltpolitische und mi­
litärische Lage eine Umstruk­
turierung des Zivilschutzes 
unter strategischen und takti­
schen Gesichtpunkten. 
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Finanzpolitische Rahmen­
bedingungen auf der nationa­
len Ebene erfordern darüber 
hinaus eine maximale Nut­
zung vorhandener materieller 
und personeller Ressourcen 
der einzelnen Bestandteile der 
Daseinsvorsorge und Gefah­
renabwehr. Die Integration al­
ler Teilbereiche zu einem effi­
zienten System ist nach Auf­
fassung des ASB eine geeig­
nete Maßnahme. bestehende 
Probleme auf diesem Gebiet 
zu lösen. 

Zu den integralen Bestand­
tei len dieses neu zu schaffen­
den Systems gehören: 

der öffentliche Reuungs­
dienst. 

• die sogen .. ,Schnell- und 
Sonder-Einsatz-Gruppen 
(SEG)", 
der friedensmäßige Kata­
strophenschutz der Länder, 
der erweitene Katastrophen­
schutz als Teil des Zivil­
SChUl7..eS. 

Der GroßschadensfallI 
Massenanfall von 
Verletzten 

Die Zunahme von 
GroßschadensHOlen mit einer 
Vielzahl von verletzten, er­
krankten und zu betreuenden 
Menschen stellt heute neue 
Anforderungen an die Gefah­
renabwehrsysteme. Während 
einerseits reguläre Reuungs­
dienste gemäß der Bestim­
mungen der Landesreuungs­
dienstgeselze in erster Linie 
für die renungsdienstliche Re­
gelversorgung zuständig sind 
und diese auch während größe­
rer Schadensereignisse weit­
gehend sicherzustellen haben, 
sind bestehende Einheiten des 

Katastrophenschutzes in der 
Regel aus vielerlei Gründen 
nicht in der Lage, adäquat ein­
gesetzt zu werden. Ulller an­
derem fehlt es an einer moder­
nen Alannierungs- und Kom­
munikationstechnik (z.B. 
Funkalarmempninger), an mo­
derner Medizintechnik und 
nicht zuletzt an der Praxiser­
fahrung der Helfer. 

Schließt man sich den der­
zeitigen Annahmen staatlicher 
Stellen an, daß im Zuge einer 
angenommenen mi litärischen 
Auseinandersetzung nach dem 
Zusammenbruch des "War­
schauer Paktes" eher mit be­
grenzten und regional be­
herrschbaren Schadensgebie­
ten, d.h. eher mit besonderen 
Großschadensereignissen, als 
mit flächendeckenden Scha­
denslagen zu rechnen ist, gei­
ten die o.g. Aussagen auch für 
die Einheiten des Zivil- und er-
weiterten 
schutzes. 

Katastrophen-

Aufgrund der bislang recht 
unbefriedigend gelösten Situa­
tion im Bereich der "Grauzone 
GroßschadenlM assenan fall 
von Verletzten" haben sich bei 
allen Hi lfsorganisationen so­
genannte "Schnell- und Son­
der-Einsatz-Gruppen (SEG)" 
gebildet, die zwecks personel­
ler und materieller Ulllerstüt­
zung des Rettungsdienstes v.a. 
unterhalb der "Katastrophen­
schwelle" in den Einsatz ge­
langen. Diese bislang gesetz­
lich nirgendwo näher definier­
ten Einheiten bestehen mei­
stens aus dienstfreiem Ret­
tungsdienstpersonal und be­
sonders motivierten Helfern 
der Katastrophenschutzein­
heiten. 

Die Neukonzeption des 
erweiterten Katastrophen­
schutzes 

Die angestrebte Neukon­
zeption des Zivil- und erwei­
tenen KataslIOphenschutzes in 
der Bundesrepublik bietet die 
hervorragende Chance, auf­
grund der geändenen Rah­
menbedingungen über das ge­
samte System der Gefahrenab­
wehr und der öffentlichen Da­
seinsvor- und -fürsorge nach­
zudenken. Das schon eingangs 
angesprochene "integriene 
System" sollte dabei nach Auf­
fassung des ASB als Hauptziel 
eine Verlahnung von Ret­
tungsdienst, friedensmäßigem 
und erweitertem Katastro­
phenschutz beinhalten. Bezo­
gen auf die Einheiten .. Sa­
nitätszug" und "Betreuungs­
zug" des erweitenen Katastro­
phenschutzes hat der ASB da­
her neue Bi lderder Stärke- und 
Ausstatlungsnachweisungen 
(STAN) dieser Einheiten zur 
Diskussion gestellt, die den in­
tegrativen Gedanken in sich 
tragen. 

Der Sanitätszug 

Aufgrund vorhandener Er­
fahrungswene sind die Einhei­
ten personell grundsätzlich zu 
verkleinern und durch die 
Schaffung modularer Gruppen 
flexibel und effizient einsetz­
bar zu machen. Der ASB rät 
daher, vom alten Gliederungs­
muster abzugehen und im Sa­
nitätszug "SEG-fahige" Sa­
nitätsmodule (z.B. I. und 2. 
Sanitätsgruppe) zu schaffen. 

Folgt man dieser Gliede­
rung und stanet diese "SEG­
Hihigen" Module aus Mineln 
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des friedensmäßigen Kata.tro­
phenschutzes sowie des Rel­
lUng~dienstes - soweit mach­
bar - mit entsprechender Alar­
mierungs- und Medilintech­
nik aus. sind prinzipiell zwei 
SEG aus jedem Sanitätszug 
möglich, auf die ein schneJler 
Zugriff durch die jeweiligen 
LeitsteJlen erfolgen kann. 
Selbstverständlich bedarf es 
dabei einer novellierten und 
angepaßten Au, bildung der 
Helfer, die u.a. dadurch zu­
standekommen kann. daß er­
fahrenes Rettungsdienstperso-
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nal in diese Einheiten inte­
griert wird bzw. durch gezielte 
Fortbildungen und eine hohe 
Einsatzfrequenz der Einheiten 
entsprechende Erfahrungen 
gesammelt werden können. 

Der Belreuungszug 

Zunehmend gewinnt der 
Betreuungsdien,t an Bedeu­
tung. Bei Großschadensereig­
nissen sind mei stens eine Viel­
zahl leicht- bzw. unverletzter 
Personen in folgenden Berei­
chen zu versorgen : 

Unterbringung ( otunter­
kunft) , 
Verpnegung (Lebensmittel, 
Kleidung), 
p'ychologische Betreuung. 

Gerade die psychologische 
Betreuung von Personengrup­
pen im unmittelbaren Umfeld 
eines Großschadensereignis­
se~ stellt eine besondere Her­
ausforderung an die Helfer­
schaft dar. 

AJlerdings setzt dies wie­
derulll eine nexible und 
schnelle Einsetzbarkeit des 
Betreuungsluges voraus. Der 
ASB-Vorschlag hinsichtlich 
der STAN des Betreuungszu­
ges geht daher ebenfaJls von 
lwei integrierten Betreuungs­
gruppen aus. die je nach An­
forderung verpnegen, unter­
bringen oder psychologisch 
betreuen. 

Die Integrierte 
HIlfeleistungseinheit 

Die STAN-Modelle des 
ASB von Sanitäts- und Be­
trcuungszug sind ~o angelegt. 
daß im Bedarfsfall Module der 
jeweiligen Züge miteinander 
kombiniert werden und so -
die schnelle Alarmierbarkeit 
bei beiden immer vorausge­
:-.ellt - eine oder mehrere inte­
grierte .. Hilfelei~lUngseinhei ­
ten" in den Einsatl kommen 
können. 

Eine ~oJche modular zusam­
mengesetzte Einheit würde 
dann beispielsweise folgen ­
denllaßen aussehen: 
• Zugtrupp (= Einsatzleitwa­

gen). 
I. und/oder 2. Sanitätsgrup­
pe (= SEG-Sanität), 
I. un,Voder 2. Betreuungs­
gruppe (= SEG-Betreuung), 
Techniktrupp. 
Selbstverständlich kann 

dieses Modell nur dann funk­
tionieren, wenn Flcxibilität in 
den Einheiten des erweiterten 
Katastrophenschut7es ge­
wünscht und politisch gewollt 
iM lind diese Einheiten in 
Kombination mit den Einhei­
ten des friedensmäßigen Kata­
strophenschutzes der Länder 
sowie der Einsatztaktik des öf­
fentlichen Rettungsdienstes 
harmonieren . 

Wolfram Geier 
Regina Hoffmann 

Stattliche Bilanz 

Einen Überblick über die 
Aktivitäten des Arbeiter-Sa­
mariter-Bundes gibt das Jahr­
buch '93. das der ASB-Bun­
des verband vor kurzem her­
ausgegeben hat. In Wort und 
Bi ld werden alle Dienste des 
ASB vorgeMellt . Gleichzeitig 
ist es auch ein Bericht über die 
geleistete Arbeit des ASB im 
Jahr 1992. In vie len Statistiken 
findet der Leser Angaben über 
die Größe des Verbandes, die 
Zahl der ASB -Einrichtungen 
und -Diensllci'lUngen sowie 
den Umfang der ASB-Aus­
landshilfe. 

JAHRBUCH 
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Helfen ist unsere I\ufgabe ~...;..,.;._ 

Der Arbeiter-Samariter­
Bund gl iedert sich in 16 Lan­
des verbände und 289 Orts ver­
bände. Insgesamt 730755 Mit­
glieder unterMützen durch ihre 
Beiträge eine kontinuierliche 
Arbeit. Der ASB unterhält 43 
Al ten- und pnegeheime, 46 
Kindertages;lÜtten und 41 
Einrichtungen für Aussied ler 
lind Asylsuchende im ganzen 
Bundesgebiet. Von 113 Sozial­
stationen aus betrcut er Men­
schen, die Hilfe brauchen. Es­
sen auf Rädern. Hauskranken­
pnege, individuelle Schwerst­
behindertenbetreuung, Behin­
dertenfahrdienst und vie les 
meh r bieten die Mobi len So­
zialen Hilfsdienste. Das Ret­
tungswesen des ASB demon­
strierte auch im Jahr 1992 
durch 593710 Krankentran­
porte und 235029 Rettungs­
einsätze seine Lcistungsfahig­
keit. Zahlreiche Lehrgänge 
und Kurse von Erster Hilfe 
über Reuung:-.sanitäterausbi l­
dung bis hin zu häuslicher 
Krankenpnegc bildeten insge­
,amt 160 535 Teilnehmer aus. 

L BEVÖLKERUNbSSCHUTZ 1194 ~ 



"Ersthelfer von morgen" -
gibt dem Helfen eine Chance 

Helfen: Ein vergessener sozialer Wert? 

Viel zu oft bleibt in Deutsch­
land die Erste Hilfe oder das 
Helfen allgemein auf der 
Strecke. Die Zahlen der neue­
sten Studie der Bundesanstalt 
für Straßenwesen, daß in 

den alten Bundesländern bei 
42,4 % und in den neuen Bun­
desländern bei 35,2 % aller 
untersuchten Notfalle Erste 
Hilfe unterlassen wurde, müs­
sen uns zu denken geben. Hin-

Mit dem .,ErslheJfer \'on rnorgen"-Programm werden die Kinder an die 
Ersle Hilfe herangeftihrl 

IBEVÖLKERUNGSSCHUTZ~ 

terfragt man das Unterbleiben 
der Ersten Hilfe, trifft man auf 
Hemmschwellen, Ekelbarrie­
ren und Ängste. Von Ekel vor 
dem Anblick von Blut. Angst 
vor dem Versagen oder vor 
rechtl ichen Konsequenzen bis 
hin zu Hemmungen, vor einer 
Gruppe von Gaffern aktiv zu 
werden, reichen die Begrün­
dungen. Sozialpsychologen 
haben ferner typische Grup­
peneffekte erforscht, die er­
klären, weshalb ein Verletzter 
größere Chancen auf Hilfe bei 
nur einem als bei einer Schar 
von möglichen Ersthelfern hat. 
wie wir sie z. B. in einer be­
lebten Fußgängerzone antref­
fen . 

Diese Hemmschwellen. 
Ekelbarrieren und Ängste wer­
den zu einem großen Teil im 
Übergang von der Kindheit zur 
Pubertät aufgebaut. In dieser 
Phase werden Einstellungen, 
Grundwerte u. ä. des Heran­
wachsenden nachhaltig ge­
prägt und festgelegt. Das war 
für die Johanniter Grund ge­
nug, ein Ausbildungskonzept 
,.Ersthelfer von morgen" zu 
entwerfen, das schon im Vor­
und Grundschulalter ansetzt. 

Was wollen die Johannlter 
mit "Ersthelfer von mor­
gen" erreichen? 

Ist die Erinnerung an die Er­
ste-Hilfe-Ausbildung im Vor­
und Grundschulalter positiv 
geHirbt, dann gehen die Ju­
gendlichen und Erwachsenen 
auch wesentlich unbefangener 
in eine weitere Erste-Hilfe­
Schulung und im Notfall an 
den Verletzten oder Erkrank­
ten heran. 

Kinder, die Erste Hilfe und 
Helfen in der Ausbildung der 
Johanniter kennen gelernt ha­
ben, werden auch als J ugend­
liehe und Erwachsene nicht 
passiv .. gaffen", sondern wer­
den bei Hilfsbedarf die Initia­
tive zum Helfen ergreifen und 
auch andere versuchen, zur 
Aktivität zu motivieren . 

Ferner wird in unserer Zeit 
häufig nur in Maßstäben wie 
"Der nutzt mir später bei ... ", 
.,Eine Hand wäscht die ande­
re" o. ä. gedacht. Um so wich­
tiger ist es, daß Kinder ver­
stärkt an das Helfen (prosozia­
les Verhalten) herangefühn 
werden. Die Johanniter wollen 
dabei die Arbeit der Kinder­
gärten und Grundschulen tat­
kräftig unterstützen. 

Nicht zu kurz kommen darf 
selbstverständlich die Vermitt­
lung der Ersten Hilfe. Vorran­
gig sollen Kinder das richtige 
Verhalten bei Notfallen lernen. 
Gleichbleibende Handlungs­
abläufe sollen spielerisch ein­
geprägt werden. Mit großer 
Begeisterung üben Kinder 
Verbände, ,.Pflastertricks", die 
stabile Seitenlage u. v. m. 

Zur Durchführung: Mit Jona 
und Jonl durch die Welt 
des Helfens 

Die Geschwister Jona und 
Joni sind ein vorwitziges 
Puppenpaar, das die Kinder 
durch die gesamte Ausbildung 
in Geschichten, Abbildungen 
u. v. m. begleitet. Für die Kin­
der im Vorschulalter und in der 
I. bis 2. Klasse der Grund­
schule beginnen sie wie reale 
Personen zu leben . Die Hand­
puppen werden zum Sprach-
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rohr des Au,bilder>. können 
eventuell vorhandene Hem­
mungen abbauen und den Kin­
dern die Bedeutung des Trö­
ste",,~ eines Betroffenen ange­
nehm fUhlbar machen. Das 
Ideal de, Helfens bleibt allein 
scho n durch die Puppen nicht 
nur leere Wort hül"e. <.,ondem 
wird greif- und erlebbar. 

Dies i\t nur ein Weg. der un­
ter dem Motto .,Kinder sind 
keine kleinen Erwachsenen" 
neu be~chriltcn wurde. um die 
Au,bildung für die Zielgruppe 
.,Vor- und Grundschulalter" 
maß:tuschneidem. 

Andere wichtige metho­
disch-didaktische Grund,ätze 
und Details: 
• &101111118 des Spielerischell: 
• Bewegungs\piel zum Ken­

nen lemen wichtiger. nicht 
,ichtbarer Vorgänge im Kör­
per (Pumpen des Henen,. 
Atmung. Blutkreislauf) 

• problemorientierte, Ro llen­
\pic l Lur Lösung 7wi­
schenlllcnschlicher und ein­
stellung'bedingter Proble­
me (im Themenbereich Hel­
fen) 

• Nach\plclen von Motivati· 
on,ge,chichten 

• 'pIeierische Lerntielkon-
trolle (a l, Quiz. Gesell­
,chaft,-. und Freiluftspiele) 
u. v. 111 . 

• ßetomlllg 
Lemem 
Fühlen. 
führen) : 

des haptili\'ell 
(urneIl dllrch 

Greifen. Ollrch-

• viel praktische; Üben von 
rnechani~chen Maßnahmen 

• Fallbeispiele tum Üben der 
Ersten Hilfe im Handlung.,­
ablauf und Erlebbarmachen 
de> Helfen, 

• auf Kirlt/er ;,u!{escllllitfelJe 
Ulllerrich ,smittel: 

• Folien. deren Abbildungen 
in ihrer Wirkung auf Kinder 
in der Pilotphase getestet 
wurde 

• bunt illust rierte Geschichten 
zum Vor-, Nachlesen und 
Nachspielen 

• Rätselarbeit,blatt und ande­
re Arbeitsblätter u,w. 

Schließlich empfehlen wir 
un,eren Au,bildern. die Aus­
bildungsmodule zum Thema 
Helfen durch das gemein,ame 
Singen von themati sch ange­
Mimmten Liedern 3bzurunden. 
So stehen z. B. LIeder unseres 
Schirmherm Rolf Zuckowski 
(.,So wie du bist", .. Starke Kin­
der" u~w. ) aber auch ein spe­
ziell für die,es Konzept ge­
.chriebene. Lied 'ur Au.wahl. 

Unsere Ausbilder werden in 
pädagogischen Fortbildungen 
'peziell fü r die UmsetLUng 
dieses Konteptes geschult . In 
Hessen wird derzeit ange­
, trebt , auch Lehrer pilotpro­
jektartig an diese Ausbildung 
heranl uführen und LU ermuti ­
gen. diese ,elb't oder in enger 
Zusammenarbeit mit den Jo­
hannitern in ihrer Schule um­
/usetLen. Ein Bel)piel. dem 
Erlieherinnen und Er/ieher, 
aber auch Grund,chullehrerin­
nen und -lehrer. folgen !'olilen. 
Die Johanni ter bieten schon 
jet7t dieser I ntere;sengruppe 
auf Wun"tch entr"prechende 
Fortbildungen an. 

Rolf Zucko,",ski begeistert nicht nur die kleinen Joh'lnniter .. . 
~-
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Wilhelm Graf von Schwerin 
weiterhin Präsident 

Wilhelm Grafvon Schwe­
rin bleibt weiter als Präsident 
an der Spitze der Johanniter­
Unfall-Hilfe. Die Delegier­
tenversammlung bestätigte 
Graf Schwerin am 6. No­
vember 1993 im hessischen 
But7bac h/N ieder- Wei se l 
einMimmig für weitere vier 
Jahre in dem höchsten Amt 
der chri ; tlichen Hilfsorgani­
s;,uion. 

Seit 1980 wird die Johan­
niter-U nfall-Hilfe , das grüß­
te Werk des evangelischen 
Johanniter-Ordens. von Graf 
von Schwerin als ehrenamt­
licher Präsident geführt . Der 
64jährige Geschäftsmann i; t 
für eine Land- und Bauma­
schinenfinna tätig, deren cu­
ropiiischer Geschäfts leitung 
erseit 1969 in Mannheim an­
gehört . 

Ebenfalls einstimmig 
wurden Ingrid Gräfin von 
Schmellow in die neu ge­
schaffene Posi tion einer Vi­
zeprUsidentin und Christian 
Graf von Bassewill als Vi ­
zepräsident gewählt. 
Flir die Johanniter-Unfall ­
Hilfe. der über eine Million 

Menschen in der Bundesre­
publik Deutschland als Mit­
glieder angehören, si nd der­
zeit 5000 hauptamtliche 
Mitarbeiter, 4000 Zivil­
dienstleistende und 13000 
ehrenamtliche Helfer tätig. 
Der Johanniter-Jugend ge­
hören rund 3000 Jugendli­
che an. 

Das vor allem in den letz­
ten Jahren aur"geweitete Auf­
gaben spektrum, die zuneh­
menden Leistungsangebote 
und die wachsende Zahl 
von Verbänden und Mitar­
beitern machten neue ad­
äquate Führungss trukturen 
bei der 1952 gegründeten 
HilfsorganisatIon erforder­
lich. Vordie,em Hintergrund 
wurde 1993 eine neue Sat­
zung verabschiedet, die mit 
den aktuellen Wahlen umge­
setzt wurde. Während dem 
insgesamt zwölfköpfigen 
Präsidium eine Aufsichts­
funktion zukommt. liegt die 
Fü hrungs verant wort u ng 
lukünftig bei einem Bundes­
vorstand. deS>en Bestellung 
in Kürze erfo lgen wird. 
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ltaUeser-HilfsclienS1 

Malteser In der Grenzstadt Gör1l1z 

• • • die vom Wilhelmsplatz 

"Das sind doch die vom 
Wilhelmsplatz" - Keine F ra­
ge: Drei Jahre nachdem zum 
ersten Mal das weiße, acht­
spitzige Malteserkreuz auf 
rotem G rund in der Stadt zu 
sehen war, ist es bei der Be­
völkerung ein Ma rkenzei­
chen. "Die vom Wilhelms· 
platz" haben sich da ra n ge­
wöhnt, daß es dann weiter im 
Text meist heißt: " Das sind 
doch die mit dem Essen." 
Obwohl der Mahlzeiten­
dienst nicht ma l die ha lbe 
Wahrheit ausmacht-

Sebastian Grund ist emer 
.. vom Wilhelmsplatz". Früher 
sprach man hier vom Karl­
Marx-Platz. Hier steht das 
Denkmal für die Opfer des Fa­
schismus. Grund ist in der 
Diözesangeschäftsstelle des 
Malteser-Hilfsdienstes unter 
anderem zuständig für Jugend 
und Presse. In seiner Arbeits­
stelle wareinmal der Sponme­
dizinische Dienst der Stadt un­
tergebracht, der die Schulen 
betreute. Heute stehen hier -
nicht gerade ideal - Kühl­
schränke mit der Kost des 
Mahlzeitendienstes neben den 
Öfen zum Heißmachen ... Das 
wird sich bald ändern", sagt 
Grund. Der Umzug in ein neu­
es Haus mit der ersten Malteser 
Altentagesstätte steht bevor. 

Im engen Saal der Christen­
gemeindesitzen Führerschein­
bewerber dicht an dicht. Hier 
unterrichtet der Chef noch 
selbst in lebensrettenden So­
fonmaßnahmen. Diözesan­
Ausbildungsreferent Michael 
Wedlich mußte am Morgen 
ganz bewußt darauf hinwei­
sen: .,Sie sind hier bei einem 
Lehrgang des Malteser-Hilfs­
dienstes." Jeder denke bei die-
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ser Ausbildung gleich ans 
DRK, weiß Wedlich aus Er­
fahrung: Schließlich besaß das 
Rote Kreuz zu DDR-Zeiten 
das Monopol auf diesem Ge­
biet. 

Vieles hat sich auch hier 
geänden. Als Michael Wed­
lieh vor Jahren diesen lehr­
gang selbst absolviene, "wur­
de mehr oder weniger theore­
tisch was durchgezogen". 
Hilfsmittel, Puppen standen 
gar nicht zur Verfügung. Auf 
Verbände, Blutstillung und 
Knochenbrüche hat man da­
mals noch viel Zeit verwendet. 
"Heute bleibt schon etwas hän­
gen - man sieht, hön und übt 
es." Besonders viele Frauen 
besuchen den Lehrgang. Was 
den Führerschein angeht, ha­
ben sie in den neuen Ländern 
großen Nachholbedarf. 

Katholiken gibt es kaum 
fünf Prozent. Die größte Pfar­
re i der Stadt, St. Jakobus, zählt 
2000 Seelen. Diaspora, in der 
der Malteser-Hilfsdienst am 
On seit seiner Gründung am 
14. September 1990 immer 
mehr Fuß faßt. 

Das Kreuz allein re icht nicht 
an der Tür. ..Man muß das 
Kreuz schon ins Spiel brin­
gen", unterstreicht Michael 
Wedlich das Katholische der 
Hilfsorganis31ion in diesem 
weitgehend atheistischen Um­
feld ... Da sind dann auch bald 
Fragen da:' Und Wedlich muß 
aufpassen, daß er nicht die Er­
ste Hilfe hintenan stellt. Oder 
er muß zusehen, nicht aufs 
Glatteis zu geraten - schließ­
lich ist er Ausbilder und nicht 
Seelsorger, wohin Wed lich 
aber dann gerne die Ratsu­
chenden verweist. ,,80 Prozent 
und mehr haben mit christli­
chem Glauben nie etwas zu 

.. Das sind doch die mit dem Essen" - Zivi Tobias versorgt eine Teil­
nehmerin am l\'l ahlzeitendiensl der Malteser. 

Mit Handzetteln macht die Malt.eser Jugend die Malteser und ihre Dien­
sie in Görlitz bekannt. 

45 



tun", ,agt er. Dabei sei jevt 
auch die seelische Betreuung 
von Unfallopfern im Ausbil­
dungsplan enthalten. Wenn 
das Video zum Thema abge­
~pult ist •. 5chweigt erst mal 
immer alles", Dann kommen 
die Fragen: "bt es nicht wich­
ligcr. h.-:bell',reucnde Maßnah­
men durch7uführen'" Der 
AusbIldungsleiter: "Das 
macht betroffen. auch fUr die 
Thematik. Hier geht es nicht 
um einen Notfall, sondern um 
Men,chen." 

Der Malteser-Hilfsdien" 
Göriit7 war die e"'te Malteser­
Diözesangliederung in den 
neuen Bundesländern. Rund 
80 a~tive Mitglieder zählt der 
Verband; duu lirka 40 passi­
ve Mitglieder und zahlreiche 
Fördermitglieder in der Diö7e­
se. Katholischen Verbänden 
stcht die Kirche in den neuen 
Undern 7wiegespalten gegen­
über. Bei der kleinen Herde, 
die gewohnt war zusammen­
LUbleiben, ~ein Wunder. Mit 
Vorwurf in der Stimme war 
häufig zu hören: ,,Jetzt kom­
men die auch noch und um­
werben die Jugend. Die akti­
ven Katholiken nehmt ihr uns 
aus der Gemeinde weg." In-
7wischen, so Michael Wed­
lieh, "klopfen sie uns auf die 
Schulter". 

Joachim Rudolph, Ortsbe­
auftragter von Göriitz, kann 
da\ nur besüitigen ... Die mei­
sten Malteser kommen aus der 
Sankt-Hedwlgs-Gemeinde in 
Rauschwalde. Wir beziehen 
die Gemeinde mit ein in unse­
ren Verband ." Der Mann mit 
den vielen "ädtischen Ver­
pnichtungen (Abgeordneter, 
Fraktionsvorsitlender Bünd­
nis 9O/Grüne, leiter des Wirt­
schaftsausschusses der Stadt): 
"Die starken Leute aus der Ju­
gend sind Malteser geworden. 
Der Pfarrer kann sich auf sie 
verlassen." 

Wolfgang Rollik 
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600000 Förderer 
unterstützen die 

Arbeit der Malteser 
600 000 Fördermitglieder 

unterstützen derzeit in der 
gesamten Bundesrepublik 
Deutschland die Arbeit des 
Malteser-H ilfsdienstes 
100000 mehr ab noch vor 
7wei Jahren. Da.s gab jetzt das 
General;e~retariat des Mal­
teser-Hilfsdienstes in Köln be­
kannt. 

Darüber hinaus engagieren 
sich mehr als 31 000 Helferin­
neIl und Helfer in ihrer Freilcit 
aktiv in den verschiedenen 
Diensten der Malteser. Sie un­
terrichten die Bevölkerung in 
Erster Hilfe, arbeiten in den 
SOlialen Diensten. im Ret­
tungsdienst, im Katastrophen­
schutz, bei Auslandseinsätlen 
oder in der Jugendarbeit. 

Die Beiträge seiner Förderer 
ennöglichen es dem Malteser­
Hilfsdien", auch diejenigen 
dieser Dienste aufrechtzuer­
halten, für die die öffentliche 
Finanzierung fehlt oder unzu­
reichend ist. Dazu gehören 
etwa der Hau'>nolruf-Dienst. 
der Behindertenfahrdienst, 
verschiedene Betreuungsdien­
ste, aber auch Auslandsprojek­
te der Malteser und das Mal­
teser Telefon, das Hilfesu­
chenden unter der Rufnummer 
0221/341011 den richtigen 
Ansprechpartner für ihre Pro­
bleme benennt. 

Gemeinsame 
Zentrale aller 

Malteser 
Einrichtungen 

Bis zum Spätsommer 1994 
wird auf dem Verwaltungs­
areal der ChemIschen Fabrik 
Kalk an der Kalker Haupt­
straße 22-24 in Köln eine 
gemeinsame Zenlrale aller 
Malteser Einrichtungen in 
Deutschland entstehen. Das 
gab jetzt - nach dem Erwerb 
des Geländes durch die Malte­
ser - die Malteser ZentralsteI­
le Presse und Kommunikation 
in Köln bekannt. 

Derzeit ist allein das Gene­
ralsekretariat des Malteser­
Hilfsdienstes neben dem 

Hauptsitl in der Leonhard­
Tiet7-Straße auf vier weitere 
Standorte in Köln verteilt. 
"Gründe der Arbeits- und Ko­
steneffjzicnl machten für uns 
die Suche nach einem gemein­
samen, größeren Standort des­
halb unausweichlich", erläu­
ten Fran7 o. Hansen, General­
sekretär des Malteser-Hilfs­
dienstes, den Umzug und die 
Ortswahl der Malteser: "Auf 
dem Verwaltungsgelände der 
Chemischen Fabrik Kalk kön­
nen wir endlich alle Malteser­
zentralen l.usammenführen 
und uns bleiben noch Erweite­
rungsmöglichkeiten." 

So wird auch die Zentrale 
der Malteser Werke mit in das 
neue Malteser Zenlrum in 
Kalk ziehen, außerdem das Se­
kretariat des internationalen 
Hilfscorps des Malteserordens 
für Not- und Katastrophenhil­
re (ECOM), das derzeit noch in 
der Steinfelder Gasse unterge­
bracht 1St. ZU den Malteser 
Werken gehören die ordensei­
genen Krankenhäuser, Alten­
heime und Hospize sowie 
Betreuungseinrichtungen für 
Aussiedler und Asylbewerber. 

Militärische 
Auseinanderset­

zungen gefährden 
Malteserarbeit in 

Kambodscha 
Durch heftige Kämpfe zwi­

schen Roten Khmer und Re­
gierungstruppen im Nordwe­
sten Kambodschas ist huma­
nitäre Hilfe dort nunnehr unter 
erheblichen Risiken möglich. 
Das berichtet der Leiter des 
Malte~er-Lepra-Team~ in 
Kambodscha, Dr. Dirk Land­
wehr. In den fünf kambo­
dschanischen ordwestpro­
vin7..en sorgen die Malteser rur 
eine Früherkennung der Lepra 
im sozialen Umfeld der Pati­
enten, organisieren eine wirk­
same Behandlung und bilden 
einheimische Kräne im 
Kampf gegen diese einfach 
heilbare, vor allem aber unter 
den vielen Flüchtlingen noch 
immer virulente Krankheit 
aus. 

"Mit der Einleitung des De­
mokratisierungsprozesses und 

dem Rückzug der Vereinten 
Nationen ist der Friede noch 
keinesfalls gesichert", warnt 
Landwehr. ach den grausa­
men, gegen die vietnamesi­
sehe Minderheit geriChteten 
ethnischen Säuberungen der 
Roten Khmer in der ersten Jah­
reshälfte würden nun die stark 
aufgerüsteten Verbände der 
Regierungskoalition unter den 
Augen der abziehenden UNO­
Truppen nicht minder heftig 
zurückschlagen. Am ;tärksten 
sei wieder einmal die Zivilbe­
völkerung betroffen. "Überfal­
le auf Dörfer, auf die Nord­
Süd-Zugverbllldung, Bandi­
tentum und Gewehrfeuer auch 
in un,>erem Wohnon Battam­
bang gehören zum Alltag", 
schildert der Malteserar7t, der 
sich zur Zeit in Deutschland 
aufbält, die Lage in seinem 
Einsatzgebiet. 

Neue Rekordmarke: 
Fast 4500 

Zivildienstleistende 
bei den Maltesern 

Bundesweit 4475 Zivil­
dienstleistende sind derl.eit bei 
den Maltesern eingesetzt - 470 
mehr als im letzten Jahr. Wie 
das Generalsekretariat des 
Malteser-Hilfsdienstes 111 

Köln bekanntgab, sei damit 
eine neue Rekordmarke an Zi­
vildienstleistenden bei den 
Maltesern erreicht. Schon in 
den vergangenen Jahren sei 
ihre Zahl be>tändig gestiegen. 

Die Malteser begründen 
diesen Zuwachs einerseits 
mit dem leichten Anstieg 
der ZivildicnsLieistenden in 
Deutschland insgesamt. Ande­
rerseits führt der im General­
sekretariat des Malteser-Hilfs­
dienstes für den Zivildienst zu­
ständige Referatsleiter Hans­
Josef Haasbach "die im Ver­
gleich dazu überproportionale 
Steigerung an Zivildienstlei­
stenden bei den Maltesern um 
lehn Prozent" auf da, gute 
Dienststellenklima und auf die 
attrakti ven Dienste bei den 
Maltesern zurück. 

Die jungen Männer werden 
vornehmlich in den Mobilen 
Sozialen Diensten und im 
Krankenlransport eingesetzt. 
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Bei Ubungen der Feuerwehr 
Umweltschutz beachten 

Nachdem zunehmend bun­
desweit die immissionsschutz­
rechtlichen und wasserrechtli­
chen Probleme bei der Durch­
führung von Ausbildungsver­
anstaltungen und Übungen der 
Feuerwehr im Hinblick auf die 
Belastung der Umwelt disku­
tiert wurden, hat sich der Vor­
stand des Deutschen Feuer­
wehrverbandes mit der The­
matik beschäftigt. 

Der Präsident des Deut­
schen Feuerwehrverbandes, 
Hinrich Struve, hat sich mit 
Schreiben vom 11. August 
1993 an den zuständigen Bun­
desminister für Umwelt, Na­
turschutz und Reaktorsicher­
heit, Prof. Dr. Klaus Töpfer, 
gewandt. Präsident Struve hat 
insbesondere gegenüber Bun­
desminister Töpfer argumen­
tiert , daß eine wirksame und 
schnelle Bekämpfung von 
Schadensereignissen die Vor­
aussetzung ftir eine Minimie­
rung des Schadens und damit 
der Umweltbelastung ist. 

Um jedoch schnell und 
wirksam tätig werden zu kön­
nen, muß vorher eine intensive 
und entsprechende Ausbil­
dung stattfinden. Da Brand­
schutz aktiver Umweltschutz 
ist, hat er BundesministcrTöp­
fer gebeten, sich dafUr zu ver­
wenden, daß in den entspre­
chenden Gesetzen eine Aus­
nahmeregelung für notwendi­
ge Übungen vorgesehen wird. 

Bundesminister Prof. Dr. 
Klaus Töpfer hat am 27. Sep­
tember 1993 mitgeteilt, daß er 
die Auffassung des Deutschen 
Feuerwehrverbandes tei It, daß 
praktische Übungen im Rah­
men der Ausbildung der Feu­
erwehr grundSätzlich notwen­
dig sind, um im Ernstfall eine 
effektive Schadensbekämp­
fung auch zum Schutze der 
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Umwelt zu gewährleisten. 
Eine Ausnahmeregelung von 
den Bestimmungen des Bun­
des- Immissionsschutzgeset -
zes scheint jedoch nicht erfor-· 
derlieh zu sein, um die Durch­
führung geeigneter Übungs­
feuer zu ermöglichen. 

Bundesminister Töpfer 
stellt fest, daß die Vorschriften 
des Bundes-Immissionsschutz­
gesetzes nur auf solche Feuer­
wehrübungen Anwendung fin­
den, die in hierfür eingerichte­
ten Anlagen durchgeführt wer­
den. Eine Anlage im Sinne von 
§ 3 Absatz 5 Bundes-Immissi­
onsschutzgesetz liegt vor, 
wenn die Feuerwehr für ihre 
Übungszwecke eine spezielle 
ortsfeste Einrichtung unterhält 
oder wenn auf einem Grund­
stück mit einer gewissen Häu­
figkeit Feuerwehrübungen 
stattfinden. 

Das Bundes-Immissions­
schutzgesetz findet dagegen 
keine Anwendung, wenn in ei­
nem Gebäude oder auf einem 
Grundstück nur einmalig oder 
gelegentlich eine Feuerwehr­
übung durchgeführt wird; in 
diesem Fall wäre nicht das 
Bundes-lmmissionsschutL:ge­
setz, sondern das Immissions­
schulzrecht des jeweiligen 
Bundeslandes anzuwenden. 

Wenn die Feuerwehr ihre 
Übungen ausnahmsweise in 
einer den Übungszwecken 
dienenden, nicht genehmi­
gungsbedürftigen Anlage 
durchfUhrt, so muß sie ihren 
Übungsbetrieb so gestalten, 
daß 

I. schädliche Umweltein­
wirkungen durch Luftverun­
reinigungen oder Geräusche 
verhindert werden, die nach 
dem Stand der Technik ver­
meidbar sind, 

2. nach dem Stand der Tech­
nik unvermeidbare schädliche 
Umwelteinwirkungen auf ein 
Mindestmaß beschränkt wer­
den und 

3. die beim Betrieb der An­
lage entstehenden Abfalle 
(Brandrückstände) ordnungs­
gemäß beseitigt werden kön­
nen. 

Als schädliche Umweltein­
wirkungen definiert das Ge­
setz solche Luftverunreinigun­
gen oder Geräusche, die nach 
Art , Ausmaß oder Dauer ge-

eignet sind, Gefahren, erhebli­
che Nachteile oder erhebliche 
Belästigungen für die Allge­
meinheit oder die Nachbar­
schaft herbeizuführen . 

Die Bestimmungen des 
Bundes- I mmi ssionsschutzge­
setzes, so Bundesminister Dr. 
Töpfer, stehen grundSätzlich 
der Durchführung von Feuer­
wehrübungen nicht entgegen; 
es muß nur im Einzelfall si­
chergestellt sein, daß keine 
Gefahren, unzumutbare Nach­
teile oder Belästigungen für 

Neuer Bundesgeschäftsführer 
des Deutschen Feuerwehrverbandes 

Der neue Bundesge­
schäftsführer des Deut­
schen Feuerwehrverban­
des heißt Winfried Glass. 
Der Vorstand des Deut­
schen Feuerwehrverban­
des entschied sich auf sei­
ner letzten Sitzung für den 
SI Jahre alten Winfried 
Glass. Nach Erlangen der 
Fachhochschulreife und ei­
ner abgeschlossenen Aus­
bildung zum Starkstrom-

Elektriker war Glass drei 
Jahre Offizier auf Zeit der 
Bundeswehr, bevor er dann 
zum Deutschen Roten 
Kreuz wechselte. Zunächst 
als Kreisgeschäftsführer 
sowie Leiter des Landes­
nachforsch ungsd ienstes 
Baden-Württemberg im 
DRK-Landesverband Ba­
den-Württemberg einge­
setzt, war er zuletzt Refe­
rent für Grundlagen des 
Zivil- und Katastrophen­
schutzes im Generalsekre­
tariat des Deutschen Roten 
Kreuzes in Bonn. Diese Tä­
tigkeit war mit längerdau­
ernden leitenden Auslands­
einsätzen (Erdbebenkata­
strophe Armenien, Iran, 
Golfkrieg, Kurdenhilfe) 
verbunden. Winfried Glass 
begann seine Tätigkeit als 
Bundesgeschäftsführer des 
Deutschen Feuerwehrver­
bandes am 3. Januar 1994. 

-rö-
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die Allgemeinheit und die 
Nachbarschaft en"tehen. Im 
Ergebnis können daher bereits 
nach geltendem Recht für die 
Feuerwehr und Nachbarschaft 
gleichennaßen tragbare Lö­
,ungen gefunden werden. 

Im Bundes-Immissions-
schul.tgesctl muß daher, so 
Prof. Dr. Töpfer, mit den Bera­
tung,ergehni"en de, Uinder­
auv.,chusses für I rnl11i~..,ions­

schutl. überein~til11l11cnd. kei­
ne bc~ondere Ausnahmcvor­
schrift für Feuerwehren ge­
schaffen werden. Die; ist auch 
die Auffas;ung der flirden Im­
missionsschutl luständigen 
obersten Behörden ,ämtlicher 
Bundesländer. 

Hinsichtlich der wasser­
rechtlichen Seite verweist 
Bundesmini"er Prof. Dr. Töp­
fer auf die geltende Vorschrift 
des § 17 ades Wasserhaus­
haltsgeseIles, die den berech­
tigten Belangen der Feuerweh­
ren angemesscnerweisc entge­
genkommt. 

-rö-

Bundesweite 
einheitliche 

Rufnummer für 
die Feuerwehren 
Der Vorstand de; Deutschen 

Feuerwehrverbandes stellte 
fe", daß einpräg,"me und 
möglichM an vielen Oncn glei­
che Rufnummern immer mehr 
an Bedeutung gewinnen. Mit 
diesen bundeseinheitlichen 
Rufnummern besteht die Mög­
lichkeit. bunde,weit kostenlos 
bestimmte Einrichtungen und 
Firmen anl.urufen. 

Nachdem gegenüber der Te­
lekom für die Feuerw<!",:n 
Gemeinnutz und öffentliches 
Interesse begründet wurde, 
teilte die Telekom mit Schrei­
ben vom 19. Augu" 1993 mit. 
daß für die Feuerwehrdie bun­
de;einheitliche Rufnummer 
19296 reserviert und zugeteilt 
wurde. 

Damit jedoch diejeweils lU­

;tändige Feuerwehr über die 
Rufnummer 19296 erreichbar 
ist. ist Voraussetzung. daß die­
se Rufnummer in jedem Ons­
net! auf AnLrag der Kommune 
durch die Telekom geschaltet 
werden muß. Er:,t nach dieser 
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Schaltung be"eht über 19296 
bundesweit die Möglichkeit. 
direkt (außer Notrufen) die zu­
"ändige Feuerwehr telefo­
nisch LU erreichen. 

-rö-

Teilnahme 
deutscher 

Feuerwehren 1994 
an Feuerwehr­

leistungsbewerben 
im Ausland 

Meldeschlull: Ende Februar 
1994 

Für einen Start deutscher 
Feuerwehren an Feuerwehr­
Wettbewerben 1994 im Aus­
land sind nachfolgende Bedin­
gungen zu beachten: 
I. G rundsiitzliches 

Die Tei lnahme deutscher 
Feuerwehren an Feuerwehrlei­
~tungsbewerben im Ausland 
;;t aufgrund gegen,eitiger Ver­
einbarungen der nationalen 
Feuerwehrverbände geregelt 
und möglich . Für die Feuer­
wehren der Bundesrepublik 
Deutschland i" hierfür der 
Deutsche Feuerwehrverband 
LUMändig. 
2. Antrag 

Anträge lur Teilnahme an 
einem Feuerwehrleistungsbe­
werb im Ausland ,md 7U rich­
ten an den Deutschen Feuer­
wehrverband (DFV), Ko­
blenze r Stralle 133, D 53177 
Bonn, 

Für die Teilnahme an einem 
Fcuerwehrleistung~bcwerb im 
Ausland ist eine Starterlaubnis 
des DFV erforderlich. 

An einer Teilnahme inleres­
~icne deutsche Feuerwehren 
können die Unterlagen bis 
Ende Februar formlos beim 
DFV anfordem. Zusätzlicher 
Hinweis für baycri,che Feuer­
wehren: Teilnahrncvorausscl-
7ung für Feuerwehren des 
Frei"aates Bayern ist gemäß 
Beschluß des Sprechergremi­
ums, daß die Mitglieder der 
Bcwerbsgmppen mindestens 
dieStufe 11 (Silber)des Bayeri­
sehen Feuerwehrleistungsab­
zeichens bc~il/en. Diese Vor­
aussetzung ist vorn Abnahme­
berechtigten des DFV IU prü­
fen. Liegt die Voraussetzung 
nicht vor, kann keine Abnah-

DFV-Feuerwehr-Bildkalender '94 

Inrormativ - plakativ -
irnagebildend für die" ot­
rallorganisation Feuerwehr" 
is t der Feuerwehr-Bildka­
lende r 1994 des Deutschen 
Feuerwehrverbandes Medi­
en GmbH, der - wie aus den 
Vorj ahren ge" ohnt - ganz 
individuell für d ie jeweilige 
Feuerwehr mit eigenem 
Logo und eigener amens~ 

nennung gestaltet wird, In­
zwischen bedienen sich bun­
d esweit über 170 Wehren 
dieser - für sie kostenfreien 
- Möglichke iten der ÖlTent­
lichkeitsarbeit. Finanziert 
wird das Projekt übe r örtli­
che Anzeigenn erbung, pro­
duziert mit Unterstützung 
eines Frankfurter Verlags im 
Auftrag de r DFV-M edien 
G m b H. 

me der Training.~ leistung und 
Bestätigung im Anmeldebo­
gen erfolgen. 
3. Voraussetzungen 

Allgemeine Vorau~seI7un­

gen (gemäß österreich ischen 
Bestimmungen) für die Zu l.;­
,ung ,ind. daß das Mitglied der 
Bewerbsgruppe 

- ~cit mindesten~ drei Mona­
ten aktives Feuerwehrmit­
glied ist. 

- am ersten Tag des Lei­
stungsbewerbes (Stichtag) 
das 65. Lebensjahr nicht 
überschritten hat und 

- einen gülligen Feuerwehr­
dicnsl3usweis besitzt . 

Der Kalender im D1N-A 3-
Format is t thematisch abge­
s tellt auf die Brdndschutzer­
z iehung/ B r n nd verhü tu ng, 
Jedes der zwölr Kalender­
blätter zeigt ein pla katives 
Farbrolo aus dem vielmlti­
gen Feuerwehr- und Einsatz~ 
geschehen, Abgerundet wird 
das Druckwerk durch eine 
Hinweistafel ., otruf'" zur 
Verwendung auch in Schu­
len und Kindergärten_ Aur 
der Rückseite schließlich lin­
det sich - auch zur Verwen­
dung über das Jahr ' 94 hin­
aus - eine optisch gelungene 
G liederungsübersicht d er 
"deutschen Litnder und 
ihren Feuern ehren". Kon­
taktadresse: DFV-Medien 
G mbH , postrnch 240125, in 
53 154 Bonn, 

- Der Aktive darf im Bewcrb 
um das FLA in Bronze und 
im Bewerb um das FLA in 
Silber bei jeder Bewerbsver­

-an"italtung nur einmal antre­
(en. 

- darf unbeschadet des Besit­
les eines FLA aus einem 
früheren Feuerwehrlei­
stungsbewerh~ erneut antre­
(en. 

Die Bewerbsgruppe 
- muß aus Angehörigen der 

gleichen Feuerwehr beste­
hen, 

- muß in der Klasse A antre­
ten, wenn da~ Gesamtalter 
der Aktiven weniger als 270 
Jahre beträgt, 
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- darf bei einem Gesamtalter 
von 270 Jahren und darüber 
entweder in der Klasse A 
(ohne Alterspunkte) oder in 
der Klasse B (mit Alters­
punkten) antreten. 
Frauengruppen der Feuer-

wehren können nur dann eine 
Starterlaubnis erhalten. wenn 
das Gastland hierfür Bewerbs­
gruppierungen vorgesehen hat 
bzw. wenn dem DFV von dort 
eine Einwilligung zum Start 
(Sondergenehmigung) vor­
liegt. Jugendfeuerwehren kön­
nen an diesen Bewerben nicht 
tei lnehmen. 
4. Bedingungen 

Bei den hier angesproche­
nen Feuerwehrleistungsbe­
werben im Ausland handelt es 
sich um Bewerbe nach den 

Bestimmungen für den Be­
werb um das FLA in Bron­
ze/Silber des Österreichischen 
Bundesfeuerwehrverbandes. 

Skimeisterschaften 
'94 des DFV 
in Schonach 

Die 8. Deutschen Feuer­
weh r-S ki langlau f- M e i ster­
schaften werden am 5.16. März 
1994 in Schonach/Schwarz­
wald ausgetragen. Erstmals 
sollen dabei die Jugendfeuer­
wehren verstärkt angespro­
chen werden: In die Wettbe­
werbs-Ausschreibungen wur­
den neue Leistungsklassen für 
Schülerinnen und Schüler bis 
14 Jahre aufgenommen. Teil­
nehmen können wieder alle 
Angehörigen der Feuerwehr 
im akt i yen Dienst. 

Der baden-württembergi­
sehe Ministerpräs ident Erwin 
Teufel ist Schirmherr dieser 8. 
DFV-Skimeisterschaft. die 
von der Freiwilligen Feuer-
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wehr Schonach und dem dorti ­
gen Skiclub ausgerichtet wird. 
Die Ausschreibungs- und Mel­
deunterlagen sind sowohl 
beim Skiclub Schonach (Post­
fach 88. in 78 134 Schonach) 
als auch beim Landesfeuer­
wehrverband Baden-Würt­
temberg (Röhrer Weg 12. in 
7 1032 Böblingen) abzurufen. 
ebenso bei der DFV-Bundes­
geschäftsstelle (Koblenzer Sir. 
133. in 53177 Bonn). Anmel­
deschluß ist der 25. Februar 
1994. 

-woh-

Präsident Struve 
erhält Rotkreuz­

Ehrenzeichen 
Am 3. ovember 1993 er­

hielt Präsident Hinrich Stru­
vc vom Präsidenten des 
Deutschen Roten Kreuzes, 
Botho Prinz zu Sayn-Witt­
genstein, das Rotkreuz-Eh­
renzeichen. In seiner Lauda­
tio führte der DRK-Präsi­
dent aus, daß Anlaß für die 
Verleihung die gute, vertrau­
ensvolle und konstruktive 
Zusammenarbeit zwischen 
dem Deutschen Feuerwehr­
verband und dem Deutschen 
Roten Kreuz gewesen ist. 
Präsident Struve habe dazu 
über fast zwei Jahrzehnte ei­
nen entscheidenden Beitrag 
geleistet. 

Insbesondere wurde die 
Zusammenarbeit zwischen 
DFV und DRK verstärkt 
und gemeinsame Anliegen 
im Interesse der Arbeit ge­
genüber den Bundesministe­
rien vertreten. Dies zeigte 
sich bei der Mitgestaltung 
von Gesetzesvorhaben, wie 
z. B. dem Berufsbild des Ret­
tungsassistenten, der Novel­
Iierung des Personenber6r­
derungsgesetzes, des Ge­
s u ndhei ts refo rm gesetzes 
1980 und des Gesundheits­
strukturgesetzes 1992. 

Nicht unerwähnt Iiell 
DRK-Präsident Sayn-Witt­
genstein, daß beide Verbän­
de bereits 1987 gemeinsam 
Thesen zum Katastrophen­
schutz verabschiedet haben, 
die aufgrund dringend er­
forderlicher Verbesserun­
gen des Systems des Kata-

strophenschutzes in der 
Bundesrepublik im Zusam­
menwirken zwischen Bund 
und Ländern sowie den im 
Katastrophenschutz mitwir­
kenden Organisationen im 
Rahmen der bestehenden 
verfassungsrechtlichen Zu­
ständigkeiten hinweisen. 
Den gemeinsamen Bemü­
hungen sei es unter anderem 
zu verdanken, daß das Kata­
st rop h ensch u tz - E rgä n­
zungsgesetz verabschiedet 
werden konnte. 

Partner bei der Gestaltung 
des Zivil- und Katastrophen­
schutzes mitwirken zu las­
sen. 

Beide Präsidenten beton­
ten, daß alle mitwirkenden 
Organisationen im Kata­
strophenschutz den politisch 
Verantwortlichen deutlich 
machen müssen, daß über 
Qualität und Quantität von 
Sicherheitserfordernissen 
nicht nur Haushalts- und Fi­
nanzfachleute entscheiden 
dürfen. Die Kontinuität ei­
nes effektiven Zivil- und Ka­
tastrophenschutzes muß ge­
währleistet werden und gesi­
chert bleiben. Die Vorge­
hensweise des Bundes, aber 
auch der Bundesländer, 
trägt gegenwärtig zusätzlich 
dazu bei, daß die Helfer ver­
unsichert sind und auf Dau­
er demotiviert werden. 

Trotz intensivster Bemü­
hungen zeige sich jedoch ge­
genwärtig, daß im Hinblick 
auf tragfahige künftige 
Strukturen des Katastro­
phenschutzes eher der Ein­
druck besteht, der Bund 
habe kein sehr großes Inter­
esse mehr, die Hilfsorganisa­
tionen als gleichrangige 

Datum 
1994 
24.2. 
25.2.-26.2. 
26.2. 
27.2. 
4.3.-5.3 . 
5.3.-6.3. 

11.3-12.3. 
9.4. 
18.4. 
19.4.-20.4. 

20.4. 
23.4. 

3.5.-4.5. 
7.5. 

16.5.-18.5. 

3.6.-8.6. 
3.6.-8.6. (?) 
3.6.-8.6. (?) 

TERMINPLAN l 
DFV Tagung 

Stand: 29. November 1993 
Ort 

Delegiertenvers. LFV Bremen 
DFV 120. Vorstandstagung 
DFV 46. Präsidiumstagung 
DFV Verabschiedung Präs. Struve 

AK .. Feuerwehrheime" 
DFV 8. Feuerwehr-Skilanglauf­

meisterschaften 
DFV 4. FRef .. Umweltschutz" 

UF-Versammlung SH 

Bremen 
Husum 
Husum 
Husum 
Esthal 

Schonach 

DFV 5. FRef .. Gesundh. Rettungsd." 

Aachen 
Krempe 

Kassel 
FNFW-AA4 .. Löschmillel . 
Löschgeräte und 
Löschanlagen" Friedrichsdorf 

Fu lda DFV 4. FRef .. Einsatz" 
LFV SH Landesfeuerwehr-
vers. Elmenhorsl 

DFV 5. FRef .. Vorb. Brandschutz" Fulda 
DFV 7. BU DESWERTUNGS-

SPIELEN RietberglNRW 
38. Sitzung AGBF AK 
.. Technik" Brunsbüttel 
INTERSCHUTZ Hannover 
CfIF-Symposi um Interschutz (?) 

4.6. DFV 
CTlF-Perrnanenter Rat Interschutz (?) 
42 . Delegicrtcnversammlung Hannover 

11.6. 
17.6- 17.7. 
9.9.- 11 .9. 

23.9.-24.9. 

Wettkampf Senatspokal Bremen 
Fußball -Weltmeisterschaft USA 
LFV HEl 
Hess. Feuerwehrtag 
LFV BW Verbands­
versammlung 

Friedrichsdorf 

Tübingen 
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Hessen: DLRG-Landesrat 
tagte in Grünberg 

Der Landesrat. als oberstes 
Gremium der DLRG in Hes­
sen, wurde zur diesjährigen 
Hauptversammlung In die 
Sportschule nach Griinberg 
einberufen. LV-Präsident Peter 
Enders begrüßte die angerei­
sten Bezirksleiter und Beauf­
tragten aus 27 Bezirken Hes­
sens. Als Gäste hieß er den 
Bürgern,eister der Stadt Grün­
berg. Siegbert Damasehke. so­
wie Astrid Löber. Justitiarin 
im Präsidium der DLRG in Es­
sen, herzlich willkommen. 

Astrid Löber dankte im Na­
men des DLRG-Präsidiul1ls 
für die 1993 geleistete Arbeit 
in Hessen. Mit 56000 Mitglie­
dern nehme der Landesver­
band Hessen bundesweit einen 
beachtlichen Stellenwert ein. 

Sorgen bereiten Präsident 
Enders die derzeitigen Spar­
maßnahmen der Kommunen, 
die zu immer häufigeren Bä­
derschließungen führe. Er be­
fürchtet. daß sich daraus eine 
negative Entwicklung für Hes­
sen abzeichnet. 

Astrid Löber überbringt der Versammlung die Grüne des OLRG-Ilrä­
sidiums. 

Auszeichnung mit dem OLRG-Verdienstzeichen in Bronze für Andreas 
l)iet-z (2. ".1.) und I-Ieidrun Jäger; links Präsident Peler Enders und Vi­
zepräsident Pelcr Fromm (2. v. r. ). 
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Die DLRG sei stolz darauf. 
der Jugend (75 % der Mitglie­
der) eine Möglichkeit der per­
sönlichen. freien Entfaltung zu 
bieten. Er sähe die Gefahr. daß 
langfristigein nicht wiedergut­
lU machender Schaden auf 
sport lichem Sektor entstünde. 

Das Schlußwort sprach Eh­
ren präsident Günter Walter: 

Michael Gross 
ehrt Lebensretter 

Zum sechsten Mal 
werden 1994 Menschen 
mit dem NIVEA-Del­
phin ausgezeichnet. 
Schwimmolympiasiege r 
Michael Gross, der die 
Patenschaft übernom­
men hat, ehrt persönlich 
Menschen, die unter Ein­
satz ihres Lebens andere 
vor dem Tod durch Er­
trinken gerettet haben. 

Die Deutsche Lebens­
Ret t u ngs-G esellscha ft 
und NIVEA vergeben den 
Preis in drei Kategorien: 
• Der Deutsche Wasser­

rettungspreis wird an 
DLRG-Mitglieder ver­
liehen_ 

• Mit dem Ehrenpreis 
zum Deutschen Was­
serrettungspreis wer­
den Lebensretter aus­
gezeichnet, die nicht 
der DLRG angehören. 

• Der Förderpreis geht 
an DLRG-Ortsgrup­
pen, die sich in beson­
derer Weise um den 
Wasserrettu ngsd ienst 
an Küsten und Binnen­
gewässern verdient ge­
macht haben_ 

Auch der DLRG blase künftig 
der Wind schärfer ins Gesicht. 
So müssen notwendige Finan­
zierungen und Beschaffungen 
mit mehr Augenmaß angegan­
gen werden. Die DLRG muß 
enger zusammenrücken, wird 
aber weiterhin ohne Zweifel 
ihre satzungsgemäßc Aufga­
bensteIlung erfüllen. 

Die Preisträger erhal­
ten eine Delphin-Skulp­
tur sowie einen Preis von 
3 ()()() DM_ Es werden nur 
Lebensrettungen gewür­
digt, die 1993 durchge­
führt wurden. Mit dem 
NIVEA-DELPHIN, der 
vom Bundesministerium 
für Gesundheit unter­
stützt wird, wollen die In­
itiatoren für die huma­
nitäre Hilfeleistung wer­
ben. 

Das Vorschlagsrecht 
haben Privatpersonen, 
wasse rsport trei bende 
Verbände und andere 
Sportvereine, Bundes­
und Länderministerien, 
Kommunen, Rettungsor­
ganisationen und DLRG­
Gliederungen. 

Die Bewerbungsunter­
lagen, eine ausführliche 
nachprüfbare schriftli ­
che Darstellung der Le­
bensrettung und ggf. 
Nachweis über bereits er­
folgte Ehrungen müssen 
bis zum 28. Februar 1994 
(Posts tempel) beim Präsi­
dium der DLRG, Alfred­
straße 73, 45130 Essen, 
eingehen. 



Schlüsselübergabe 
für DLRG-Wachstation 

Am Ende der Saison der 
Rheingauer DLRG-Kreis­
gruppe stand ein besonderes 
Ereignis: Die Einweihung ih­
rer neuen Wachstation am 
Rheinufer bei Oestrieh. Ei ne 
stattliche Schar von Mitglie­
dern und Freunden der DLRG 
kam zu diesem Ereignis. um 
die Einweihung des entstande­
nen Gebäudes mitzufeiern. 

Prominentester Gast war 
Hessens Innenminister Dr. 
Herben Günther. Er hob her­
vor, daß die Kreisgruppe 
Rheingau mit wenigen Mit­
teln, dafür aber mit um so mehr 
tatkräftigem Arbeitseinsatz, 
diese schmucke Station in Ei­
genleistung errichtet habe. 

Er lobte, daß von 220 Mit­
gliedern in der Kreisgruppe 

180 Jugendliche sind. Dies 
zeige, daß sich junge Men­
schen sehr wohl für Aufgaben 
engagieren und bereit seien, 
wenn man sie richtig anspre­
che. 

Die Station mußte wegen 
der Hochwassergefahr auf 
zwei Meter hohen Stützpfei­
lern errichtet werden. Nur rund 
30 ()()() DM hat das Gebäude 
gekostet, weil ein Großteil der 
Arbeiten in Selbsthilfe über­
nommen wu rde. 

Die DLRG betreut an den 
Saison-Wochenenden von die­
ser Station aus einen viel be­
fahrenen Abschnitt des 
Rheins. 2600 Wachstunden 
wurden 1993 geleistet. Zehn 
Einsätze mußten gefahren 
werden, um Personen aus Was-

Die neue Reltungsstation am Rheinurer bei Oestrich-Winkel kann sich 
sehen lassen. 

Hessens Innenminister Dr. Herbert Günther übergibt den symbolischen 
Schlüssel zur neuen Rettungsstation. 
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sernot zu rellen und Boote zu 
bergen. In den zurückliegen­
den Jahren wurden insgesamt 
vier Menschen vor dem Enrin­
kungstod gerettet. Wie diese 

Einsätze aussehen, wurde im 
Rahmen der Einweihungsfeier 
bei einer Übung auf dem Rhein 
demonstriert. 

Der Mitgliederstagnation 
entgegensteuem 

Die 15. Tagung der Refe­
renten für Öffentlichkeitsar­
beit im DLRG-Landesverband 
Hessen fand im Kelsterbach 
statt. "Mitglied in der DLRG 
zu sein bedeutet, daß der 
Mensch und nicht die Technik 
im Mittelpunkt steht. " Mit die­
sen Worten eröffnete J ürgen 
Kämmerer das diesjährige 
Fachseminar Öffentlichkeits­
arbeit. Als Gäste begrüßte er 
den ersten Stadtrat der Stadt 
Kelsterbach, Ernst Freese, LV­
Präsident Peter Enders, Martin 
Janssen (DLRG-Präsidium 
Essen) sowie 16 Tei lnehmer 
aus Hessen. 

Aus den Sachstandsberich­
ten der Bezirksreferenten für 
Öffentlichkeitsarbeit gi ng her­
vor, daß aus finanziellen und 
wirtschaftlichen Gründen im­
mer mehr Bäder durch die 
Kommunen in Hessen ge­
schlossen werden. Beispiele 
hierfür bieten Frankfun und 
Offenbach. Dies bedeutet für 
die DLRG langfri stig gesehen 
eine Genihrdung ihrer Aufga­
bensteIlung. 

Zusätzlich muß eine Mit­
gliederstagnation befürchtet 
werden. Frankfurt ist ein 
Warnsignal , das ernstgenom-

mcn werden muß. Des weite­
ren kommt hinzu, daß die öf­
fentlichen Geldquellen seitens 
der Kommunen sowie der Hes­
sischen Landesregierung im­
mer spärlicher fließen. Um die 
satzungsgemäße Aufgaben­
steIlung der DLRG im Jahr 
2 ()()() und darüber nicht zu ge­
Hihrden, stellte Kämmerer ein 
neues Mitglieder-Werbekon­
zept vor. 

Einen großen Bedarf sieht 
die DLRG darin, sich verstärkt 
um die Integration unserer aus­
ländischen Mitbürger inner­
halb der DLRG zu bemühen. 
"Sie sind bei uns herllich wi ll ­
kommen", betonte Kämmerer. 
Im zweiten Teil des Tagesse­
minars referierte Martin lans­
sen über das Thema Öffent­
lichkeitsarbeit. ach der theo­
retischen Einführung stieg 
man in die Praxis ein. In Vie­
rergruppen wurden die The­
men ausgearbeitet. Anschlie­
ßend wurden die Berichte im 
Plenum diskutien. 

Nach einem lehrreichen Tag 
bedankte sich Jürgen Kämme­
rer für die Ausrichtung der ge­
lungenen Tagung bei Hannelo­
re Wiederhöft , Werner Grill 
sowie ihrem Helferteam. 

Die hessischen Dl..RG-Referenten für Öffentlichkeitsarbeit stellen sich 
zum Erinncrungsfolo. 
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VERBAND DER ARBEITSGEMEINSCHAFTEN 

r ARMT DER HELFER IN DEN REGIEEINHEITEN·EINRICHTUNGEN DES 
KATASTROPHENSCHUTZES IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND E.V. 

Regieeinheiten unverzichtbare Säulen für 
das Gefahrenmanagement auf Kreisebene 

Mit einem Fe~lakl im Gä­
stehaus der niedersächsischen 
Lande~regierung in Hannover 
haben die kommunalen Regie­
einheiten und -einrichtungen 
dc~ Katul,trophcll,',chutzes ihr 
25jährige, Jubiläum began­
gen. An der Feier und dem an­
,chlleßenden Empfang nah­
men Vemeter des Bundesin­
nenministeriulll'\, der Kata­
"rophen,chull,chulen. des 
A rbei ter-Samari leT-Bundes, 
des Deu"chen Roten KreuLCs. 
der Deutschen Lebens-Ret­
tungs-Gesell,chaft . der Johan­
niter-Unfall-Hilfe. des Mal­
te,er-Hilfsdien"es. des Bun­
de;verbande, für den SelbM­
,chutz. der Bundesärztekam­
mer lind der Bundc.',wehr teil. 

Ministerialdlfigent Anto-
ni,ch~i . der die Gä"e im Na­
men der niedersächsischen 
Landc.,regierung begrüßte. 
hob In seiner An'prache her­
vor. welchen hohen politi­
schen Stellen wen der Kata­
Slrophenschut7 für die nieder­
,äch, ische Landesregierung 
hat und ",elchen großen Wen 
~ie gerade auf dIe Mitwirkung 
der ~ornmunalcn Rcgieeinhei­
tCIl und -einrichtungen an die­
ser Aufgabe lege: 

.,Die.', deutlich zu machen. 
en.cheinl in der gcgenwänigen 
Pha,e der UmgeMaltung des 
viel beschworenen gel11ein~a­

men Hilfeleistungssystems 
von Bund und Uindem beson­
ders wichtig. Wir müssen ge­
mein~am daftir Sorge tragen. 
daß bei den anstehenden Ver­
schlankungen des Zivil­
":Ichutze", aufgrund der verän­
derten äußeren Bedrohungssi­
tuation nun nicht vom Bund 
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2Sjähriges Bestehen in Hannover gefeiert 

am falschen Ende gespan 
wird. nämlich vorlugsweise 
und überproponional beim er­
weiterten K3la~trophenschutL 
Diese Tendenz i>l deutlich er­
kennbar, und ihr wird die 
Innenmini":lterkonferenz der 
Länder in ihrer nächsten Sit­
Lung Ende November 1993 
entgegentreten . Wir wollen 
den in der Sache notwendigen 
Aufgabenverbund von frie­
denszeitlichem Katastrophen­
schUl! der Uinder und den Hil­
feleistung,aufgaben des Bun­
des mit beiderseitigen ange­
me~senen Beiträgen LU dem 
Gesamt>y"em erhalten. Einen 
Kahlschlag bei Fachdiensten 
und Einnchtungen. die flir das 
Funktioniercn dc~ gemeinsa­
men HdfeleislUngssystems 
wesentlich ",ind. darf es nicht 
\\eben. übrigens auch keine 
Uberwäl/ung von Bundes­
pnichlen auf die Länder in die­
sem Bereich. 

Für Hau,hall>tricks und Or­
ganisation~experimente ist das 
gemell1same HilfeleislUngssy­
"em. da, ebenfalI, ,eit 25 Jah­
ren beMelll. auch wegen seiner 
gesell schafl\polili,chen Di­
mension ein denkbar ungeeig­
nete, Feld. Dieses System lebt 
vom ehrenamtlichen Engage­
ment von M itbiirgeri nnen und 
Mitbürgern. die sich freiwillig 
für lange Jahre LU dieser Auf­
gabe verpnichten und sich in 
ihrer Frei/eit dafür ausbilden 
lassen. Dieses bürgerschaft­
lieh getragene Hilfeleistungs­
~y\tem i",t ~einem Wesen nach 
auf Kontinuität angewiesen 
und angelegt: freiwilliges eh­
renamtliches Engagement läßt 
sich - wie oft genug gesagt 

worden j\t - nicht wie ein 
Lichtschalter an- und ausknip­
sen. Notwendige Veränderun­
gen erfordern Behutsamkeit 
und Augenmaß und müssen 
für die Helferinnen und Helfer 
einsehbar fiein, um von ihnen 
mitgetragen werden lU kön­
nen. 

Kontinuität ist - so ~cheilll 
e~ mir - besonders ausgeprägt 
in den Einheiten und Einrich­
tungen. die die Landkreise und 
kreisfreien Städte in eigener 
Trägerschaft aufgestellt ha­
ben. Die Kommunalverwal­
tungen haben mit ihren soge­
nannten Regieeinheiten gute 
Erfahrungen gemacht. sonst 
hällen Sie sie wohl kaum 25 
Jahre lang beibehalten und 
werden auch in Zukunft nicht 
auf sie verzichten wollen und 
können . Die kommunalen Re­
gieeinheiten haben sich in ei­
ner Arbeitsgemeinschaft LU­
sammellgc~ch l ossen, um im 
KOillen der bundesweit prä­
",enten Hilfsorgani~ationen 

gleichberechtigt Gehör zu fin­
den; das i" der ARKAT in 
wahrhaft bemerkenswerter 
Weise gelungen und wird ihr ­
da bin ich sicher - auch in Zu­
kunft gelingen. 

Bcsondcß bemerkenswert 
sind die Beilr1ige der ARKAT 
LU analytischer Durchdrin­
gung und geistiger Fonent­
wicklung des Katastrophen­
schutzes durch vielbeachtete 
Publikationen und eigene Se­
minarveranMaltungen. Wir 
verdanken der ARKAT eine 
Vielzahl origineller, dabei pm­
xisorientierter Denkanstöße 
ebenso wie Sprachschöpfun­
gen. die ein Anliegen auf den 

Punkt bringen - ich denke nur 
an den Begriff vom ,Human­
kapital' der freiwilligen Hel­
fersehaft. Ich kenne keinen an­
deren Zusammenschluß frei­
williger lIelfer, von dem der­
artige Impulsc ausgehen. und 
möchte Ihnen daflir Dank und 
Anerkennung aussprechen. 

Ich bille Sie. an der notwen­
digen Fonentwicklung unse­
res gemeinsamen Hilfelei­
stungssystem auch in Zukunft 
so konstruktiv milluarbeilen 
wie bisher und uns das Enga­
gement der Helferinnen und 
Helfer in Ihren Reihen LU er­
hahen. auf das wir alle ange­
wiesen sind. Gelingt Ihnen 
dieses. so werden Sie ihre Be­
deutung in un!oterem Kataslro­
phenschulLsY>lem auch in Zu­
kunft behalten und Ihre Rolle 
noch weiter festigen . Und das 
wün",chen wir Ihnen alle," 

AR KAT-BundesvorsilLen­
der Klaus-Dieter Kühn ging in 
seiner anschlielknden Festan­
sprache auf .. Herkunft und Zu­
kunft'· der ~ommunalen Re­
gieeinheiten und -einrichtun­
gen ein: 

.. Regieeinheiten. d. h. Ein­
heiten und Einrichtungen des 
Katastrophenschutzes. die 
nicht aus den bekannten Kata­
strophenschulLorganisationen 
wie dem Deutschen Roten 
KreUL. der Johanniter-Unfall ­
Hilfe. dem Maheser-Hilfs­
dienst, dem Arbeiter-Samari­
ter-Bund. der Deutschen Le­
bens-Rett u ngs-Gesellschafl. 
der Freiwilligen Feuerwehr 
oder dem Technischen Hilfs­
werk angehörenden Freiwilli­
gen gebildet wurden. sondern 
unmittelbar in reiner Staats-
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und Kommunalregie aufge­
stellt wurden, waren und sind 
noch heute unmittelbar der 
Leitung der öffentlichen Ver­
waltung direkt zugeordnet. Sie 
haben ihre Wurzeln in den 
Fachdiensten für Brandschutz, 
Bergung, Sanitäts-, ABC-, Be­
treuungs-, Femmelde- und Ve­
tennarwesen des früheren 
Lu ftschu tzh i I fsdienstes 
(LS HD) und haben ihren ei­
gent lichen Ursprung in dem 
nach dem Gesetz über die Er­
weiterung des Katastrophen­
schutzes (KatSG) vom 9. Juli 
1968 als Regieeinheiten und 
Einrichtungen eingeordneten 
Hilfeleistungspotentialen. 

Der in kommunaler Regie 
aufgebaute Katastrophen­
schutz verdankt seine Her­
kunft und auch sei ne Zukunft 
dem Prinzip der Subsidiarität. 
Subsidiarität kennzeichnet zu­
nächst eine mit zentralistisch 
orientierten Organisationsfor­
men konkurrierende und in ein 
Gesamtsystem zu integrieren­
de Aufgabenwahrnehmung, 
die zwischen privatrechtlicher 
und im weitesten Sinne staatli­
cher Verantwortung unter­
scheidet. D. h. der Staat über­
nimmt nur dort die "Regie", 
wo er diese aus seiner unmit­
telbaren Verantwonung heraus 
begründet hat und im Sinne ge­
meinschaftlichen HandeIns 
besser erfüllt sieht. Ansonsten 
gibt er leistungsfahigen Orga­
nisationen die Verpflichtung 
auf, im Sinne der Aufgaben­
steIlung für die Gemeinschaft 
zu handeln. Der Präsident der 
Europäischen Kommission, 
Jacques Delors, hat in seiner 
kürzlich veröffentlichten Visi­
on zur Gestaltung des neuen 
Europas das Subsidiaritäts­
prinzip zum Leitgedanken des 
Zusammenwirkens aller föde­
rativen, pluralistischen und 
multikulturellen gesellschaft­
lichen Elemente im Rahmen 
ei ner gesamteuropäischen 
Ordnung erhoben. 

Auch die Väter des Kata­
strophenschutzgesetzes von 
1968 dachten seinerzeit in die­
sem Geiste "europäisch" und 
überließen es der gemeindli­
chen Ebene subsidiär zu ent­
scheiden, welche öffentliche 
oder private Trägerorganis3ti­
on mit der Wahrnehmung der 
Aufgaben in den verschiede-
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nen Fachdiensten des Kata­
strophenschutzes zu beauftra­
gen sei. 

Auf diese Handlungsprio­
rität auf der Ebene der Kata­
strophenschutzbehörden wird 
es mit Blick auf die gegenwär­
tigen Probleme der Helferge­
winnung und deren Motivati­
onslage weiterhin entschei­
dend ankommen. Die persona­
le Aufrechterhaltung des 
Schutzniveaus erfordert regio­
nal Gestaltungsspielräume, 
denn nur so wird für die Funk­
tionalität des Katastrophen­
schutzes als Ganzes in der 
Fläche auf Dauer ein einheitli­
ches Schutzniveau erreicht 
werden können. 

In diesem Sinne wurden und 
werden die Aufgaben des Ka­
tastrophenschutzes den 
Grundsätzen einer pluralen 
Ordnung der Gesellschaft fol­
gend von sich ergänzenden 
und nicht sich ersetzenden Trä­
gerorganisationen wahrge­
nommen, Das Prinzip der Sub­
sidiarität verkörpert dabei die 
Selbstverantwonung von ver­
schiedenen Organisationen, 
die sich besonders in der wech­
selseitigen befruchtenden Er­
gänzung und Vielfalt ihrer 
Hilfeleistungspotentiale aus­
zeichnen und vor allem die für 
den Einsatzerfolg in komple­
xen Schadenssituationen not­
wendigen Synergieeffekte 
freizusetzen vemlögen. 

Betrachtet man rück-
blickend die Entwicklung des 
für die Wahrnehmung der 
Bundesaufgaben erweitenen 
Katastrophenschutzes, so zei­
gen sich bezogen auf die Ent­
wicklung in den Altbundeslän­
dern nur für einige Fachdien­
ste eindeutige Präferenzen zu­
gunsten trägerschaftlicher Zu­
ordnungen. So ist der Brand­
schutzdienst (von ganz weni­
gen Ausnahmen abgesehen) 
vollständig in der Regie der 
Feuerwehren aufgestellt wor­
den. Die Fachdienste Ber­
gungs- und Instandsetzungs­
dienst befinden sich zu 99 % in 
der Bundesregie der inzwi­
schen selbständigen Bundes­
anstalt THW. 

Und es wird häufig überse­
hen, daß sich derdurch das ver­
mehrte Auftreten von Tierseu­
ehen wieder an BedeulUng ge­
winnende Veterinärdienst zu 

Blick in die Feslversammlung (v. !.: Ministerialrat Vogt, Ur. Kolb, 
Schulleiter Slanowski, KSL Nds., Minislerialdirigenl Antonischki, AR­
KA T-landes,rorsitzender Glöggler, ß-W). 

100 % in kommunaler Regie, 
a lso in der Trägerschaft der 
Gebietskörperschaften selbst, 
befindet. 

Alle weiteren Fachdienste 
haben in regional unterschied­
licher Ausprägung hinsicht­
lich ihrer Trägerschaft einen 
subsidiären Zuschnitt erfah­
ren. D. h., wer önlich über die 
besten personellen, organisa­
torischen und fachlichen Res­
sourcen verfügte, wurde mit 
der Bildung der entsprechen­
den Fachdiensteinheiten von 
den Katastrophenschutz­
behörden beauftragt. 

Gemessen am Gesamthilfe­
potential des erweiterten Kata­
strophenschutzes halten die 
kommunalen Regieeinheiten 
und -einrichtungen heute ei­
nen Anteil von über 25 % mit 
rund 23000 Helferinnen und 
Helfern. Es ist auch bemer­
kenswert, daß fast 90 % des 
erweiterten Katastrophen­
schutzes in Staatsregie, also in 
den Feuerwehren, Techni­
schem Hilfswerk oder kom­
munalen Regieeinheiten orga­
nisiert ist. 

Originäre Fachdienste der 
kOlllmumllen Regieeinheiten 
betreffen die Bereiche 
Führung, Kommunikation und 
Logistik. So sind die Einheiten 
und Einrichtungen der 
Führung zu über 60 % in Kom­
munalregie gebildet worden, 
während hier die Feuerwehren 
zu 18 %,dasTHWzu 14 % und 
die privaten Hilfsorganisatio­
nen zu 8 % präsent sind. 

Die trägerschaftJiche Prä­
senz für den Fernmeldedienst 
bietet ein ähnliches Bild: 66 % 

Regie, 17 % THW, 8 % Feuer­
wehren, 9 % private Hilfsorga­
nisationen. 

Aber auch im Betreuungs­
dienst (40 %) und im ABC­
Dienst (36 %) stellen die kom­
munalen Regieeinheiten be­
achtenswene Hilfeleistungs­
potentiale. 

Es sind also überwiegend 
diejenigen Schutzbereiche, in 
denen es auf den unmittelbaren 
Aufgabenkomplex der von 
den Katastrophenschutz­
behörden direkt wahrzuneh­
menden Leistungs- und Koor­
dinierungsverantwortung an­
kommt, in denen Regieeinhei­
ten unterstützend tätig sind. 
Als gemeinde- und verwal­
tungsnahe EinriChtungen neh­
men kommunale Regieeinhei­
ten hier wichtige Querschnitts­
funktionen hinsichtlich der In­
tegration der verschiedenen 
Fachdienste und Komponen­
ten der Gefahrenabwehr auf 
Kreisebene wahr und tragen 
vielleicht nicht zuletzt auch 
aufgrund ihres organisations­
neutralen Charakters wesent­
lich zur fachdienst- und orga­
nisationsübergreifenden Ein­
bindung des Katastrophen­
schutzes in die Gesamtgefah­
renabwehr bei. 

Die alternative Präsenz un­
terschiedlicher Träger in den 
jeweiligen Fachdiensten hat in 
den vergangenen 25 Jahren 
ganz entscheidend dazu beige­
tragen, die Erfüllung der Auf­
gaben des Katastrophen­
schutzes flächendeckend zu 
gewährleisten. 

Das gesetzlich verankerte 
Subsidiaritätsprinzip förderte 
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de7entrale Strukturen und 
wirkte im Sinne eine~ po~jti­
ven Weubewerbs hinsichtlich 
der Lci,tungsHihigkeit der Ge­
,amthilfelei,tung durchaus ef­
fizien/fördernd. In den Alt­
bunde,ländern hat ,ich die 
hiervon begünstigte Vielge­
Maillgkeit. Funktionalität und 
Flexibilitiit im GrundsatL be­
wähn. 

Nun soll durch di"en Ex­
kurs in die Formen des subsi­
diären Denkens und Handeins 
nicht da/u beigetragen wer­
den. etwa einer bestimmten 
politischen oder wimchaftli­
chen Do)..trin das Won reden 
LU wollen. Es lohne aber. 
Jacquc~ Delors in ~einen Ge­
danken 7U den Grenzen von öf­
fentlichen und privatrechtlich 
wahr/unehmenden Aufguben 
noch ein wenig zu folgen lind 
diese gleichsam als Schlußfol­
gerung auch ftir die weitere 
Zukunft des KataMrophen­
~chut/es zum Nachdenken an­
heim LU geben. 

Wie sehen die Per>pcktiven 
für die Entwicklung eines inte­
grienen Gefahrenschut7e, in 
Deutschland derzeit aus? 
Während die Aufgaben durch 
die bereChtigten Schut7anlie­
gen der Menschen in den neu­
en Bundc!'.Hindem relativ um 
20'K gewuchsen sind. sinkt im 
vcrCl11tcn Deutschland die fi­
narllielle Basi'> für dic\c exi­
stenllelle ZukunfLsaufgabe um 
relativ über 50 %. 

Unbeschadet der erhebli­
chen Bedenken der Organi,a­
tionen und Verbände wird da­
mit derzeit das in einem lang­
fristigen Prozeß sub,idiär auf­
gebaute Hurnankapital ohne 
Not vermeintlichen Spareffek­
ten preisgegeben. Wir erleben. 
wie von der Bundesregierung 
und einigen Bundc\ländem 
(I. B. ordrhein-Westfalen 
und Baden-Wüntemberg) ein­
vernehmlich ganze Fachdien­
ste und Fachdienstkomponen­
tell ohne VorhandenCoicin funk­
lion\fiihiger Alternativen auf­
gegeben werden sollen. 

So sehen die jüngsten Be­
,chllh,e 7um Bundeshau,halt 
vor, die Gesamtausgaben fUr 
den Zivil- und Kata'trophen­
schutl von bisher 937 Mio. 
DM (alte Bundesländer) auf 
rd. 580 Mio. DM (alte und 
neue Bunde,länder) zurück/u-
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führen. Pro Kopf der Bevölke­
rung und Jahr hat der Bund 
al,>o für die von ihm LU lei­
Menden verfassungsmäßigen 
Aufgaben damit gerade noch 
7.50 DM für <eine Bürgerin­
nen und Bürger übrig. 

Man kann sich der Auffas­
sung von Dr. Dombrowski da­
her durchaus anschließen. 
wenn die,er anläßlich des 
Iweiten iedersäch~i~chen 

Katastrophenschutt-Symposi­
ums davor warnte, daß der 
Staat gegenwärtig dabei ,ei, 
seinen Ge,ell,ehaft;venrag 
mit den Bürgerinnen und Bür­
gern in diesem Sicherheitsbe­
reich aufLukündigen. 

Konkurrierende Intere~\en. 
Ideenlosigkeit und da, völlige 
Fehlen einer politischen Visi­
on. begleitet vom finan/takti­
~chcn Potpourri I..wischen 
Bund. Ländern und Kommu­
nen. entLieht dem gesamt"taat­
lichen Anliegen des Schutte, 
der Bevölkerung vor Gefahren 
Lunehmend die Grundlage. 

Um nicht mißver~tandcn zu 
werden: Ein Strukturwandel 
IIn Kata\trophenschutL ist 
nötig. Aber es wird gegenwär­
tig nicht mehr wahrgenom­
men. daß insbesondere ~eitens 
der jetzt 7ur Disposition ste­
henden Einheiten und Einrich­
tungen bereits erhebliche An­
sütLe zur Integration in allge­
meine Gefahrenabwehrpoten­
tiale unternommen und teil­
wei.;;e bereits umgesetLt wor­
den ,ind. Läßt man die,e 
Know-how-Potentiale jetzt 
einfach wegbrechen. w~iren 

diese unwiederbringlich verlo­
ren. 

Die freiwillige und ehren­
amtliche Mitwirkung von rd. 
50000 Helferinnen und Hel­
fern stünde in den Altbundes­
ländern Lur Disposition und 
die Finanlierung der Ausbil­
dung von rd. 50000 weiteren 
Helferinnen und Helfern des 
~ogenannlen Ergänzung~teiles 
,oll ebenfalls seitens des Bun­
des eingestellt werden. Allein 
im Bereich Führung. Kommu­
nikation und Logistik wären 
rd. 25000 Helferinnen und 
Helfer nicht allein der Regie­
einheiten unmittelbar betrof­
fen. 

Die ARKAT hat natürlich 
schon in Kenntnis der perso­
nalen Planungen erhebliche 

Sorge gerade in bezug auf die 
pe"onale Zukunft der Regie­
einheiten. De~halb müssen wir 
darauf bestehen. daß der Ab­
bau der Hilfeleistungspoten­
tiale - wie sich das seit länge­
rem ab/eichnet - nicht ein~ei­
tig und völlig zu Lasten der 
Einheiten und Einrichtungen 
der Führung und hinsichtlich 
der BetrofTenheit der verschie­
denen Triigerschaften ausge­
glichen ge'taltet. Da, Land 
Niede""cJ"en hat sich hierzu 
eindeutig erklärt. wofür wir 
Innenmini~ter Gerhard Glo­
gowski außerordentlich dank­
bar sind. 

Die Notwendigkeit subsi­
diär aufge\tellter kommunaler 
Regieeinheiten wird ange­
,ichts der sinkenden Bereit­
schaft lur freiwilligen und eh­
renamtlichen Dienstlebtung. 
von der alle Organisationen 
gleichennaßen betroffen sind. 
eher Wieder an Bedeutung ge­
winnen. 

Wir leben in einer pluralen 
Gesellschaft und die Motive, 
in einer Feuerwehr. dem Tech­
nischen Hilfswerk, den priva­
ten Hilf..,organisationen oder in 
Kommunal-Regie im Kata-
5Lrophen~chutL mitzuwirken. 
sind durchau~ ~pezifiziert zu 
sehen. 

Alle Organi"iationen werden 
angesichts der gegenwärtigen 
Rahmenbedingungen 7uneh­
mend Probleme haben. ihre 
Einheiten und Einrichtungen 
in den jeweiligen Fachdien­
sten personell LU halten. D. h .. 
die Möglichkeit der Katastro­
phenschllt7behörden. Einhei­
ten und Einrichtungen nach 
dem Sub,idiaritätsprinzip auf­
stellen IU können, wird für die 
personale Überlebensftihig­
keit des gemeinsamen Hilfe­
leistung""yslcms immer be­
deutungsvoller werden. 

Die langfristige Aufrechter­
haltung de, Subsidiaritätsprin­
zip~ i~t deshalb an einen ge­
wissen Refcrenzrahrnen ge­
bunden. Dclors hat es - wie ich 
meine - richtig formuliert. 
wenn er für jede Gemeinschaft 
und jedes Gemeinwesen einen 
orgHni~alorischen gemeinsa­
men Raum als Voraussetzung 
7ugrundelegt. in dem jeder­
mann und jedweder Organisa­
tion das Recht zusteht. Verant­
wortung dort LU tragen, wo er 

oder sie die Aufgaben am be­
sten zu erfüllen vermag. Die 
Pnicht der öffentlichen Ver­
waltung, jedem hierfür die 
Mittel zur Verfügung zu stei­
len, damit man sich darin voll 
verwirklichen kann. gehön zu 
den Grundprinzipien der De­
mokratie und ist Maßstab ftir 
die Glaubwürdigkeit staatli­
chen Handeins. Auch ftir den 
Staat gilt. daß SUQ,idiarität ein 
Prinzip darstellt. das man LWar 
gern auf andere. nicht aber so 
,ehr auf sich selbst bezogen 
angewendet ~ehen möchte." 

Höhepunkt warder Festvor­
trag von Dr. Paul Wilhelm 
Kolb. dem international re­
nommierten Experten und Ne­
,tor des Zivil- und Katastro­
phenschutzes. Der Präsident 
des Schutzforums lind frühere 
Präsident de~ Bundesamtes für 
Zivilschutz stellte die Kultur 
des Helfens in den Mittelpunkt 
,einer Ausführungen. Lclll­
endlich seien es die Helferin­
nen und Helfer. die im erwei­
tenen Katastrophenschutt die 
Einsatzftihigkeit jenseits von 
politischen und Verwaltungs­
querelen gewährleistet haben. 

Dr. Kolb ftihne u. a. aus: 
..Die ehrenamtlichen Helfer in 
den unterschiedlichen Träger­
organisationen sind mit Recht 
enttäuscht.ja verbittert, seit sie 
den Eindruck haben müssen, 
daß auf ihre Mitwirkung bei 
der Konzipierung eines diesen 
Namen verdienenden Reform­
paketes von seiten der öffent­
lichen Hände. d. h. von Bund. 
Ländern und Kommunen, an­
scheinend kein besonders 
großer Wen gelegt wird. Ohne 
dieses ideelle Engagement und 
die Verwenungdes breiten und 
praxisbewährten Fachwissens 
der Trägerorganisationen des 
Zivil- und Katastrophen­
schutzes werden aber die auch 
vom Parlament dringlich ge­
fordenen Reformen keinen 
langfristigen Erfolg haben 
können. Es i't deshalb zu for­
dern. daß den Belangen des hu­
manitären Bevölkerungs­
schutzes eine den Anliegen der 
inneren Sicherheit vergleichs­
weise politische Priorität ein­
geräumt wi rd." 

(Der Fe'tvonrag von Dr. 
Kalb wird in un~erer nächsten 
Ausgabe im Wonlaut wieder­
gegeben.) 
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Tragebegurtung 
"Modell Aachen" 

Rettungstücher sind zum Trans­
port nicht gehfähiger Patienten unter 
erschwerten Bedingungen, z. B. 
durch enge Treppenhäuser, be­
stimmt. Sie sind entsprechend der 
DIN-Norm auf allen Rettungs- und 
Krankenwagen mitzuführen. Ret­
tungstücher werden normalerweise 
aus Baumwolle oder Synthetik her­
gestellt. 

Seitlich sind die Tücher mit jeweils 
drei Schlaufengriffen versehen. An 
Kopf- und Fußteil ist je 1 Schlaufen­
griff angenäht. Bei Patiententrans­
porten mit diesem Tuch müssen 
jeweils zwei oder drei Träger das Pa­
tientengewicht in orthopädisch 
ungünstiger Beugehaltung umset­
zen. 

Bei dem neuen Konzept wird das 
mittlere und obere Handgriffspaar 
durch zwei verstellbare Schultergur­
te ergänz1. Die SChultergurte sind 
durch Metallschnallen mit dem Tuch 
verbunden. Durch Auflage der Trag­
last auf die Schultern werden zu­
nächst beide Hände der Träger entla­
stet. Außerdem sorgt der Schulter­
gurt für eine achsengerechte Bela­
stung der Brust- und Lendenwirbel­
säule. Die Hände sind nur noch zur 
Transportstabilisierung nötig. Die 
konstruierten Tragegurte sind geeig­
net, Tragekomfort und Sicherheit für 
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Patienten und das beteiligte Ret­
tungsdienstpersonal zu erhöhen. 

(Foto: Mehlkop) 

Feuerwehr­
Sicherheitskleidung 

In Zusammenarbeit mit der Be­
rufsfeuerwehr Düsseldorf wurde eine 
neuartige Feuerwehr-Sicherheits­
kleidung entwickelt , die mit einer 
Schnittschutzeinlage versehen ist. 
Die aus Jacke und Latzhose beste­
hende Kombination ist speziell für 

den sicheren Motorsägeneinsatz auf 
Drehleitern konzipiert . 

Jacke und Hose bestehen aus 
Mischgewebe (Nylon/Baumwolle), 
sind wasser- und schmutzabweisend 
imprägniert und flamm hemm end. Die 
Jacke verfügt über eine vollständige 
Schnittschutzeinlage, die Schnitt­
schutzeinlage der Hose reicht auf der 
Vorderseite bis zum Bauchraum. Das 
leuchtende Orange der Kombination 
trägt ebenso zur Sicherheit bei wie 
die zwei Reflexstreifen und der 
Rückenschriftzug "Feuerwehr". 

(Foto: Sinzig) 

Training mit Danny 

Notfallmediziner stellen immer 
wieder fest, daß selbst professionel­
le Helfer vielfach nur über unzurei­
chende Fertigkeiten in der Erstver­
sorgung verletzter Kinder verfügen. 

Als Ursache dieser mangelhaften 
Kenntnisse nennen Fachleute u. a. 
das Fehlen realistischer Übungssy­
steme für eine praxisgerechte Ausbil­
dung. 

Mit Megacode-Danny stellt sich 
jetz1 die erste Übungspuppe vor, die 
eine standardisierte Ausbildung in 
notwendigen Lebensrettungsmaß­
nahmen bei Kindern möglich macht. 
Mit dem Trainingssystem Megacode­
Danny kann die Erstversorgung eines 
Kindes realitätsnah und mit Original­
geräten vom Notfall-Team geübt wer­
den. 

Mit speziellem Zubehör (Trauma­
Module) können von schweren Haut­
abschürfungen nach einem Fahrrad­
unfall bis zum Herzstillstand nach ei­
nem Stromschlag unterschiedliche, 
kindertypische Verletzungen simu­
liert werden. Neben oraler und nasa­
ler Intubation, Beatmung und Herz­
druckmassage kann auch eine Drei­
Punkt-EKG-Ableitung sowie die De­
fibrillation mit allen handelsüblichen 
Gerätetypen trainiert werden. 

Megacode-Danny entspricht in 
Größe und Gewicht einem sechs­
jährigen Kind , so daß auch Ber­
gungsmanöver möglich sind. Danny 
verfügt über 32 pädiatrietypische 
Herzrhythmen. Intravenöse Infusio­
nen in flüssigkeitsgefüllten Venen 
können an hand eines Infusionsarmes 
geübt werden. Ein spezielles Infusi­
onsbein kann auf der gesamten Län­
ge perfundiert werden und ermög­
licht die intraossäre Infusion. 

(Foto: Dräger) 
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Die Feuernehr im 
Gefahrguteinsatz 

Von Lothar Schott 
S&W Druckerei und Ver1ag, 

35037 Marburg 

Was Feuerwehrleute im Gefahr­
guteinsatz benötigen, sind erste aus­
reichende Informationen über die Ge­
fahren des Schadstoffs und eine Por­
tion Anwender-Know-how über die 
ihnen für Maßnahmen zur Verfügung 
stehenden Geräte und Armaturen, 
gepaart mit praktischem Grundla­
genwissen aus Chemie, Physik, Toxi­
kologie, Arbeitsschutz und Löschleh­
re. Das ermöglicht ihnen eine sach­
gerechte Lagebeurteilung und den 
Entschluß zur wirkungsvollen Gefah­
renabwehrmaßnahme. Bei der Be­
wältigung dieses umfangreichen Auf­
gabenbereichs soll das vorliegende 
Taschenbuch Hilfe bieten. 

Es bedarf des Hinweises, daß be­
reits das Handbuch "Feuerwehr­
Grundlehrgang FwDV2/2" von 
Schott/Ritter einen Abschnitt "Ge­
fahrstoffe und gefährliche Güter" ent­
hält, der schon in die Grundlagen die­
ses Themas einführt. Auf diese 
Grundlagen wird im vorliegenden 
Handbuch nicht mehr eingegangen. 

Von Pompeji zum 
Pinatubo 

Die Urgewalt der Vulkane 
Von Robert und Barbara Decker 

Blrkhäuser Ver1ag, CH-4010 Basel 

Wir kennen über 1300 potentiell 
aktive Vulkane auf unserem Planeten, 
von denen durchschnittlich etwa 50 
pro Jahr ausbrechen. Die wissen­
schaftlichen Erkenntnisse, die man 
bei jeder Eruption gewinnt, fügen 
dem Puzzle um das Phänomen des 
Vulkanismus ein neu es Stück hinzu. 

Das Buch zeigt, wie unberechen­
bar Vulkane sind. Und doch geht von 
ihnen auch eine Faszination aus, die 
nach den Gründen dieses Natur­
schauspiels fragen läßt. Indem die 
Geschichte der Erforschung von Vul­
kanen erzählt wird , erfährt der Leser, 
was ein Vulkan ist und wie er funktio­
niert, welche Risiken und Nutzen sich 
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daraus ergeben, wie sich Vulkanaus­
brüche vorhersagen lassen und war­
um es doch immer wieder zu Kata­
strophen kommt. 

Der aktuelle 
bundeseinheitliche 
Vernarnungs- und 
Bußgeld-Katalog 

Von Wolf-Dieter Speck 
und Joachlm Speer 

ADAC-Ver1ag GmbH, 81365 München 

Viele Änderungen traten seit Er­
scheinen der neuen Kataloge für Ver­
warnungs- und Bußgelder im Stra­
ßenverkehr ein. In diesen Zusam­
menstellungen sind die meisten aller 
möglichen Verkehrs verstöße aufge­
führt, die im Regelfall vom Verkehrs­
teilnehmer zu zahlenden Bußgelder 
sind darin festgelegt und die "Flens­
burg-Punkte" den Tatbeständen zu­
geordnet. Auch wird bestimmt, in 
welchen Fällen "zur nachhaltigen Ein­
wirkung auf den Verkehrssünder" ein 
Fahrverbot verhängt werden soll. 

In diesem handlichen Buch sind 
die aktuellen Kataloge dargestellt 
und erläutert. Jeder kann also selbst 
ermitteln, mit welchem Verwarnungs­
und Bußgeld sein falsches Verhalten 
im Straßenverkehr belegt wird oder 
ob gar Schlimmeres auf ihn zu­
kommt. 

Die Feuernehr und 
ihre Fahrzeuge 

Sonderaufbauten 
Von Helmut Raab 

Lothar Haus Druck + Ver1ag, 
63521 Er1ensee 

Berufs- und Freiwillige Feuerweh­
ren stellen Sonderfahrzeuge immer 
dann in Dienst, wenn mit herkömmli­
chen DIN-Einheiten die spezifischen 
Belange aus den unterschiedlichsten 
Gründen heraus nur unzulänglich er­
füllbar sind. Eine Vielzahl solcher 
"Spezialitäten" sind in diesem Buch 
zusammengefaßt. Sie stehen für die 
technische Entwicklung und zeigen 

zugleich, welche Lösungen in der Zu­
sammenarbeit zwischen Feuerwehr 
und Aufbauhersteller möglich sind. 

Ziel war keine komplette Übersicht 
zu einem bestimmten Zeitraum, kein 
Typenbuch. Der Leser erhält vielmehr 
einen Einblick in die Entwicklung der 
letzten Jahre an hand von gezielt aus­
gewählten Einzelbeispielen, abge­
rundet durch die wesentlichsten 
technischen Informationen. 

Vom kleinen Kombinationsfahr­
zeug für den gleichzeitigen Lösch­
und Hilfeleistungseinsatz im Bereich 
der Freiwilligen Feuerwehr über Uni­
versalfahrzeuge der Berufs- und 
Werkfeuerwehren bis hin zu den un­
terschiedlichsten Rüst- und Geräte­
wagen oder den Spezialkonstruktio­
nen für Verkehrs flughäfen sind alle re­
levanten Fahrzeuggruppen vertreten. 

Der Arzt im Krieg 
Von Kar1helnz Schnelder-Janessen 
Uchtenwys Ver1ag, 60311 Frankfurt 

Der Autor bemüht sich um eine 
authentische Darstellung des Kriegs­
geschehens aus ärztlicher Sicht zwi­
schen Deutschland und der Sowjet­
union von 1941 bis 1945. Im Gegen­
satz zu den meist historisch angeleg­
ten Kriegsbeschreibungen wird in 
diesem Buch das Schicksal der Ver­
wundeten und die Tätigkeit der Ärzte 
in den Mittelpunk1 des Geschehens 
gestellt, wobei erstmalig sowohl 
deutsche wie russische Ärzte ge­
trennt berichten. Das Buch gliedert 
sich in zwei Abschnitte, wobei im er­
sten Abschnitt die Geschichte des 
deutsch-russischen Krieges aufge­
zeigt wird. Der zweite Abschnitt erör­
tert neben speziellen medizinischen 
auch psychologische Fragen. Letzte­
re Thematik umfaßt Gewissenskon­
flik1e und Krisen angesichts des täg­
lichen Elends, Angstprobleme sowie 
Reaktionen der Soldaten auf ihre Ver­
wundung und Selbstverstümmelun­
gen. Erschreckende Zahlen bewei­
sen, daß weit über 100 Millionen Ver­
wundete auf beiden Seiten von Ärz­
ten versorgt wurden. Mehr als 
200000 deutsche und russische Ärz­
te kämpften inmitten gigantischer 
Vernichtungsschlachten um das Le­
ben der Soldaten. 
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Walfgang Jendsch , 

MINIMAGAZIN / 

Kräder (KatS-Zugtrupps) 

Den Zügen des Katastrophen­
schutzes sind im Bereich ihrer Zug­
trupps in der Regel Kräder zugeord­
net, denen Melde-, Leit- und Erkun­
dungsaufgaben zukommen. Alle die­
se Kräder gelten als "zu beordernde" 
Fahrzeuge, d. h., sie müssen im KatS­
Fall gegebenenfalls aus privaten Be­
ständen herangezogen werden. Von 
daher sind auch die Typen der Kräder 
nicht festgeschrieben , infrage kom­
men dürften sowohl geländegängige 
Zweiräder als auch Straßenmaschi­
nen. 

Im Bereich der Sanitätsorganisa­
tionen, der Feuerwehr und des Tech­
nischen Hilfswerks finden sich gele­
gentlich Kräder, die in eigener Regie 
den KatS-Einheiten zugeordnet wur­
den, die aber auch im Rahmen des 
üblichen Einsatzdienstes herangezo­
gen werden. 

Die Modelle 

Im Rahmen unserer Beitragsserie 
über "Fahrzeuge des Katastrophen­
schutzes" sollen Kräder nicht verges­
sen werden. Sie stellen - ganz gleich, 
ob in ziviler oder organisationstypi­
scher Ausführung - eine wesentliche 
Bereicherung des KatS-Fahrzeug­
parks beziehungsweise des einzel­
nen KatS-Zuges dar. Es bleibt dem 
Bastler freigestellt , ob er solche Fahr­
zeuge (dies gilt im Prinzip für alle "zu 
beordernden" Fahrzeuge) in ziviler 
Ausführung oder als Organisations­
Fahrzeuge darstellen möchte. 

Die Auswahl der Modell-Kräder ist 
nicht sehr groß. Beispielhaft genannt 
werden an dieser Stelle Kräder aus 
dem Preiser-Programm: Typ "Hercu­
les" (Geländekrad) mit Fahrer (Nr. 
10081 , Nr. 16511), Typ "BMW" 
(Straßenmaschine ohne Schutzum­
mantelung) mit Fahrer (Nr. 10078, Nr. 
10174, Nr. 10175, Nr. 10191), Typ 
"BMW" (Straßenmaschine mit 
SChutzummantelung) mit Fahrer (Nr. 
10104, Nr. 25101). Hingewiesen wird 
an dieser Stelle auch auf die Preiser­
Angebote ,,20 unbemalte Miniaturfi­
guren Polizei" (Nr. 16331) und" 18 un­
bemalte Miniaturfiguren Kradfahrer" 

Die Einsatzfahrzeuge des Katastrophenschutzes 
Vom Vorbild zum Modell 

Organisations· 
eigene Kräder für 
Melde-, Leit- und 

ErkundungsauI­
gaben . Im Bild 
ein BMW-Krad 
der FF Überlin­
gen/Bodensee 

Eine Auswahl von 
vorb ildgerechten 
Krädern im Maß­

stab 1:B7/HO (v. I. 
BMW FF Überlin-

gen , Hereules­
Geländekrad des 

ORK, BMW des 
MHO, Hereules 

des THW). 

(Nr. 16332), die im wesentlichen die 
vorgenannten Modelle enthalten. 

Ein allgemein gültiger Gestal­
tungshinweis für Kräder kann an die­
ser Stelle verständlicherweise nicht 
gegeben werden. Es gilt selbstver­
ständlich das Vorbild , das in der Re­
gel sehr individuell ausgestattet ist. 
Der Bastler wird zwei Dinge tun müs­
sen: zum einen das Krad selbst (so­
fern es nicht "zivil" belassen werden 
soll) organisationstypisch lackieren 
(eine Feinarbeit, die es sehr sorgfältig 
auszuführen gilt), zum andern die 
(falls erforderlich) zugehörige Figur 
des Kradfahrers in passender Ein­
satzkleidung darstellen (evtt. Aus­
tausch der angebotenen Fahrer, farb­
liche Abwandlung , Zusammenbau 
mehrerer geeigneter Einzelteile der 
bei Preiser angebotenen Figuren). 
Dies ist, wie unser Modellfoto zeigt, 
durchaus möglich und bringt interes­
sante Ergebnisse. 

Die farblich so behandelten Kräder 
können desweiteren ausgestattet 
werden mit Seitentaschen bzw. 
-behältern (Preiser- und Roco-Zu­
behör), mit Rückspiegeln, Zusatzblin-

kern und Blaulichtern (Roco, Preiser, 
Herpa), gegebenenfalls mit Funkan­
lage (Roco) oder beispielsweise mit 
Winkerkelle (Roco, Preiser). Zur Be­
schriftung der Kräder (in der Regel or­
ganisationstypische Embleme) die­
nen die entsprechenden Sätze aus 
den Programmen von Müller oder 
Preiser. 

An dieser Stelle soll der Hinweis 
noch einmal aufgegriffen werden: 
"Zu beordernde" Fahrzeuge des Ka­
tastrophenschutzes (It. STAN) kön­
nen je nach Vorstellung des Modell­
bastlers grundsätzlich in "ziviler" Ver­
sion (beziehbar als Grundmodell z. B. 
mit Firmenbeschriftung, ausstattbar 
mit diversen Firmenbeschriftungen) 
oder in organisationstypischer Versi­
on (DRK, MHD, ASB, JUH, Feuer­
wehr, THW, u. a.) hergestellt werden. 
In unseren Beiträgen wird letzteren 
der Vorzug gegeben, um eine ein­
heitliche Darstellung von KatS-Zügen 
zu gewährleisten. Im übrigen sind in 
der Zusammenstellung von Zügen 
beide Fahrzeug-Versionen aus­
tauschbar. 



Postvertriebsstück - Gebühr bezahlt 
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Aluminiumsehwei/len im Halasl"phensehulz 

Seit rund zwei Jahren führt das Be­
rufsbildungszentrum Osthessen GmbH 
Fulda (BBZ) die Schweißausbildung für 
THW-Helfer durch. Das Ausbildungspro­
gramm beinhaltet neben den Lehrgängen 
"Gasschweißen" und "lichtbogenhand­
schweißen" der Stufen I biS IV für Helfer 
der GaslWasser-Gruppen des Instandset­
zungsdienstes auch den Lehrgang "Alu­
miniumschweißen" für Helfer der Elektro­
gruppen des THW. Grundlage der Schu­
lung sind die Richtlinien der Aluminium­
Zentrale Düsseldorf. 

Die zweiwöchige Ausbildung soll die Hel­
fer befähigen, mit Hilfe des Gasschmelz­
schweißens Reparaturarbeiten an Freilei­
tungen, Stromschienen und Dehnungs­
bändern selbständig durchzuführen. Der 
Lehrgang endet mit einer Abschlußprüfung. Wird sie bestanden, erhal ten die THW­
Helfer eine von Industrie und Handwerk anerkannte Lehrgangsbescheinigung. 

Unser Titelbild und die Fotos auf dieser Seite zeigen einzelne Szenen aus dem Lehr-
gang. (Fotos: Sers) 


